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Zur Lage Oſtproblem und Regierungswechſel 


von Dr. Ferdinand 


Die nicht zu umgehende Notwendigkeit zur Löſung 
der Oſtfragen enthält die Hauptſchwierigkeiten, deren 
Gewalt das Kabinett Brüning weichen mußte. Die 
Regierung wollte die von dem Oſtkommiſſar in 
Ausſicht geſtellte Bereinigung der fait ſchon un⸗ 
entwirrbar gewordenen Schuldenverkettung im Djten | 
durch eine großzügige Siedlungsaktion herbeiführen. 
Das Programm der Beſiedlung von 2 Millionen 
Morgen ſetzte die Löſung ſo vieler ſchwerwiegender 
Vorfragen voraus, daß ſchon bei ſeiner Bekannt⸗ 
gabe Zweifel an ſeiner Durchführbarkeit auftauchen 
mußten. (Vergl. Siedlung und Wirtſchaft S. 354 f.) 
Die Beratungen des Kabinetts hatten zu dem Er⸗ 
gebnis geführt, daß der Oſtkommiſſar bei allen 
Gütern, für die der Entſchuldungsplan nicht aufs | 
geſtellt werden konnte, den Boden im Zwangsver⸗ | 
ſteigerungsverfahren erwerben jollte, um ihn der vom 
Reichsarbeitsminiſterium betreuten Siedlung zu⸗ 
zuführen. | 

Dieſer Plan ließ die entſcheidende Frage der Boden⸗ 
preiſe und des Verfahrens ihrer Feſtſtellung zunächſt | 
noch offen. | 

Die Bewertung des Bodens iſt das Grundproblem. 
Wenn der Bodenwert nach der heutigen Rentabilität | 
der Landwirtſchaft berechnet wird, ſo würden die 
zweitſtelligen Hypothekengläubiger durchweg aus⸗ 
fallen, und ſelbſt die 1. Hypothek würde nicht immer 
ausgeboten werden. Wollte man den Boden aber 
entſprechend dem Schuldenſtand der Landwirtſchaft 
bewerten, ſo bliebe der Siedler in unerträglicher 
Weiſe belaſtet. Die erſte Art der Bewertung dürfte 
die natürliche und volkswirtſchaftlich richtige jein, 
wenn man nicht die augenblicklichen Konjunktur⸗ 
werte der landwirtſchaftlichen Produkte, ſondern auf 


Neumann, Berlin. 


lange Sicht den Verlauf der Ernährungswirtſchaft 
der Preisermittlung zu Grunde legt. Darin liegt 
aber wiederum ein neues Problem. Wer kann 
bei der heutigen Wirtſchaftskataſtrophe die Renta⸗ 
bilitätsentwicklung auf eine lange Dauer voraus- 
beſtimmen? 

Folgt man bei der Bodenbewertung aber der 
Verſchuldung der Landwirtſchaft, ſo wäre dies eine 
künſtliche Bewertung, die nicht entwirren, ſondern 
noch mehr verwirren würde. Daß dieſe Hilfe⸗ 
leiſtung nach der Höhe der Schulden erfolgt, iſt ja 
gerade ein Vorwurf gegen die Oſthilfemaßnahmen 
mit ihrer Tendenz der individuellen Sanierung. 
Mit Recht wird von der Landwirtſchaft immer 
wieder die Forderung nach einer generellen Sa⸗ 
nierung erhoben. Während aber die Vertreter des 
Großgrundbeſitzes im allgemeinen dieſe Sanierung 
nur durch Lajten- und Lohnſenkung erreichen wollen, 
wollen andere Wirtſchaftskreiſe denſelben Erfolg 
vorwiegend durch eine Anderung der Beſitzverteilung 
erzielen. Der Großgrundbeſitz ſoll dem Kleingrund⸗ 
beſitz mit Familiennahrungen und Selbſtverſorger⸗ 
ſtellen Raum geben. Auf welchem Wege ſoll aber 
der richtige Wert für den hierbei abzugebenden 
Boden gefunden werden? Nach dem Plan des 
Kabinetts Brüning ſollte dies in einem ſtark behörd⸗ 
lich beeinflußten Zwangsverſteigerungsverfahren ge⸗ 
ſchehen. Die geſetzlichen Vorausſetzungen, die ins⸗ 
beſondere dem Oſtkommiſſar weitere Rechte geben, 
ſollten auf dem Wege der Notverordnung geſchaffen 
werden. Durch weitgehende behördliche Eingriffe 
ſollte die Freiheit der Privatwirtſchaft im Intereſſe 
einer ſtabilen und zielbewußten Preisermittlung 
eingeſchränkt werden, um einen völligen Zuſammen⸗ 
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bruch der Bodenpreiſe bei dem Umfang der not⸗ 


wendigen Zwangsverſteigerungen und dem Fehlen 
einer entſprechenden Nachfrage zu vermeiden. 


Der Regierung Brüning iſt es nicht gelungen, 
dieſes Problem zu meiſtern. Wird dies die neue 
Regierung tun? Wir ſtehen heute vor einem nega= 
tiven Ergebnis. Birgt dies aber zugleich die Hoffnung 
für eine poſitive Leiſtung? Auch die neue Regierung 


von Papen wird an den Tatſachen nicht vorüber⸗ 


gehen können. Das Sicherungsverfahren iſt nur 
eine vorübergehende Löſung und lediglich als ſolche 
immer anerkannt worden. Seine wirtſchaftslähmende 
Wirkung iſt im Oſten ſchon faſt unerträglich geworden. 
Das Vertrauen der Kreditgeber zur Landwirtſchaft 
iſt dahin. Neues Vertrauen kann ſich nur bilden, 
wenn die Landwirtſchaft wieder wirtſchaftlich ſelbſt⸗ 
ſtändig wird. 


überhaupt führt. Dieſe Geſetze gelten in gleichem 


Maße für die weltwirtſchaftliche Verbundenheit wie 


für den Binnenmarkt. 


Wollte man daher die 
deutſche Landwirtſchaft mit Gewalt unter Bei⸗ 


behaltung der heutigen Bodenpreiſe und Beſitz— 


Ohne eine Bereinigung des jetzigen 


Schuldenſtandes wird dies aber kaum möglich ſein. 
Der Zwang zur Wahl zwiſchen der Beſitzkonſer- 


vierung mit vergangenen Werten oder der Anderung 
der Beſitzverteilung mit der Tendenz nach einem 
Rentabilitätswert der neuen Siedlungen bleibt daher 
auch für die neue Regierung beſtehen. Denn auch 
ſie wird damit zu rechnen haben, daß die Oſthilfe⸗ 
gläubiger es als eine Ungerechtigkeit empfinden, 
wenn zweitſtellige Forderungen und Perſonalſchulden 
völlig ausfallen ſollten, ohne daß auch den Schuld— 
nern Opfer zugemutet wurden. Auch ſie ſteht vor 
der Schwierigkeit, eine Regelung gegenüber den erſt⸗ 
ſtelligen Hypothekengläubigern zu finden. Darum 


wird ſie in ihrem hohen Verantwortungsbewußtſein 
kaum dem Verlangen der Beſitzer im Sicherungs- 
verfahren befindlicher Güter nach einer generellen 


Schuldenabwertung nachkommen können. Die be- 


wußte Verneinung aller Inflationsabſichten iſt ein 


Beweis dafür. 


Eine generelle Laſten- und Lohnſenkung wird aber 
bei dem gegenwärtigen Schuldenſtande niemals eine 


Sanierung der Landwirtſchaft mit ſich bringen. 
Dieſe Maßnahmen könnten im Höchſtfalle zur Er⸗ 
haltung relativ gering verſchuldeter Betriebe führen, 


von Betrieben alſo, deren Rentabilitätswert den 
Schuldenſtand überſchreitet. 


Auch neue Zölle mit einer vollſtändigen Selbſt— 
genügſamkeit der Nationalwirtſchaft würden die 
Landwirtſchaft nicht rentabel machen. Es iſt nicht 
möglich, in einem Lande im Wege der Autarkie auf 


die Dauer für einen Wirtſchaftszweig einen Preis- 
ſtand durchzuhalten, der außerhalb jedes Verhält⸗ 


niſſes zur Weltmarktlage ſteht. Zwar wird eine 
ausgleichende Kontingentierungspolitik einen erheb⸗ 


lichen Teil der deutſchen Lebensmitteleinfuhr unnötig 


machen, aber auch ſie läßt es nicht zu, die land— 
wirtſchaftliche Preispolitik zu überſteigern. In einer 
ſolchen künſtlich geſchaffenen Konjunktur gibt es einen 
Wendepunkt, von dem ab der überſteigerte Preis 
zu einer Abwendung der Verbraucher von den höher⸗ 
wertigen Edelprodukten zur primitiveren Ernährung, 
ja ſchließlich zu einer Einſchränkung des Konſums 


| 
| 


verteilung rentabel machen, jo trüge die Landwirt⸗ 
ſchaft ſelbſt den Schaden. 

Demnach wird auch die neue Regierung den Sied— 
lungsgedanken fördern müſſen. Auch ſie wird die 
Beſitzverteilung erſtreben müſſen, die zur rentabelſten 
Ausnutzung des deutſchen Bodens unter gleichzeitiger 
Verminderung der öffentlichen Laſten führt. Dieſes 
Ziel wird ſich nur erreichen laſſen, wenn alle Be— 
teiligten Opfer bringen. Den Gläubigern wird man 
die Notwendigkeit zu einem teilweiſen Verzicht auf 
ihre Forderungen nur verſtändlich machen können, 
wenn die bisherigen Eigentümer der überſchuldeten 
Betriebe ihr Land, oder doch den größeren Teil, 
freigeben, damit mit dieſem Lande anderen Be— 
drängten ein kriſenfeſter Beſitz geſchaffen werden 
kann. Dadurch kann aber, auf die Dauer geſehen, 
auch der öffentliche Haushalt entlaſtet werden. Da 
nämlich der größere Teil der öffentlichen und 
kommunalen Aufwendungen der Erhaltung der 
Arbeitsloſen dient, iſt es eine ſelbſtverſtändliche 
Folge der notwendigen Einſchränkung dieſer Aus- 
gaben, daß dieſen Arbeitsloſen ein ertragbringen⸗ 
der Anteil an Grund und Boden gegeben wird. 
An dieſem Zwange, der durch die zur Siedlung 
hindrängende Volksbewegung noch verſtärkt wird, 
dürfte auch die neue Regierung nicht vorübergehen 
können, ſelbſt wenn jetzt das Reichsernährungs⸗ 
miniſterium in der landwirtſchaftlichen Siedlung 
federführend werden ſoll. Daß die praktiſche Arbeit 
nach dieſer Teilung der Zuſtändigkeiten dem inneren 
wirtſchaftlichen Zuſammenhang zwiſchen landwirt⸗ 


ſchaftlicher, vorſtädtiſcher und ſtädtiſcher Siedlung 


ſchwerer und mit mehr Verwaltungsaufwand wird 
Rechnung tragen können, ſei nur am Rande bemerkt. 

In jedem Falle wird aber die Reichsregierung 
die Siedlung gerade wegen der von ihren Ver— 
tretern geforderten Senkung der Produktionskoſten 


durch vermehrte Arbeit weitgehend unterſtützen müſſen. 
Denn die Siedlung iſt ein Mittel zur Steigerung 


der Produktion durch vermehrte Arbeit. Der Land⸗ 
und Randſiedler wird mit eigener Wirtſchaft ſein 
eigener Unternehmer. Sobald er für ſich arbeitet, 
hält er ſich nicht mehr in den ſtarren Grenzen des 
Tariflohns. Arbeitslohn und ſoziale Laſten ſind 
nicht mehr ſo belaſtend wie beim Großgrundbeſitz. 
Die Siedlerfamilie arbeitet für ſich zu ihrer Er⸗ 
haltung. Die beſte Ausnutzung der ihr anvertrauten 
Produktionsmittel, des Grund und Bodens ujw., 
iſt daher geſichert, auch wenn der Arbeitsaufwand 
zum Erfolge in einem ſchlechten Verhältnis ſteht. 
Zur überwindung der Kriſe kann aber nur eine 
derartig vermehrte Arbeit führen. Billige Güter⸗ 
erzeugung wird dann dem deutſchen Markt die 
Nahrungsmittel liefern, die er braucht und nach ſeiner 
inneren Kaufkraft aufnehmen kann. 
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efunde Siedlungen - gejunde Landgemeinden! 


von Landrat a. D. Dr. Dr. Gereke, MdR. und MdRWR., Präſident des Deutſchen Landgemeindetages 
1 5 des Verbandes der Preußiſchen Landgemeinden. 


So zerriſſen und uneins das deutſche Volk in po⸗ 
litiſcher Beziehung iſt, jo wenig Einheitlichkeit in 
maßgebenden Wirtſchaftskreiſen darüber herrſcht, 
welchen Zukunftsweg unſere Wirtſchaftspolitik nehmen 
ſoll — in einem Punkt herrſchen erfreulicherweiſe 
kaum noch Meinungsverſchiedenheiten, nämlich in 
dem eines zielbewußten Ausbaues der Siedlung. 
Im Vordergrund ſteht dabei ſelbſtverſtändlich der | 
deutſche Oſten, der in größter Gefahr iſt, weil 
jahrzehntelang wertvollſte Kräfte aus ihm abwan⸗ 
derten, weil das Verſailler Diktat ihn wirtſchaftlich 
völlig auseinanderriß und weil, ſchon an der Be⸗ 
völkerungszahl gemeſſen, der Druck der ſlawiſchen 
Welle ſo groß iſt, daß alles Menſchenmögliche auf⸗ | 
gewendet werden muß, um den gänzlichen Verluſt 
der deutſchen Oſtmark abzuwehren. 

Wenn man heute die Bilanz deſſen zieht, was 
in den letzten 10 Jahren auf dem Gebiet der Gied- 
lung erreicht iſt, iſt das Ergebnis in mancher Be⸗ 
ziehung doch nicht ſo ungünſtig, wie es auf den 
erſten Blick erſcheinen möchte. Es iſt immerhin im 
Jahre 1931 gelungen, mehr als 10000 ſelbſtändige 
Bauernſtellen einzurichten, und wenn man dieſe Zahl 
als den Durchſchnitt für das kommende Jahrzehnt 
nähme, dann würden 100 000 ſelbſtändige, wirklich 
lebensfähige Bauernſtellen eine koloniſatoriſche 
Leiſtung darſtellen, die ſehr beachtlich wäre. Frei⸗ 
lich ſind das Hauptergebnis des verfloſſenen Jahr: 
zehntes der Siedlung bittere, zum Teil ſogar ſehr 
ſchmerzliche Erfahrungen, und man kann nur der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß dieſe Erfahrungen 
in der Zukunft ausreichende Beachtung finden, damit 
neue Opfer und ſtarke Rückſchläge für den Gedanken 
der Siedlung überhaupt vermieden werden. 

Gerade an dieſer Stelle ſind in dankenswerter 
Weiſe eingehende Unterſuchungen angeſtellt worden, 
über die Notwendigkeiten einer umfaſſenden Landes⸗ 
planung als Grundlage jeder geſunden Siedlung. 
Ich möchte heute einen Punkt herausgreifen, der 
mir bei der Erörterung der Grundlagen bisher etwas 
zu kurz gekommen iſt, nämlich den Aufbau geſunder 
Siedlungen im Rahmen gejunder fommus 
naler Gebilde. Wir haben ja heute im all⸗ 
gemeinen Siedlungen der verſchiedenſten Form. In 
der Hauptſache hat es ſich darum gehandelt, daß 
man die Siedler in den Grenzen ſchon beſtehender 
Gemeinden anſetzte, während die Schaffung ganz 
neuer Siedlungsgemeinden noch im Hintergrund ſteht. 
Damit ſind wir vorläufig noch auf einem Wege, 
der von dem früherer, umfaſſender Siedlung abweicht. 
Gerade bei der früheren Siedlung im Oſten hat im 
Vordergrund die Schaffung ganz neuer Siedler⸗ 
gemeinden geſtanden, und infolgedeſſen hat man 
auch dabei immer Sorge getragen, daß man Siedler 
anſetzte, die nicht nur der Siedlungsgedanke 


einigte, ſondern die auch aus religiöſen Gründen 


oder aus landsmannſchaftlicher Abſtammung heraus 
ſich eng verbunden fühlten. Bei den jetzt geſchaffe⸗ 
nen ſelbſtändigen Siedlungsgemeinden iſt nicht immer 
genügend der Erwägung Rechnung getragen worden, 
ob die Gemeinde als ſolche kommunal lebensfähig 
it, und ſich in die beſtehenden kommunalen Ver⸗ 
hältniſſe eingliedert. Noch vielmehr trifft das aber 
auf alle die Siedlungen zu, die bei der Aufteilung 
von Gütern, von Domänen uſw. ſich in bereits be- 
ſtehende Landgemeinden einſchoben. Noch immer 
iſt einer ganzen Reihe maßgebender Stellen nicht 
genügend zum Bewußtſein gekommen, daß eins der 
Hauptprobleme für unſere geſamte Landwirtſchaft, 
vor allem aber für die Siedler, der Laſtenabbau 
iſt, denn einer Preis- und Wertſteigerung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Produkte ſind nun einmal unter den 
gegenwärtigen weltwirtſchaftlichen und binnenwirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen Grenzen gezogen, die ſelbſt 
bei wohlwollender Zollpolitik nicht über einen be⸗ 
ſtimmten Rahmen hinaus verändert werden können. 
Das trifft ſelbſtverſtändlich auch auf die Gemeinden 
und ihre Laſten zu. 

Ich will nur ein praktiſches Beiſpiel heraus⸗ 
greifen: Wenn in einem Dorf im Oſten das Gut, 
das bisher der Hauptträger der Realſteuern und 
kommunalen Zuſchläge, der größte Garant für die 
Reichsſteueranteile, die die Gemeinde erhält, war, 
aufgeteilt und beſiedelt wird, dann müſſen die neu 
angeſetzten Siedler nicht nur die Steuerkraft des 
einſtigen Gutes erſetzen, ſondern noch übertreffen. 
Die Siedlung ſoll ja nicht nur der Seßhaftmachung 
ſonſt wurzelloſer wertvoller Kräfte dienen, fie ſoll 
doch ebenſo Platz für einen möglichſt zahlreichen 
Nachwuchs ſchaffen und damit gegen den mörderiſchen 
Rückgang der Geburtenkurve, der teilweiſe auch 
ſchon auf dem Lande zu beobachten iſt, ankämpfen. 
30, 40 und mehr Siedlerſtellen auf dem Boden 
eines einſt großen Gutes bedingen in erſter Linie 
erhöhte Schullaſten der Gemeinde, daneben aber 
auch größere Sozial- und Wegebaulaſten. Es iſt 
ein Ding der Unmöglichkeit, daß diejenigen altein⸗ 
geſeſſenen Bauern, die ſelbſt ſchon den Kampf um 
ihre Exiſtenz zu führen haben, nun etwa noch die 
Hauptlaſt für die neuen Siedler tragen ſollen. 
Damit würde man alte Landgemeinden zum Ruin 
oder zum mindeſten zum Vegetieren verdammen und 
der Siedlung jenen, ich möchte ruhig einmal ſagen, 
proletariſchen Stempel aufdrücken, den ſie zum 
Schaden des großen Gedankens im Laufe des ver⸗ 
floſſenen Jahrzehnts oft gehabt hat und vielfach 
heute noch hat. Es genügt nicht, daß man feſt⸗ 
ſtellt, ob eine Siedlung günſtige Verkehrsverbin⸗ 
dungen hat, es genügt nicht, daß man genau unter⸗ 
ſucht, ob der Boden ſich auch wirklich für Siedlungs⸗ 
zwecke eignet, es genügt auch noch nicht, brauchbare 
Gebäude und Stallungen aufzuführen, ſondern es 
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muß in Zuſammenarbeit mit den heimiſchen kommu⸗ 
nalen Körperſchaften genau feſtgeſtellt werden, welches 
die Vorbedingungen für ein geſundes kommunales 
Eigenleben der Siedlungen ſind. 


Der Siedler wird 
ſich nicht nur dann wohl fühlen, wenn er weiß, daß 


er innerhalb ſeiner Wirtſchaft leidlich auskommt, er 


muß ſchon aus ſtaatspolitiſchen Gründen auch in 
die neue kommunale Gemeinſchaft hineinwachſen, der 
er nunmehr angehört, und die ſeinen Kindern end— 
gültige Heimat werden ſoll. Es iſt ja ſchließlich 
doch auch ein großer ethiſcher Gedanke, der der 
Siedlung zugrunde liegt: Den Menſchen aus der Iſo— 


lierung und inneren Vereinſamung, in die ihn die 
Großſtadt trotz der Maſſenanhäufung von Menſchen 
gebracht hat, wieder zu befreien, ihm wieder Sinn 
für Gemeinſchaft, damit für Volk und Staat 
zu geben. 


Der Landgemeindeverband wird jedenfalls, das 
kann ich verſichern, immer bereit ſein, an dem großen 
Siedlungswerk mitzuarbeiten, denn ſchließlich ſind 
ja auf weitere Sicht geſehen die Landgemeinden, 
die Urzellen des Staates, die ſtaatspolitiſchen 
Träger der geſamten Siedlung. 


Der Rückweg aufs Land 


Ein Vorſchlag von Regierungs- und Baurat Rudolf Fiſch-Stade. 


Zurück aufs Land! Los von der Stadt und 
ihren vermeintlich unentbehrlichen Kulturgütern, zu⸗ 
rück zur Einfachheit und Beſcheidenheit, zu dörflicher, 
zur Ackerbürgerkultur! Das iſt die Forderung der 
Stunde, die uns aus allen Kundgebungen zur Sied- 
lungs⸗ und Erwerbsloſenfrage entgegentritt. 

Auch die Deutſche Geſellſchaft zur Förderung der 
inneren Koloniſation hat vor kurzer Zeit zu dem 
Problem Stellung genommen und einmütig erneut 
eine verſtärkte Siedlung im Oſten verlangt, wobei 


neben der Feſthaltung der im Oſten ſitzenden Land⸗ 
bevölkerung vor allem die Seßhaftmachung der oſt⸗ 


deutſchen Kleinbauernkinder und eine Umſiedlung 


aus dem Weſten und Süden nach dem deutſchen 
Oſten gefördert werden müſſe, „da ſie auch ſtaats⸗ 
politiſch die aktive Teilnahme des Weſtens und 


des Südens mit ſich bringe, die bisher der Siedlung 


lediglich zuſchauend gegenüberſtanden.“ 
Sie bringt zugleich die wertvollſten kulturellen 
Eigenſchaften anderer Stände unſeres Volkes nach 


dem Oſten und ſchafft durch die Miſchung der Stämme 
kulturelle Bereicherung, wirtſchaftliche Verbindung 


und, was für die Landwirtſchaft ſo bedeutungsvoll 
iſt, die Beſſerung in den Methoden des Abſatzes 
landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. 

Aus den Städten müſſen die erſt vor kurzem 
abgewanderten Elemente, die noch in innerer Ver— 
bundenheit mit der Scholle ſtehen, und den land— 
wirtſchaftlichen Betrieb beherrſchen, auf das Land 
herausgenommen und dort wieder mit dem deutſchen 
Boden verbunden werden. Hier jpielt namentlich 
die Nebenberufsfiedlung eine große Rolle. 

Angeſichts der Finanzlage erklärt ſich von ſelbſt, 
daß jede Siedlung ſo einfach und ſparſam gemacht, 
ſo ſehr wie möglich beſchleunigt, und von allen 
hemmenden Vorſchriften befreit werden muß. Der 
Menſch muß wieder in den Beſiedlungsvorgang 
eingereiht werden, alſo an ſeiner Siedlung mit- 
arbeiten, um ſie ſich zu verdienen. 

Niemand wird dieſen Forderungen der Deutſchen 
Geſellſchaft zur Förderung der inneren Koloniſation 
die Berechtigung abſprechen. 


wie können wir gleichzeitig unſer Erwerbsloſenheer 
zur Arbeit bringen und die notleidende Landwirt- 
ſchaft entſchulden? 

Zuvor einige Bemerkungen und Feſtſtellungen, 
die für die Wahl des einzuſchlagenden Weges von 
Bedeutung ſind. 

Betrachten wir die Urſachen, die in den Zeiten 
wirtſchaftlichen Aufſchwungs Anlaß zur Abwan— 
derung der Bevölkerung vom Lande in die Städte 
boten, ſo finden wir, daß die Wanderung zum 
günſtigeren Arbeitsangebot erfolgte, d. h., jeder 
Landarbeiter und jeder nicht feſtverankerte Bauern⸗ 
ſohn ſah, neben den kulturellen Verbeſſerungen ſeines 
Lebens in der Stadt, ſelbſt in einer kleinen Ent⸗ 
lohnung in ſtädtiſchen Betrieben, eine Befreiung 
aus der Lohngebundenheit ſeiner ländlichen Ver— 
hältniſſe und eine Möglichkeit des Aufſtiegs, die ihm 
auf dem Lande verſagt war. 

In Heft 2 der Kommunalbwirtſchaft jagt Walter 
Stauß (1932): „Dieſe Wanderung, die Landflucht, 
war mehr als eine lokale Verlagerung der Menſchen— 
maſſen und ihre Zuſammenballung mit den be— 
kannten Schäden hygieniſcher und moraliſcher Art. 
Sie war zugleich eine Wanderung aus der Form 
der relativ geſchloſſenen Hauswirtſchaft des flachen 
Landes in die der reinen Geldwirtſchaft der Städte. 
Während auf dem Lande erhebliche Teile des 
Nahrungsmittelbedarfs der Familie ſelbſt erzeugt 
und ſelbſt verbraucht wurden, während damit alſo 
eine angenäherte autarke Wirtſchaftsweiſe 
der kleinſten Wirtſchaftskörper, der Familie, auf 
dem Lande beſtand und beſteht, erfolgt in den 
Städten die Bedarfsdeckung ausſchließlich auf dem 
Wege über das Geld. Während alſo auf dem 
Lande große Teile des Bedarfs geldlos erzeugt und 


ohne Einſchaltung des Geldes verbraucht wurden 


Jedoch wie ſoll der 


Weg ausſehen, auf dem wir das Ziel erreichen und 


und werden, iſt die Haushaltung des Städters bei 
jeder Bedarfsdeckung mit den zuſätzlichen Koſten 
der Warenverteilung belaſtet. Das bedeutet praf- 
tiſch, daß die Kaufkraft einer Mark auf dem Lande 
gleich der Kaufkraft von 13 bis 2 RMiin der Stadt iſt.“ 

Eine Tatſache, die unſerer ſtädtiſchen Bevölkerung 
noch nicht zum Bewußtſein gekommen iſt, die ihr 
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aber von Tag zu Tag klarer wird, je mehr jie die | 
Laſten unſeres Arbeitsloſenheeres, dieſes deutlich⸗ 
ſten Ausdrucks der Strukturveränderung unſerer 
Wirtſchaft, und der erſchütternden Begleiterſchei⸗ 
nungen dieſes zwangsweiſen Ausgeſchloſſenſeins aus 
dem Arbeitsprozeß, zu ſehen und zu fühlen bekommt. 

Die Zahl der Arbeitsloſen, die nach Angaben 
des Präſidenten Dr. Syrup im Durchſchnitt des 
Jahres 1927 14 Millionen betrug iſt im Durch⸗ 
ſchnitt des Jahres 1931 auf 4,8 Millionen geſtiegen. 
Am 1. März 1932 zählten die Arbeitsämter rund 
6,128 Millionen Arbeitsloſe. Berückſichtigt man 
die Frauen und Kinder, ſo ergibt ſich eine Zahl 
von etwa 13 Millionen, das iſt ½ unſerer geſamten | 
Bevölkerung. Inzwiſchen iſt die Zahl der Arbeits⸗ | 
loſen nach dem Bericht der Reichsanftalt auf 5934 202 
bis Mitte April geſunken. 5 g 

Die Betreuung der Millionen Arbeitsloſer mit 
ihren Familien erfordert nach Syrup 1932 rund 
3,5 Milliarden Mark. Dabei ſind die Unterſtützungs⸗ 
leiſtungen für den einzelnen Arbeitsloſen nebſt ſeinen 
Familienangehörigen bereits in den letzten Jahren | 
ſtark geſunken. Der monatliche Unterſtützungsauf⸗ 
wand betrug im Jahre 1928 etwa 81 RM, 
1932 einſchließlich der Krankenverſicherung 53 RM 
je Kopf. Die monatlichen Kopfſätze der Kriſen⸗ 
fürſorge und der gemeindlichen Wohlfahrtspflege 
liegen im Durchſchnitt auf etwa der gleichen Höhe. 

Die grundlegende Strukturveränderung unſerer 
Wirtſchaft und die ſich noch ſtändig häufenden Er⸗ 
ſchwerniſſe für unſern Außenhandel machen die 
Wiedereinführung eines ſehr weſentlichen Teiles 
unſeres Arbeitsloſenheeres in den Produktionsprozeß 
der Induſtrie unmöglich. Alle Sachverſtändigen ſind 
ſich darüber einig. daß dieſer Teil der Arbeitsloſen, 
den ich auf 2 Millionen ſchätze, auf das Land zurück⸗ 
geführt werden muß. Aber wie? 

„Aus dem Provinziellen einen Großſtädter zu 
machen, iſt ein Kinderſpiel“ ſagt Paulſen. „Im 
Großſtädter das Gefühl für das Land lebendig zu 
machen, dazu bedarf es zunächſt der inneren Ver⸗ 
bundenheit mit dem Lande und ſeinen Anforderungen.“ 

Die Rückführung auf das Land, zu landwirt⸗ 
ſchaftlicher oder gärtneriſcher Tätigkeit würde keiner 
beſonderen Maßnahme bedürfen, wenn bei der Er⸗ 
zeugung und dem Abſatz landwirtſchaftlicher Pro⸗ 
dukte heute derſelbe Verdienſtreiz beſtände, wie 
ſeinerzeit bei der Abwanderung vom Lande zu den 
beſſer bezahlten Arbeitsmärkten der Städte, d. h. 
wir müßten neben einer Sicherung des Abſatzes 
eine Sicherung der Preisgeſtaltung für die Land⸗ 
wirtſchaft ſchaffen. Wir wiſſen, daß bei der heutigen 
Lage der Landwirtſchaft und unſeres Binnenmarktes 
beides nicht ohne weiteres möglich iſt. Die Geſamt⸗ 
durchſchnittseinnahmen der deutſchen Landwirtſchaft, | 
wie ſie das Inſtitut für Konjunkturforſchung für die 
Jahre 19271932 berechnet hat, reden eine deut⸗ 
liche Sprache. Nach einer Schätzung von Gerd 
Wolfgang (in Heft 11 der „Tat“) ſind die Ein⸗ 


nahmen im Jahre 1931/32 6,6 Milliarden Mark, um 


33,1% niedriger anzunehmen als im Jahre 1928/29. 
Bei der Einnahmeſchrumpfung bietet alſo die 
Landwirtſchaft zurzeit keinen nachhaltigen Anreiz 
für den, der auf baldige Aufſtiegsmöglichkeiten hofft. 
Wohl aber bleibt die geſicherte Ernährungsgrund⸗ 
lage landwirtſchaftlich tätiger Familien ein Ausgangs⸗ 
punkt für den Aufbau neuer Exiſtenzen ſowohl in 
der Form der kleinbäuerlichen, der bäuerlichen, wie 
auch der mit genügendem Land ausgeſtatteten Kurz⸗ 
arbeiterſiedlung oder, wie ich es ſchon vor Jahren 
im Regierungsbezirk Merſeburg verfochten und durch- 
geführt habe, in der Form der ländlichen 
Induſtriearbeiter-Siedlung. 

In jeder Form iſt das Ziel, die Familie kriſen⸗ 
feſter zu machen, ſie dieſer, wie Walter Stauß ſagt, 
„relativen Autarkie der kleinſten Wirtſchaftskörper, 
der hauswirtſchaftlich orientierten Familie“ wieder 
zuzuführen. 

Nur ſo, durch eigene Bedarfsdeckung der 
lebensnotwendigen Dinge kann die Lage unſeres 
Volkes gebeſſert werden. 

Den Weg zu einer partiellen Autarkie werden 
wir gehen müſſen! 

Inwieweit hierbei die Erkenntniſſe Keſtners⸗ 
Hamburg unſerer Ernährungswirtſchaft neue Wege 
weiſen, ſoll hier nicht weiter behandelt werden. 

Doch wie ſollen wir den Teil der rd. 6 Millionen 
Erwerbsloſen, die nicht wieder in den Produktions⸗ 
prozeß der Induſtrie eingeſpannt werden können, 
aufs Land, zu landwirtſchaftlicher oder gärtneriſcher, 
zu kleinbäuerlicher oder bäuerlicher Tätigkeit und 
Lebensweiſe, zurückführen? 

Zum Teil erfolgt dieſe Rückwanderung ſchon auf 
natürlichem Wege. Die Landflucht hat aufgehört 
und eine vermehrte Nachfrage nach Neuſiedlungen 
hat eingeſetzt, wobei allerdings zweite und dritte 
Bauernſöhne in ſtarkem Maße beteiligt ſind. Die 
übrigen Neuſiedler ſtammen aus Landarbeiter- oder 
ſolchen Kreiſen, die der Landwirtſchaft noch nicht 
entfremdet ſind. 

Die Mehrzahl der Erwerbsloſen verſteht von land⸗ 
wirtſchaftlicher oder gärtneriſcher Arbeit nichts oder 
nicht mehr viel. 

Zumindeſt wird nicht erwartet werden dürfen, 
daß ihre Anſiedlung auf dem Lande ſie zu Bauern 
macht. Ebenſowenig iſt allerdings der Umſtand, 
Bauernſohn zu ſein, eine Gewähr für die Eignung 
zum Landwirt. 

Wir haben alſo mit der Erziehung zum Landwirt 
zu beginnen, wenn wir kriſenfeſte Kleinbauernſtellen 
ſchaffen und verhindern wollen, daß neue Herde 
der Unzufriedenheit beiſpäter auftauchenden Schwierig⸗ 
keiten entſtehen. 

Wir haben nach dem Statiſtiſchen Jahrbuch für 
das Deutſche Reich zurzeit in Deutſchland 2094591 
Familien (mit 10968931 Perſonen), deren Haus⸗ 
haltungsvorſtände ſelbſtändige Landwirte ſind. Davon 
bewirtſchaften 70,2% ihr Eigentum nur mit den 
Familienangehörigen! Ein Prozentſatz, der 
im Laufe der Jahre ſtändig gewachſen iſt. 
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Die Landwirtſchaft iſt dazu übergegangen und 
geht immermehr dazu über, fremde Arbeitskräfte 
zu entlaſſen und nur mit den Familienangehörigen 
zu arbeiten, weil ſie die Löhne und die ſozialen 
Laſten nicht mehr glaubt tragen zu können und in 
der Mehrzahl der Fälle auch wirklich nicht mehr 
tragen kann. 

Insgeſamt ſind heute in Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft 2933 496 Familien mit 14334335 Perſonen 
tätig, die noch im Jahre 1882, allerdings im früheren 
Reichsgebiet, mit 19226000 — 42,5% der Be⸗ 
völkerung angegeben werden. 1931 arbeiten nur 
noch 3,8% der oben angegebenen Familien mit 
fremden Perſonen, nämlich 111760 Familien und 
19,3% mit Hausangeſtellten oder Gewerbegehilfen 
des Familienvorſtandes, das ſind 565060 Familien. 

Man wird damit rechnen müſſen, daß am Ende 
dieſes Sommers, nach der Ernte die Entlaſſungen 
von Hilfskräften in der Landwirtſchaft in weit ſtär⸗ 
kerem Umfange einſetzen werden, als ſonſt am 
Schluß der Saiſon feſtſtellbar war. 

Dieſe Umſtellung zum Familienbetrieb bedeutet 
Übergang von der Intenſiv- zur Exten⸗ 
ſiv-Wirtſchaft. Dieſer Übergang iſt vollzogen; 
zumindeſt iſt er in vollem Gange. 

Nehmen wir an, daß wir 2 Millionen Erwerbsloſe 
auf das Land zu landwirtſchaftlicher oder gärt— 


neriſcher Arbeit zurückführen, wovon als klein⸗ 
bäuerliche Siedler ſchätzungsweiſe 1 Million an- 


geſetzt werden können, ſo müßten dieſe Menſchen, 
ſoweit ſie mit der Landwirtſchaft nicht mehr ver⸗ 
bunden ſind, zunächſt mit den Arbeitsmethoden des 
Landwirts vertraut gemacht werden, d. h. wir müſſen 
ſie anlernen. Das kann nicht theoretiſch geſchehen, 
das muß vielmehr von Grund auf in praktiſcher 
Arbeit vor ſich gehen. 


Geben wir jedem ſelbſtändigen Land⸗ 


wirt je nach der Größe ſeines Betriebes 
1 bis 5 Erwerbsloſe in die Lehre, und 
zwar auf 2 Jahre, dann helfen wir auf 
der einen Seite den Landwirten durch Ge— 
ſtellung von Arbeitskräften und bringen 
bei rd. 2200000 Landwirten mit Leichtig⸗ 
keit 3 auch 4 Millionen Erwerbs loſe 
unter. Und zwar ſofort! 

Der Erwerbsloſe wird verpflichtet, eine beſtimmte 
Zahl von Arbeitertagewerken koſtenlos im Bes 


triebe ſeines Lehrmeiſters zu verrichten, dafür hat 


dieſer Koſt, Unterkunft und Arbeitskleidung zu ſtellen. 
Von den Soziallaſten wird er — bis auf Kranken⸗ 
kaſſe und Invalidenverſicherung — während dieſer 
2 Jahre befreit. Zum Schutz der in Arbeit befind- 
lichen Landarbeiter wird die Tarifsvertragsverord⸗ 
nung in der Faſſung vom 1. 3. 28 (R. G. Bl. I S. 47) 
in den SS 1 und 2 durch Einführung eines erhöhten 
Kündigungsſchutzes für 2 Jahre entſprechend zu er⸗ 
gänzen ſein, ſofern nicht eine kommende Regierung 
eine Anderung des beſtehenden Tarifrechtes vornimmt. 

Ebenſo iſt der $ 7 der Verordnung über die Für⸗ 
ſorgepflicht, entſprechend der „Verordnung zur vor⸗ 


ſtädtiſchen Kleinſiedlung und Bereitſtellung von Klein⸗ 
gärten für Erwerbsloſe vom 23. Dezember 1931“ 
(Artikel 3 § 1), jo zu ergänzen, daß die „Lehrlinge“ 
durch das neue Arbeits- und Aufenthaltsverhältnis 
in den 2 Jahren ihrer Ausbildung einen „gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt“ nicht begründen können. Der 
Landwirt muß ſich um eine alljeitige Ausbil⸗ 
dung ſeiner ihm anvertrauten Helfer kümmern. Die 
Ausbildung iſt durch die Landwirtſchaftsorganiſationen 
oder landwirtſchaftlichen Berufsſchulen zu überwachen 
und theoretiſch in Lehrgängen zu ergänzen. 

Für ſeine Tätigkeit bekommt der ausbildende 
Landwirt je Kopf aus den Mitteln der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge im Monat 10 RM, 15 RM bekommt 
der Erwerbsloſe — jetzt landwirtſchaftlicher Lehr— 
ling — als Taſchengeld. Soweit er verheiratet 
iſt, wird man den Reſt von 25 bis 45 RM ſeiner 
Familie zahlen müſſen, ſoweit es nicht möglich ſein 
ſollte, auch dieſe Familien an den Ausbildungs⸗ 
lehrgang, arbeitend — gegen Koſt und Unterkunft 
— teilnehmen zu laſſen, was im Intereſſe des Ge- 
deihens des künftigen Siedlers und ſeiner Stelle 
verſucht werden müßte, da von der Frau im land— 
wirtſchaftlichen Betriebe erfahrungsgemäß entſcheiden⸗ 
der Einfluß auf die Entwicklung ausgeht. 

Für die pſychologiſche Einſtellung des Landwirtes 
zur Frage der Aufnahme Erwerbsloſer werden die 
Freiſtellung von den ſozialen Laſten, die unent⸗ 
geltliche Leiſtung und der monatliche Zuſchuß je 
Kopf von entſcheidender Bedeutung ſein. 

Für die unverheirateten Landwirtslehrlinge und 
für diejenigen, bei denen es gelingt, die Familie 
mit unterzubringen, behält das Reich den Reſtbetrag 
der ſonſt fälligen Unterſtützungskopfbeträge auf zwei 
Jahre ein. Die Beträge werden gutgeſchrieben. 

Das bedeutet praktiſch für die Reichs-, Länder⸗ 
und Gemeindeetats eine ganz weſentliche Entlaſtung, 
da man mit Milliardenbeträgen zu rechnen hat. 
Dieſe einbehaltenen Unterſtützungsbeträge werden 
dem Erwerbsloſen nach 2 Jahren zum Aufbau einer 
kleinbäuerlichen, bäuerlichen oder gärtneriſchen Gied- 
lung in Form von fertig abgebundenem Bauholz 
aus den Staatsforſten und ſonſtigem Baumaterial 
zur Verfügung geſtellt. 

Nach wenigen Monaten wird man beurteilen 
können, wer für die Anſetzung als Kleinbauer 
oder Gärtner geeignet iſt und wer nicht. Die Aus⸗ 
wahl wird keine Schwierigkeiten machen, und wir 
bekommen für die Anſetzung unſerer neuen Siedler⸗ 
generationen eine organiſche Grundlage und 
ſind in der Lage, mit dieſem Menſchenmaterial einen 
organiſchen Aufbau durchzuführen. 

Der Reſt, der nicht kleinbäuerlich oder als Gärtner 
angeſetzt werden kann, wird als Landarbeiter oder 
Kurzſchichtenſiedler ſeine Erfahrungen verwerten 
können. 

Der Einwand, daß dieſe neuen Siedler den land- 
wirtſchaftlichen Abſatzmarkt mit ihren Produkten 
überſchwemmen und die Preiſe weiter drücken werden, 
iſt unbegründet, da in den erſten Jahren in erſter 
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Linie mit einer Eigenverſorgung zu rechnen jein wird 
und ſpäter bei vernünftiger Produktions- und Abſatz⸗ 
regelung eine angemeſſene Preisgeſtaltung gewähr⸗ 
leiſtet bleibt. j 

Damit kommen wir zur Frage der Siedlung, der 
Landbeſchaffung, des Baues, der Koſten und ihrer 
Deckung. g 

Die Umſchichtung der landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
größen ſeit dem Jahre 1907 zu Gunſten der kleinen 
Betriebe zeigt die Tabelle: 


0,05-2 2-5 5-20 20-100 100 u. 
ha ha ha ha mehr ha 

1907 2575925 886455 930785 228456 18933 
1925 3027931 895454 956155 199225 18668 


Hieraus folgt, daß namentlich die Größenklaſſen 
von 20 bis 100 ha Landlieferer für Neuſiedlungen 
und zwar durch Aufſiedlung von 29 231 Betrieben 
geweſen ſind, während nur 265 Betriebe von 100 
und mehr ha Größe zur Aufteilung gekommen ſind. 

Man wird bei der Berechnung der verfügbaren 
Landflächen annehmen können, daß dieſe Größen⸗ 


I 
| 


klaſſe jetzt jtärfere Neigung zur Landabgabe zeigen wird. 
Die Geſamtmenge des heute bereits angebotenen 


Landes zu ermitteln iſt nicht ganz leicht. Geht man 
von der zurzeit vorliegenden Verkaufsneigung aus, 
ſo wird man damit rechnen können, daß etwa 5,7 


bis 6 Millionen ha Land in Deutſchland verfügbar 


gemacht werden können. Bei der Ermittlung dieſer 


Summen find die 405000 ha unkultivierte Moor: | 


flächen mit berückſichtigt. 
Die Beſchaffung des in Privatbeſitz befindlichen 


Landes kann mit geringſtem Kapitalaufwand erfolgen. 


Die Verſchuldung unſerer Landwirtſchaft iſt in 


einem Umfange fortgeſchritten, daß das Angebot an 


Boden ſtändig ſteigt. Mangels zahlungsfähiger 
Käufer iſt der Umſatz auf dem freien Markt ſehr gering. 
Auf der einen Seite ſehen wir zur Kataſtrophe 


führende Verſchuldungen, auf der anderen Seite die 


Unmöglichkeit, ſich durch Abgabe von Ländereien zu 
ſanieren. 


Bei der heutigen Marktlage können die Gläubiger 


der Landwirtſchaft nicht damit rechnen, in abſehbarer 
Zeit ihre feſtgefrorenen Kredite ohne jtarfe Verluſte 
herauszubekommen. Im Gegenteil, ſie werden bei 


Zwangsabwicklungen mit großen Verluſten, zum Teil 


ſogar mit völligem Ausfall ihrer Forderungen 
rechnen müſſen. 

Nehmen wir der notleidenden Landwirtſchaft, den 
zu ihrer Entſchuldung notwendigen Boden ab, gegen 
Übernahme der Schulden! Natürlich inner⸗ 


halb der durch eine vertretbare Wertbemeſſung be⸗ 


ſtimmten Grenzen. 
Wenn der Staat den Gläubigern eine Ausfall 


garantie bietet, wird jeder Gläubiger bereit ſein, 


ſeine Forderung zu ſtunden und wahrſcheinlich auch 
von Fall zu Fall bereit ſein, ſeine Buchforderung 
zu ermäßigen. Es wäre dann lediglich der Zinſen⸗ 


und Amortiſationsdienſt ſicherzuſtellen. Beſtimmt 
wird jeder Landwirt bereit ſein, Land abzuſtoßen, 
wenn er damit ſeine Schulden los wird und, in dem 
bereits jetzt üblichen Familienbetriebe, ſeine Reſt⸗ 
landwirtſchaft fortführen kann. 


Dieſer Weg iſt um ſo leichter gangbar, wenn man 
ſich klarmacht, daß der hierzu notwendige Kapital⸗ 
aufwand gering iſt, da der Staat, abgeſehen von 
dem Zinſendienſt, als Garant gegenüber dem Still⸗ 
haltekonſortium ſeine Verpflichtungen zeitlich mit 
den Eingängen der Renten aus den neuen Gied- 
lungen in Übereinſtimmung bringen kann. 


Wie verlautet, beabſichtigt die Reichsregierung 
bereits ähnliche Wege zu gehen, ſcheinbar allerdings 
über Zwangsverſteigerungen. 

Das Land iſt alſo zu beſchaffen, und es iſt ohne 
ſofortigen ſtarken Kapitalaufwand erhältlich. Neben 
dieſem Weg bleibt die Möglichkeit der Enteignung 
gegeben, ſie könnte durch ergänzende geſetzliche Maß— 
nahmen vereinfacht werden. 

Welche Formen man bei der Anſetzung der Siedler 
wählen will, iſt im Augenblick von untergeord⸗ 
neter Bedeutung. Immerhin wird man auch hier 
die alten Wege vereinfachen oder neue gehen müſſen, 
um Leerlauf und die durch den bisherigen Ver⸗ 
waltungsaufwand bedingten Zeit- und Geldverluſte 
zu vermeiden. 

Zum Bau der Siedlung bekommt der Anwärter, 
unter Anrechnung ſeines Guthabens im Reichsſchuld⸗ 
buch, Bauſtoffe geliefert. Der Aufbau wird unter 
weiteſtgehender Selbſt- und Nachbarhilfe vorzunehmen 
ſein, wobei Hand- und Spanndienſte von der Ge: 
meinde zu leiſten ſind, nach Maßgabe der in der 
betreffenden Gemeinde von dem Siedler geleiſteten 
Arbeit während ſeiner 2 jährigen Ausbildungszeit. 


Wir haben hierfür ein Vorbild bei Schulbauten 
uſw., wo Hand- und Spanndienſte in Verhältnis 
zum Geſamtbauaufwand geſetzt ſind. In unſerem Falle 
werden fie in Beziehung zur unentgeltlichen Arbeits- 
leiſtung des Bewerbers zu ſetzen ſein. Ablöſung dieſer 
Leiſtungspflicht in bar oder in Naturalien wird vor⸗ 
zuſehen jein. 

Praktiſche Verſuche beim Aufbau bäuerlicher Haus⸗ 
ſtellen im Regierungsbezirk Stade haben gezeigt, 
daß unter dieſen Vorausſetzungen der Selbſthilfe, 
der Hand⸗ und Spanndienſte und der Natural- 
lieferung, eine Baraufwendung von 2500 RM für 
den Hausbau nicht weſentlich überſchritten zu werden 
braucht, wobei der Nutzeffekt dem eines Kleinbauern⸗ 
hauſes entſpricht, das zurzeit für den Feſtpreis von 
5820 RM ausgeführt wird. 


Natürlich wird man dieſes Ergebnis nicht auf alle 
Gegenden Deutſchlands übertragen können. Legen 
wir 2500 RM unſerer weiteren Betrachtung zu 
Grunde, ſo ergibt ein Koſtenüberſchlag folgendes 
Bild für die Abwicklung der Anſiedlung von 1 Million 
Kleinbauern, nach Ablauf einer Ausbildungszeit 
von 2 Jahren: 
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Baukredit: 133 Milliard RM 
Materialabgabe über Verrech⸗ 
nung im Reichsſchuldbuch 
(Guthaben der Siedler). 
Für Landerwerb: Zinſendienſt 

bei 6 Million. ha zu einem 

Wert von 4,2 Milliard. und 

4% Zinſen 
Einrichtungskredit . 


1,2 Milliard. RM 


0,168 Milliard. RM 
1,5 Milliard. RM 
4,168 Milliard. RM 
Wir würden für das Jahr 1934 im Reichsetat 


1,9 Milliarden Mark anſetzen müſſen, wobei die 
1,2 Milliarden für Naturalleiſtungen und ein nicht 


ſofort benötigter Teilbetrag des Einrichtungskredites 
von 1 Milliarde nicht in Anſatz gekommen ſind. 

Dieſen 1,9 Milliarden ſteht eine Einſparung an 
Erwerbsloſenunterſtützung von 1,2 Milliarden für 
die Jahre 1932 und 1933 gegenüber. Wobei bei 
Anſetzung von 1 Million Kurzarbeitern in vor⸗ 
ſtädtiſcher Kleinſiedlung oder ländlicher Induſtrie⸗ 
arbeiterſiedlung und rund 1,5 Millionen infolge 
dieſer Maßnahmen wieder Erwerbstätigen eine wahr⸗ 
ſcheinliche Einſparung von 2 Milliarden Mark an 
Erwerbsloſenunterſtützung kommen, die für Land⸗ 
beſchaffungs⸗- und Umſchuldungszwecke Verwendung 
finden können. 

Die zurzeit beabſichtigte landwirtſchaftliche Sied⸗ 
lung — es wird für den Oſten von 35000 neuen 
Siedlerſtellen geſprochen, ſoll außer den laufenden 
Siedlungsmitteln von 50 Millionen Mark noch etwa 
180 bis 200 Millionen Mark erfordern. 

Nach meiner Schätzung genügen für die Anſetzung 
von 35000 neuen Kleinbauern 161 Millionen Mark, 
wobei 14 Millionen für Verzinſung, 7 Millionen 
für Tilgung und 87,5 Millionen Baukredite und 
52,5 Millionen Einrichtungskredite angenommen ſind. 
Man könnte alſo die verbleibenden 89 Millionen 
Mark verwenden um im Sinne meiner Vorſchläge 
weiteres Land auf dem Wege über eine Garantie- 
übernahme zu übernehmen. 

Nehmen wir an, daß bei 2 Millionen Erwerbs⸗ 
loſen die Vorausſetzungen vorliegen, etwa 25 RM 


je Kopf und Monat einbehalten zu können, dann 
wären in 2 Jahren 1,2 Milliarden RM nebſt 
Zinſen und Zinſeszinſen für andere Zwecke verfüg⸗ 
bar, d. h. wir könnten dieſen Betrag ebenfalls bezw. 
0,6 Milliarden bereits heute für Landwirtſchafts⸗ 


zwecke bereitſtellen. 


Vergegenwärtigen wir uns, welche Belebung von 
einer wieder tätigen Menge von 3 Millionen Er- 
werbsloſen ausgeht, von denen 1 Million das Ziel 
einer eigenen Scholle, einer ſelbſtändigen Acker⸗ 
nahrung vor Augen haben, während für den Reſt 
neue Kenntniſſe, die Möglichkeit ihrer Verwertung 
in landwirtſchaftlich betriebenen Gärtnereien, einer 
erſtrebenswerten neuen Form der Intenſivwirtſchaft 
oder in vorſtädtiſcher Kleinſiedlung uſw. die Hoff- 
nungsloſigkeit der jetzigen Lebensweiſe durch eine 
poſitive Einſtellung zu Fragen ihrer Zukunft ablöſt. 

Denken wir ferner daran, daß durch die Anſetzung 
von 1 Million neuer Kleinbauern mindeſtens eine 
Million Erwerbsloſe als Handwerker und Arbeiter 
wieder Beſchäftigung finden und das Baugewerbe 
neu belebt wird, das mit ſeinem Anteil am Arbeits⸗ 
markt “ der Geſamtbevölkerung mittelbar und un⸗ 
mittelbar ernährt! Nehmen wir ferner an, daß die 
Anſetzung von 1 Million Stadtrandſiedlern in land— 
wirtſchaftlicher Induſtriearbeiterſiedlung oder Kurz⸗ 
ſchichterſiedlung nach der Schätzung von Fräulein 
Dr. Laupheimer 250000 weiteren Arbeitern und 
Handwerkern Arbeit bringt, ſo iſt einleuchtend, daß 
die Auswirkungen der Geſamtheit der vorgeſchla⸗ 
genen Maßnahmen auf unſere Erwerbsloſigkeit von 
außerordentlicher Bedeutung ſind. 

Der hier vorgeſchlagene Weg zeigt einen orga⸗ 
niſchen Aufbau von der Ausbildung zum Siedler, 
er ermöglicht es ſofort, 2 bis 3 Millionen Er⸗ 
werbsloſe von der Straße fortzunehmen, gleichzeitig 
der Landwirtſchaft zu helfen, das Problem der Um 
ſchuldung praktiſch anzufaſſen und an Stelle der 
Hoffnungsloſigkeit dem willigen Erwerbsloſen ein 
neues Lebensziel zu geben! 

Der Weg iſt gangbar, er iſt ſtaatspolitiſch von 
allergrößter Bedeutung. Seine Beſchreitung iſt eine 
Frage des Willens! 


Das Große Moosbruch, ſeine natürliche Veſchaffenheit und Beſiedlung 


Dr. K. H. Hoppe. 


Unter den Gebieten, in denen in Oſtpreußen groß⸗ 
zügig geſiedelt werden ſoll, nimmt das Große Moos⸗ 
bruch eine beſondere Stellung ein. Während heute 
im allgemeinen die Beſiedlung auf ſchon kultivier⸗ 
tem Boden erfolgt, wird hier unter der ausdrück⸗ 
lichen Abſicht geſiedelt, auch Odland zu kultivieren. 
In dieſer Hinſicht hat alſo die Beſiedlung des 
Großen Moosbruchs ihre Sonderheiten, die ſich darin 
auswirken, daß mehr als ſonſt die Natur des Ge⸗ 
bietes beachtet werden muß. 

Es laſſen ſich hier auf einem eng umgrenzten 
Gebiet ſehr klar die Beziehungen zwiſchen Natur 


(Bodenbeſchaffenheit und Klima) und Kultur (Beſied⸗ 
lung) herausarbeiten. Erſt ein volles Verſtändnis der 
natürlichen Bedingungen ſchafft die Grundlage für 
eine erfolgverſprechende Kultivierung. Aber nicht nur 
dieſe Beziehungen Natur — Kultur zeigen intereſſante 
Zuſammenhänge. Auch die Entwicklung der Moor⸗ 
kultur und der Beſiedlung als ſolcher gibt Erklärungen 
für viele noch heute angewandte Methoden und für 
die einer neuen Beſiedlung bezw. Umſiedlung ent⸗ 
gegenſtehenden Schwierigkeiten. 

Ja ſogar über die zukünftigen Anderungen, die 
das heutige Antlitz dieſes Gebietes noch erheblich 
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Abb. 1 Überſichtskarte über das Große Moosbruch im Maßſtabe 1:100 000 


umgeſtalten ſollen, wird ein einigermaßen ſicherer 
überblick gegeben werden können.“) 


grenzung. Im Norden bildet etwa der Nemonien⸗ 
ſtrom die Grenze. Im Weſten verläuft ſie dicht 
am Kuriſchen Haff. Die ſüdliche Begrenzung bilden 
die Forſte Pfeil und Mehlauken, während man den 
Forſt Schnecken als ſeine öſtliche Begrenzung an⸗ 
ſehen kann. (Abb. 1). 

Das Große Moosbruch bildet den ſüdlichſten Teil 
des Memeldeltas. Es wird durchfloſſen bezw. 
begrenzt vom Nemonienſtrom mit Timber, Laukne 
und Parwe. Der Zuſammenhang mit dem Memel⸗ 
delta iſt heute nicht mehr augenfällig. Der Nemo⸗ 
nien hat ſich in jüngſter Zeit vom Memelflußſyſtem 
abgetrennt und ſtellt heute ein eigenes Stromſyſtem 
dar, das aber in weiterem Sinne ſeiner Entſtehung 
nach noch zum Memeldelta gerechnet werden kann. 

Dies Gebiet iſt erſt in jüngſter geologiſcher Zeit 
entſtanden. Während der Boden des größten Teils 
unſerer Heimatprovinz aus den Bildungen der Eis⸗ 
zeit, des Diluviums, beſteht, alſo aus dem Schutt, 
den die eiszeitlichen Gletſcher vor etwa 25000 Jahren 
aus Skandinavien und dem Baltikum nach Oſt⸗ 
preußen gebracht und hier zurückgelaſſen haben, 
zeigt das Große Moosbruch und überhaupt die ganze 
Memelniederung jüngere Bildungen. Nur hier und 
da treten die eiszeitlichen Bildungen zutage, wie 
3. B. auf den ſogenannten Inſeln von Lauknen und 

*) Für die Angaben über die Beſiedlungspläne bin ich 
Herrn Regierungsrat Gutzeit in Königsberg zu großem 
Dank verpflichtet. 


Mauſchern, wo diluviale Kieſe und Mergel (Gemiſch 


von Kalk und Lehm) im Gegenſatz zum ringsum 
Das Große Moosbruch zeigt keine ſcharfe Be: | 


vorhandenen Moorboden den für dies Gebiet wich⸗ 
tigen Mineralboden aufbauen. Dieſe Inſeln mit 
dem Mineralboden, der den Kies für die Wege 
liefert und außerdem zur Anlage von Kirchhöfen 
— im Moorgebiet eine ſchwierige Angelegenheit — 
dient, ſind die höchſten Erhebungen des Moor⸗ 
untergrundes. Das Moor hat den ganzen Unter⸗ 
grund bedeckt, dieſe Erhebungen hat es aber nicht 
überwachſen. Das Material, das dieſe Inſeln aufbaut, 
iſt alſo das gleiche, das wir unter dem Moor nach⸗ 
weiſen können. Der tiefere Untergrund des Moores 
beſteht tatſächlich, wie das Klautſch (1906), der 
als einziger bisher das Große Moosbruch geologiſch 
ſyſtematiſch unterſucht hat, nachweiſen konnte, aus 
diluvialen Bildungen. 


Die Inſeln zeigen uns ferner, daß der Untergrund 
nicht eben iſt. Sie ſind die höchſten Erhebungen 
eines ziemlich unruhigen Reliefs. So verläuft z. B. 
dicht unter der Meeroberfläche ein hoher Rücken 
als Verlängerung der Mauſchener Inſel in die Südoſt⸗ 
ecke des Moores. 


Direkt über dieſen Eiszeitbildungen finden ſich 
dicht unter dem Torf des Moores feine, kalkhaltige 
Sande mit Muſcheln (Pisidium) und Schnecken 
(Valvata) des Südwaſſers. Sie zeigen, daß bald 
nach der Eiszeit dieſes ganze Gebiet mit Ausnahme 
der höheren Erhebungen von einem Süßwaſſerſee 
bedeckt war. Das Große Moosbruch war damals 
ein Teil des großen Sees, der weite Flächen der 
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PIy I TEE UN? 


Abb. 2 Erlenbruchwald bei Franzrode 


heutigen Memelniederung und den ſüdlichen Teil 
des Kuriſchen Haffs bedeckte. | 


Die Meinung, daß der größte Teil der Niederung 
nach der Eiszeit zunächſt vom Meere bedeckt war, 
iſt von Pratje (1931) überzeugend zurückgewieſen 
worden. Die Meereswogen haben nach der Eis- 
zeit das Gebiet der heutigen Niederung nicht beſpült. 


Dieſer Süßwaſſerſee wird nun mit der Zeit mehr 
und mehr zurückgedrängt, und zwar teils durch die 
Abſätze der Memel, die die öſtlichen Teile des Sees 
auffüllen, teils durch die vor allem in ſtilleren 
Buchten fortſchreitende Verſandung. Wir haben 
im Drauſenſee bei Elbing ein ſchönes Beiſpiel einer 
noch heute vor ſich gehenden Verlandung. Der 
Süßwaſſerſee wird dadurch bis in das heutige Haff⸗ 
gebiet zurückgedrängt. Der ſüdliche Teil des Kuriſchen 
Haffs iſt nach Pratje (1931) der Überreſt dieſes 
Sees, der zunächſt vom nördlichen Haffgebiet durch 
einen Landrücken von Roſſitten über Windenburg 
nach Memel getrennt war. Dieſer Landrücken wird 
ſpäter durchbrochen, und wir erhalten ein einheitliches 
Haff, das jetzt im Norden mit dem Meere in Ver⸗ 
bindung ſteht. | 

So wird im Gebiet des heutigen Moosbruchs 
aus dem Süßwaſſerſee ein von Flüſſen durchzogener 
Sumpf von der Art des Erlenbruchwaldes, wie 


wir ihn am Rande des Hochmoores noch heute 


beobachten können. (vgl. Abb. 2). 


In dieſen feuchten Wäldern kann das abgeſtor⸗ 
bene Pflanzenmaterial nicht wie in trockenen Gebieten 
vollſtändig verweſen, ſondern wird zu Torf, dem 
Bruchwaldtorf. Durch die bei der ſtarken Feuchtig⸗ 
keit unvollſtändige Pflanzenverweſung bilden ſich 
außerdem im Boden die Humusſäuren. Sie ſind 
vielen Pflanzen ſchädlich und ermöglichen nur 
beſtimmten Pflanzengruppen das Fortkommen. Im 
Gebiete der Uferwieſen bildet ſich nicht der Bruch— 
waldtorf, ſondern der Moorgrastorf. Der Süß⸗ 
waſſerſee hatte ſo im Moosbruch einem ausgedehnten 
Flachmoor Platz gemacht. 

Doch damit iſt die Entwicklung noch nicht beendet. 
In einen großen Teil des Gebietes dringt das 
Torfmoos (Sphagnum), der charakteriſtiſche Ver⸗ 
treter der Hochmoorvegetation, ein. Wir ſprechen 
in dieſen Gebieten dann nicht mehr von einem 
Flachmoor ſondern von einem Mittelding zwiſchen 
Flachmoor und Hochmoor, dem ſog. Zwiſchenmoor. 
An den Rändern des Moosbruchs finden wir über 
dem Untergrund den Flachmoortorf, in den mittleren 
Gebieten aber tritt uns als unterſte Torfſchicht ſofort 
der Zwiſchenmoortorf entgegen. Es iſt dies ein Zeichen 
dafür, daß hier ſofort das Torfmoos ins Flachmoor 
eingedrungen iſt. Die verſchiedenen Torfarten laſſen 
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Abb. 3 Moorkultur (Beete) in Eversdorf / Im Hintergrund das unkultivierte Moor mit den Krüppelkiefern 


ſich durch die in ihnen vorhandenen Pflanzenreſte 
unterſcheiden. 

Durch die Bildung dieſer Torfe wird die Vege⸗ 
tation immer mehr über den Untergrund mit jeinem | 
nährſtoffreichen Waſſer emporgehoben. Auch der 
Gehalt des Bodens an Humusſäuren ſteigt. Dadurch 
werden wieder eine Reihe von Pflanzen, die noch 
auf dem Flachmoor wachſen konnten, ihrer Lebens⸗ 
bedingungen, beraubt. Es kommt jetzt, unterſtützt 
durch klimatiſche Bedingungen, die Pflanze zur Herr⸗ 
ſchaft, die mit einem Minimum von Nährſtoffen 
auskommen und den ſauren Boden vertragen kann, 
das Torfmoos. Dieſe Pflanze findet gerade da 
ihre beſten Bedingungen, wo der Nährſtoffgehalt am 
geringſten iſt. Das iſt etwa in der Mitte des 
Moores, weil hier vom Rand des Moores kaum 
noch Waſſer mit Nährſalzen eindringen kann. An 
dieſen Stellen wird das Torfmoos alſo beſonders 
gut wachſen, und das Moor zeigt dann dort gegen⸗ | 
über den Randgebieten eine Erhöhung („Hoch“moor). 
Das Moor ijt aljo zum Hochmoor geworden. Nach 
Klautſch (1906) kann man den Abfall des Hoch⸗ 
moores nach dem Rande hin beſonders gut bei 
Lauknen beobachten, wo auf 200 —300 m ein Ab⸗ 
fall von + 5,5 m auf 1 m erfolgt. Der Hochmoor⸗ 
torf hat eine Mächtigkeit von etwa 2 m. 


Innerhalb des Hochmoortorfes und unter ihm 
finden ſich im Moosbruch große, 2—5 m dicke 
Waſſerkiſſen, d. h. größere Waſſeranſammlungen, 
die im allgemeinen in etwa 2 m Tiefe anzutreffen 
ſind. 

Ihre Entſtehung iſt nicht ganz geklärt. Viel⸗ 
leicht find es die letzten überbleibſel des früheren 
Sees, die jo im Moor gehoben und erhalten ge- 
blieben ſind, oder es handelt ſich um Infiltrationen, 
an denen Quellen beteiligt ſein können. Auf eine 
dritte Möglichkeit werden wir ſpäter hinweiſen. Be⸗ 
ſondere Beachtung erfordern dieſe Waſſerkiſſen beim 
Torfſtechen, und ſo manchem Siedler iſt bei einem 
zu tiefen Torfſtechen ſofort die ganze Grube voll⸗ 
gelaufen. Es iſt deshalb ratſam, den Torf von 
oben her ſchichtweiſe abzudecken, um ſo einem wirt⸗ 
ſchaftlichen Schaden zu entgehen. Die Siedler 
müſſen nämlich kleinere Flächen zum Torfſtechen in 
beſonders für dieſen Zweck freigegebenen Moor- 
gebieten pachten. Das iſt natürlich nicht angenehm, 
wenn eingedrungenes Waſſer die Ausnutzung der 
gepachteten Fläche unmöglich macht. 

Die Geſamtmächtigkeit des Moores iſt nicht fo 
groß, wie man meiſt annimmt. Die durchſchnitt⸗ 
liche Höhe über dem Untergrund beträgt im eigent⸗ 
lichen Moosbruch 4—7 m. Die größten Mächtig⸗ 
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Abb. 4 Streuwieſe am Rande des Exlenbruchwaldes bei Franzrode 


keiten liegen bei nicht ganz 12 m im nördlichen 
Teil des Hochmoors. 

Der Untergrund des Moores hat übrigens früher 
etwas höher gelegen als heute. Wir finden direkt 
über dem Untergrund, z. T. über 5 m unter Normal⸗ 
Null, den Bruchwaldtorf, der mindeſtens in Meeres⸗ 
höhe abgelagert ſein muß, während er heute zum 
großen Teil tiefer liegt. In der Tiefe, in der ſich 
heute der Torf des Bruchwaldes befindet, hätte 


damals ein Wald nicht beſtehen können, weil dieſes 


tiefliegende Gebiet ſofort vom Haff bedeckt worden 
wäre. Der Untergrund des Moores und mit ihm 
das Moor ſelbſt hat ſich geſenkt. Dieſe Senkung 
läßt ſich im Gebiet der ganzen Niederung verfolgen 
und iſt auch in hiſtoriſcher Zeit noch wahrnehmbar. 
Klautſch (1906) bringt mit dieſer Senkung die 
Entſtehung der Waſſerkiſſen in Zuſammenhang. Bei 
der Senkung iſt zwiſchen die Torfſchichten Waſſer 
gedrungen. 

Das ſind die heutigen Anſichten über die Ent⸗ 
ſtehung des Großen Moosbruchs, eines der größten 
Hochmoorgebiete Deutſchlands. Genauere Unter⸗ 
ſuchungen ſtehen allerdings noch aus, aber in den 
Grundzügen iſt das Bild einigermaßen klar. 

Trotz der ſtarken Beeinfluſſung durch die menſch⸗ 
liche Kultur bietet das Moor noch in manchen 


Teilen den Anblick unberührter Natur, die das Auge 
des Wanderers immer wieder entzückt. An ſeinem 
Rand befindet ſich nur etwa n m über dem Haff- 
ſpiegel der Erlenbruchwald, ein ſumpfiger Wald, 
deſſen Geſtelle meiſt als Kanäle befahrbar ſind 
(Abb. 2). Dieſer Wald gewährt noch heute dem 
oſtpreußiſchen Elch Obdach. Niemand entgeht dem 
Zauber dieſer Landſchaft, die außer dem kräftigen 
Angſtruf des Elches, durch das Geſchrei der Kraniche 
oder den ſchönen Geſang des dort ſo häufigen 
Sproſſers, der oſtpreußiſchen Nachtigall, ihr beſon⸗ 
deres Gepräge erhält. Beſonders ſchön iſt dieſer 
Erlenwald zur Blütezeit der gelben Schwertlilie 
(Iris pseudacorus) und des Sumpfſchlangenwurzes 
(Calla palustris), die dort zahlreich vorkommen. Der 
Sumpfſchlangenwurz iſt übrigens ein beliebtes 
Schweinefuttermittel. Von den Gräſern herrſchen 
die Seggen (Carex) vor. 

Nach dem Haff zu geht der Wald ſtellenweiſe in 
Wieſenmoor über, das reich an Sauergräſern iſt. 
Dies Gebiet wird durch das ſtändige Abmähen 
künſtlich als Wieſe gehalten, ſonſt würde es in 
Erlenbruchwald übergehen. Ebenſo finden wir 
Wieſenmoor an den Flüſſen (Abb. 3). 

Das Zwiſchenmoor als übergang zum Hochmoor 
iſt der Entwäſſerung zum großen Teil zum Opfer 
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Abb. 5 Schule von Karlsrode / Im Vordergrund die Moorbeetkultur 


gefallen. Es iſt am beſten am Rande des Mehlauker 
Forſtes zu beobachten. Nach dem Hochmoor hin 
werden die Torfmooſe, die meiſt geſellig in kleinen 
Hügelchen, den ſogenannten Bulten, vorkommen, 
immer häufiger. 

Das eigentliche Hochmoor zeigt am Rande noch 
den Porſt (Ledum) und die Krüppelkiefern, die viel 
älter ſind als man anzunehmen geneigt iſt. Dieſe 
Pflanzen können bei dem geringen Nährſtoffgehalt, 
der ihnen zur Verfügung ſteht, nicht kräftiger wachſen. 
Auf dem Innern des Moores verſchwinden auch 
dieſe Pflanzen und außer dem Torfmoos begegnen 
uns faſt nur noch das Wollgras (Eriophorum), die 
Krähenbeere (Empetrum), der Sonnentau (Drosera) 
und die Moosbeere (Vaccinium oxycoccus) mit ihren 
wunderſchönen Blütenglöckchen. Die häufige Raſen⸗ 
ſimſe (Scirpus caespitosus), die oft im Winter dem 
Elch als Futter dienen muß, tritt in Büſcheln auf 
dem Hochmoor auf. Mitten auf dem Hochmoor ſtört 
im Sommer ſelten ein Laut die Stille der Natur. 
Im Winter iſt es auf dem Moor lebhafter, weil 
hier Elch und Rehwild Zuflucht ſuchen. 

Auf dem Hochmoor trifft der Moorwanderer, der 
ſich mühſelig über die kleinen, jedem Schritt nach⸗ 
gebenden Torfmoosbulte bewegt, auf Blänken kleine, | 
der herrſchenden Windrichtung gemäß oſtweſtlich 


ſich erſtreckende Moorteiche, deren Oberfläche teil⸗ 
weiſe mit Seeroſen bedeckt iſt. Auch die ſogenannten 
Rüllen, natürliche Gräben, die von der Mitte des 
Hochmoors nach dem Rande zu verlaufen, kennt 
man im Moosbruch. Eine Rülle, die Bindo-Szoge, 
iſt in ihrem Unterlauf als Torfſtichkanal reguliert, 
fließt an Elchtal vorbei und mündet bei Alt-Suſſe⸗ 
milken in den Timber. In der Umgebung der 
Blänken und Rüllen finden wir meiſt eine etwas 
reichere Vegetation, die darauf zurückzuführen iſt, 
daß aus dem bewegten Waſſer bei ſeinem ſtändigen 
Wechſel mehr Nährſalze aufgenommen werden können. 

Doch nur wenige Stellen des Moors zeigen noch 
einen unberührten Charakter. Die Entwäſſerung 
macht ſich bemerkbar und an den trockneren Stellen 
ſiedelt ſich das Heidekraut (Calluna vulgaris) an. 
Dieſe Pflanze iſt der Feind des Torfmoores. Künſtlich 
ſchafft der Menſch hier das, was in vielen Fällen, 
vor allem in Mittel- und Süddeutſchland, die Natur 
vollbringt. Das Moor verheidet, die Vorſtufe zur 
endgültigen Kultivierung hat begonnen. Dieſe Ver⸗ 


heidung iſt beſonders gut in der Umgebung der 


Entwäſſerungskanäle zu beobachten. 

Für den Menſchen iſt das Moor lange Zeit ein 
Gebiet des Schreckens geweſen. Moor und Menſch 
ſtanden ſich feindlich gegenüber. Von einer Moor- 
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Abb. 6 


kultur können wir erſt etwa von 1650 ab ſprechen, 
wo man in Holland, dem klaſſiſchen Land der 
Sdlandkultur, die oberſte Torfſchicht verbrannte 
(Brandkultur), unterpflügte und ſo für drei bis vier 
Jahre Buchweizen anbauen konnte. Danach mußte 


der Boden wieder etwa 40 Jahre brach liegen, 


um nach einem neuen Brennen wieder bebaut 
werden zu können. 

Die wirtſchaftliche Kultivierungsarbeit nahm nach 
v. Bülow (1925) auch von Holland aus ihren 
Ausgang. Sie machte die zur Torfgewinnung ab⸗ 


getorften Moore durch Düngung mit ſtädtiſchem 


Kompoſt zu Acker (Fehnkultur). 

Von 1750 ab begann die deutſche Hochmoorkultur, 
die den Boden unmittelbar beſtellt, und die auch 
im Moosbruch ihre Anwendung gefunden hat. 

Die Flachmoore werden durch großzügige Ab— 
dämmung und Entwäſſerung in brauchbares Wieſen⸗ 
land überführt. Schwieriger iſt das beim eigentlichen 
Hochmoor. Es zeigen ſich hier folgende beim 
Flachmoor nicht ſo ſcharf ausgeprägte ungünſtige 
Bodeneigenſchaften: 

1. Starker Feuchtigkeitsgehalt, 

2. Nährſtoffarmut: Es fehlt Kalk, Kali. 
Phosphorſäure, dagegen iſt der Boden 
reich an Stickſtoff, 


| 


Wilhelmsrode als Typus eines Straßendorfes mit Wieſenmoor 


3. der ſaure Bodencharakter, 
4. die dichte Lagerung, 
5. die Kälte auf dem Moor. 

Gerade auf den letzten Punkt ſei noch beſonders 
hingewieſen. Die Hochmoore ſind lange gefroren 
und zeigen im Frühjahr beſonders hohe Nachtfroſt⸗ 
gefahr. Das läßt ſich ja auch in der Pflanzen— 
und Tiergemeinſchaft erkennen, die nordiſch-arktiſche 
Formen aufweiſt. 

An den oben angeführten Punkten hat alſo die 
Kultivierung einzugreifen. So geht man ſeit Beginn 
der Kultivierung auf dem Moosbruch um 1750 
etwa folgendermaßen vor (vgl. auch Böhm 1913): 
Zunächſt muß durch Entwäſſerungsgräben dem Boden 
ein großer Teil der Feuchtigkeit abgezogen werden. 


Danach wird das Land mehrfach umgegraben 


und in etwa 1½ m breite Beete mit dazwiſchen⸗ 
liegenden Gängen geteilt. Der Boden aus den 
Gängen wird auf die Beete gebracht. Im folgen⸗ 
den Frühjahr wird dies Material auf den Beeten 
zerkleinert und in die Gänge zurückgebracht. Darauf 
erhalten die Beete eine dicke Dungſchicht, die mit 
Kartoffeln belegt und endlich mit der zerkleinerten 
Moorerde aus den Gängen bedeckt wird (Abb. 3 
u. 6). Die Dungſchicht ſoll dem Boden die fehlenden 
Nährſalze zuführen und dient außerdem wie das 
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Umgraben zur Lockerung und guten Durchlüftung 
des dicht gelagerten Moorbodens. Gleichzeitig wird 
dadurch die Säure aus dem Boden verdrängt. Bei 
künſtlicher Düngung iſt darauf zu achten, daß kein 
ſaurer Dünger verwandt wird. Nach etwa drei 
Jahren werden neue Furchen mitten durch die 
Beete gezogen und die früheren Furchen werden in | 
die neuen Beete mit hineingenommen. 

Faſt ausſchließlich werden Kartoffeln und Zwiebeln | 
angebaut. Die bekannte „Litauer Blanke“ gedeiht 
hier ausgezeichnet. Um gegenüber den Gebieten mit | 
günſtigeren Anbaubedingungen konkurrenzfähig in 
der Lieferung von Frühkartoffeln bleiben zu können, 
läßt der Siedler die Kartoffeln oft ſchon auf dem 
Speicher ankeimen. ee, 

Als Dünger wird faſt ausſchließlich der natürliche 
Dung benutzt. Gegen den Verbrauch von Kunſt⸗ 
dünger herrſcht eine Abneigung, weil dieſer nach 
den Angaben der Siedler die Kartoffel wäſſerig 
machen ſoll. Auch mit Getreideanbau, der eigentlich 
nur in kleinerem Maße im Elchtal betrieben wird 
(Sommergetreide), will man nicht allzu gute Er⸗ 
fahrungen gemacht haben. Der Grund dafür iſt 
nach Böhm (1913) wohl hauptſächlich in den un⸗ 
genügenden Wirtſchaftsgebäuden und der zu kleinen 
Kolonatsfläche zu ſuchen. 

Die Beſiedlung des Moosbruchs geht auf 
Friedrich den Großen zurück. Die Flüſſe mit ihren 
Flachmoorwieſen bildeten die erſten Siedlungsſtellen. 
Die Kolonate waren nicht viel breiter als die Hof- 
ſtellen und erſtreckten ſich vom Fluß bis aufs Hoch— 
moor herauf. Um möglichſt vielen Siedlern dieſe 
günſtige Lage bieten zu können, beträgt die Breite 
der einzelnen Pachtſtelle nur etwa 20 m. Die 
Kolonate waren etwa 6 Morgen groß und beſtanden 
zur Hälfte aus Flachmoor und zur Hälfte aus Hoch- 
moor. Sie wurden meiſt alten Soldaten in Erb— 
pacht gegeben. Damals entſtanden (Klautſch 1906): | 


Alt⸗Heidlauken 1756 
Schenkendorf 1781 
Alt⸗Suſſemilken 1782 
Timber 1786 
Julienbruch 1814. 


Dies Erbpachtverhältnis wird um 1830 gelöſt. 
Die Koloniſten werden Eigentümer des Landes, 
die Kolonien werden zu Eigentumskolonien, bei 
denen allerdings der Fiskus noch die Laſten trägt. 

Alt⸗Suſſemilken und Timber bilden heute mit 
Lauknen die drei Landgemeinden dieſes Bezirks mit 
217 Beſitzungen, 1995 Einwohnern und einer Durch⸗ 
ſchnittsgröße von faſt 4 ha pro Stelle. Die andern 
Eigentumskolonien beſtehen aus 112 Pachtſtellen 
mit 1272 Einwohnern bei weniger als 2 ha Stellen- 
größe. 

0 der Mitte des vorigen Jahrhunderts wurden 
die meiſten der anderen noch heute beſtehenden 
12 Kolonien gegründet. Hier ſind die Koloniſten 
Pächter, dieſe Kolonien ſind Zeitpachtkolonien. Es 
wurden gegründet: 


es nicht. 


NeusHeidlaufen 1833 
Neubruch 1839 
Neu⸗Suſſemilken 1839 
Franzrode 1858 
Wilhelmsrode 1860 
Karlsrode 1862 
Königgrätz 1869 
Sadowa 1870 
Langendorf 1874 
Schneckenmoor 1866 
Eversdorf 1900 
Elchtal 1904 


mit heute 537 Kolonaten und 3767 Einwohnern. 
Die Größe der Pachtſtelle beträgt etwa 3 ha, mit 
Ausnahme von Elchtal, wo die Stellen etwa 10 ha 
groß ſind. Die Pachtbeiträge ſchwanken 1929 
zwiſchen 27,26 RM in Neubruch und 10,65 RM 
in Elchtal pro Hektar. Je kleiner das Kolonat um 
ſo größer iſt im allgemeinen die Pacht pro Hektar. 

Der ganze Bezirk unterſteht der ſtaatlichen Moor⸗ 
adminiſtration Lauknen und liegt zum größten Teil 
im Kreiſe Labiau (Reg.⸗Bez. Königsberg, Pr.), zum 
kleineren im Kreiſe Niederung [Reg.-Bez. Gumbinnen). 
Ihr unterſtehen fünf Moorverwaltungen in Alt⸗ 
Heidlauken, Eversdorf, Kupſtienen, Lauknen und 
Schneckenmoor und zwei Hilfsmoorverwaltungen in 
Elchtal und Obolin. 

Bereits ſeit längerer Zeit hatte die Regierung 
erkannt, daß bei der geringen Größe der Kolonate 
(2 bis höchſtens 5 ha) eine ausreichende Lebens⸗ 
haltung der Siedler kaum gewährleiſtet werden 
kann. Deshalb hatte die Königliche Generalkommiſſion 
zu Königsberg Pr. als Vorgängerin unſeres heutigen 
Kulturamtes die Pachtſtellen der 1904 gegründeten 
Kolonie Elchtal mit 10 ha ausgeſtattet, von denen 
die Siedler 2 ha Acker und 2 ha Wieſe kultiviert 
erhalten ſollten, während 2 ha Wieſe und 4 ha 


rohes Moosbruch ſelbſt urbar gemacht werden mußten. 


Die Größe der Pachtzellen ſollte gleichzeitig ein An⸗ 
ſporn zum Getreideanbau ſein. 

Auch die neuen Siedlungspläne ſehen erheblich 
größere Pachtſtellen vor. Man will ſie etwa 15 ha 
groß machen, und zwar ſollen nicht nur neue Pacht⸗ 
ſtellen von dieſer Größe geſchaffen werden, jondern 
man will auch die alten Siedlungen auf dieſe Größe 
bringen. Das hat natürlich beſondere Schwierigkeiten, 
weil ſich wegen der z. T. ſehr engen Siedlung eine 
Abſiedlung einzelner Kolonate nicht wird vermeiden 
laſſen. Natürlich wird die Abſiedlung nur da er⸗ 
folgen, wo Gehöfte im überſchwemmungsgebiet oder 
überhaupt Gehöfte in ſchlechtem baulichen Zuſtande 
die Härten der Umfiedlung mildern. Eine andere 
Möglichkeit, lebensfähige Stellen zu ſchaffen, gibt 

Von den heute insgeſamt vorhandenen 
832 Stellen ſollen 169 abgeſiedelt werden. 201 
Stellen will man neu ſchaffen, ſo daß nach Ver⸗ 
größerung der alten Stellen im Endergebnis 864 
lebensfähige Pacht⸗bezw. Eigentumsſtellen vorhanden 


ſind. 
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Großer Wert wird auf hinreichende Zuweiſung IV. Unkultiviertes Grünland 


von Wieſen an die einzelnen Pachtſtellen gelegt. 
Das eigentliche Ackerland ſoll durchſchnittlich etwa 
4 ha, alſo ungefähr /¼ der Geſamtſtelle ausmachen. 
Dies hat dann eine Vergrößerung der Viehhaltung, 
vor allem von Rindvieh zur Folge. Der Siedler 
iſt auf eine ſtarke Viehhaltung angewieſen, damit 
er genügend Dung für die Kultivierung ſeines Hoch⸗ 
moorlandes zur Verfügung hat. Bisher mußte er 
ſich z. T. dadurch helfen, daß er ſein Vieh lediglich 
durch Stallfütterung erhielt. Das notwendige Heu 


mußte er ſich im Winter von weither heranſchaffen. 


Die Schaffung einer genügenden Wieſenfläche aus 
dem Niederungsmoor wird nicht möglich ſein, auch 
wenn noch größere Eindeichungen vorgenommen 
werden können. Die einzelnen Stellen ſollen 3—5 ha 
meliorierte, eingedeichte Flachmoorwieſen erhalten. 
Es müſſen alſo noch außerdem Hochmoorwieſen von 


etwa 6 ha Größe pro Siedlung geſchaffen werden, 


deren Güte allerdings nicht bedeutend iſt. 

Um viel Dung zu erhalten, geben die Moos⸗ 
brüchler ihren Tieren eine ſtarke Streu. Dazu kann 
minderwertiges Heu genommen werden, wie es auf 
den Streuwieſen in den Randgebieten des Bruch⸗ 
waldes (Abb. 4) geſchnitten werden kann. 

Was die Viehhaltung anbetrifft, ſo beſitzt heute 
jede Pachtſtelle durchſchnittlich 1 Pferd, 3—4 Kühe, 
4—6 Schweine und 10 Hühner. 

Ein wichtiges Erfordernis für eine wirtſchaftliche 
Lebensfähigkeit der Pachtſtellen ſind gute Wege, 
deren Anlage im Moor beſonders koſtſpielig iſt. 
Auch in dieſer Hinſicht iſt in den letzten Jahren 
unter Leitung des Kulturbauamtes viel getan 
worden. Zur beſſeren Erſchließung des Gebiets 
ſind auch zwei neue ſchöne Brücken, in Schenkendorf 
und Heidlauken, geſchaffen worden. Feſte Kiesſtraßen 
führen durch die Gemeinden und Kolonien. Für die 
neuen Siedlungen iſt ein großzügiges Wegenetz vor⸗ 
geſehen, deren Anfänge heute ſchon vorhanden ſind. 

Der Staat hat dieſen Siedlungen gegenüber auch 
kulturelle Verpflichtungen und iſt ihnen in weitem 
Maße durch Schaffung von Schulen nachgekommen. 
In letzter Zeit ſind mehrere neue Schulen gebaut 
worden; als Beiſpiel dafür diene die Schule von 
Karlsrode auf Abb. 5. 

Die Beſiedlungsverhältniſſe im Moosbruch zeigt 
folgende überſicht: 


Geſamtfläche: . 15294 ha 
Verkauft: 181 
Jetzige Größe: . 15113 ha 

J. Verpachtet: 

Ackerland „ „„ 9 
Kultiviertes Grünland (Wieſe) ein⸗ 
ſchließlich auf dem Halm verkauft 1574 „ 

II. Selbſtgenutzt: 3521 ha 
Ackerland Di 124 ha 
Kultiviertes Grünland 118 „ 

242 ha 

III. Sffentliche Weide 216 ha 


| 


3086 ha 
V. Wege, Waſſer, Moor pp. 8048 ha 

Das Große Moosbruch iſt ein Gebiet, das vom 
naturkundlichen aber auch ſiedlungstechniſchen Stand⸗ 
punkt viele Beſonderheiten zeigt. Gerade wegen 
der von der natürlichen Beſchaffenheit des Landes 
in ſtarkem Maße abhängigen Beſiedlung iſt hier ein 
neuer Landſchaftstyp entſtanden, der wohl in Oſt⸗ 
preußen nicht ſeinesgleichen hat. Die Dörfer ſind 
faſt ohne Ausnahme langgezogene Straßendörfer 
(Abb. 6), die ſich meiſt an einem der Flüſſe (z. B. 
Timber, Neubruch, Schenkendorf) oder am Moor⸗ 
rand (z. B. Langendorf) entlangziehen. Bei den 
ſich an den Flüſſen entlang ziehenden Dörfern hat 
jede Hofſtelle einen Streifen Wieſenmoor, der durch⸗ 
brochen wird durch eine kleine Waſſerſtraße, die vom 
Fluß zu jedem einzelnen Gehöft führt. Der Haupt⸗ 
verkehr ſpielt ſich hier, vor allem natürlich in den 
Hochwaſſermonaten, auf dem Waſſer ab. Im übrigen 
vermitteln große Wagenfähren den Verkehr zwiſchen 
den Ufern. 

Der Charakterbaum des beſiedelten Moosbruchs 
iſt die Birke. Vor allem im Frühjahr, wenn die 
Birke in ihrem ſchönſten Grün daſteht, bietet das 
bewohnte Moosbruch ein wunderbares Bild. Das 
ſaftige Grün der weißſtämmigen Birken ſteht in einem 
wohltuenden Gegenſatz zum Blau der Gewäſſer und 
zum Schwarz der Moorerde. Neben den Straßen 
ſind oft auch die einzelnen Hochmoorparzellen der 
Kolonate von Birken eingefaßt, ſo daß der unkundige 
Wanderer im beſiedelten Gebiet gar nicht in einem 
Hochmoorgebiet zu ſein glaubt. Eigentümlich fügen 
ſich auch ins Landſchaftsbild die dunklen Beete, die 
im Frühjahr eher den Eindruck eines lieblichen 
Gartenlandes machen als eines nur mit großer Mühe 
im Kampfe mit der Natur abgerungenen Moor⸗ 
gebietes. Natur und Kultur können ſich nicht gegen⸗ 
ſeitig ausſchließen. Sie verwachſen ineinander und 
führen zu einer neuen einheitlichen Landſchaftsform 
mit ihren beſonderen Eigenarten. 
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Lebensfähige Siedlungen 


von Regierungs- und Kulturrat Gärtner, Königsberg 


Trotz beſten Wollens aller Beteiligten findet man 
in Siedlungskolonien immer und immer wieder 
Siedlerſtellen, die infolge ihrer örtlichen Auslegung 
kaum oder nur ſchwer lebensfähig ſind. In dem 
üblichen Verlaufe der Siedlungsverfahren ſcheinen 
nach verſchiedenen Richtungen Gefahrenquellen zu 
beſtehen, die mit Rückſicht auf die günſtige Fort⸗ 
entwicklung der Siedlerſtellen im allgemeinem aus⸗ 
geſchaltet werden müſſen. 


Beſtimmte Gefahren bei der Durchführung von 
Siedlungen entſtehen oft infolge der zu ſchematiſchen 
Behandlung der einzelnen Verfahren, infolge der zu 
gleichmäßigen Bearbeitung verſchiedener Objekte und 
infolge der Schnelligkeit, mit der die Verfahren in 
den einzelnen Abſchnitten durchgeführt werden. Hier 
ſoll nun auf Folgendes hingewieſen werden. 


Von entſcheidender Bedeutung für das Gelingen 
einer Siedlung iſt die Eignung des ganzen Objektes 
für Siedlungszwecke. Beim Ankauf von Siedlungs⸗ 
gütern muß daher die Beſiedlungsfähigkeit im wei⸗ 
teſten Sinne ſo eingehend wie nur irgend möglich 
geprüft werden. Zur Beſiedlungsfähigkeit gehören 
im allgemeinen geeignete Bodenzuſammenſetzung der 
weitaus größten Flächen des Objektes, brauchbarer 
Kulturzuſtand derſelben, richtige Verteilung der 
Kulturarten, geſicherte Ertragsfähigkeit der Wieſen 
und des Grünlandes, das Vorhandenſein von not⸗ 
wendigen nicht zu alten, in Ordnung befindlichen 
Dränagen, keine zu ſtarke Verunkrautung und Ver⸗ 
ſauerung des Bodens im allgemeinen. Das gilt 


insbeſondere auch von den Außenſchlägen der Sied⸗ 


lungsgüter, die infolge ihres ſchlechten Kultur⸗ 
zuſtandes, ihrer ſtarken Verunkrautung und des 
Mangels an Dränagen für Neuſiedlungszwecke oft 
nahezu ungeeignet ſind. 

Von beſonderer Wichtigkeit für das Fortkommen 


der Siedler ſind die geſicherte Ertragsfähigkeit der 


Wieſen und das Vorhandenſein von brauchbaren 
Dränagen. Erfahrungsgemäß werden gerade dieſe 
Punkte beim Ankauf von Gütern für Siedlungs⸗ 
zwecke oft nicht genügend berückſichtigt. Es mag oft 


ſchwierig ſein, bezüglich der Dränagen ſichere Feſt⸗ 
ſtellungen zu treffen. Verſucht werden muß es aber 
auf jeden Fall, gegebenenfalls durch gelegentliche 
örtliche Nachprüfungen oder durch Befragen von alt 
eingeſeſſenen Leuten. Die bloße Feſtſtellung an 
Hand der Dränagekarten, daß das Gut vor ſo und 
jo viel Jahren ſyſtematiſch dräniert iſt, genügt 
keinesfalls. Es kommt darauf an, den tatſächlichen | 
Zuſtand der Dränage und gegebenenfalls die Dränage⸗ 
bedürftigkeit des Bodens überhaupt örtlich feſtzu⸗ 
ſtellen. Bei Außerachtlaſſung dieſer notwendigen 
Feſtſtellungen entſtehen daraus, wie jedem Siedlungs⸗ 
fachmann bekannt iſt, außerordentliche Gefahren⸗ 
quellen, die für die Lebensfähigkeit der Siedlerſtellen | 
von entſcheidender Bedeutung ſind. Auch über zu | 


ſtarke Verſauerung des Bodens wird von den Sied⸗ 
lern häufig Klage geführt. 

Gelingt es nicht, Güter zu erwerben, die den oben 
aufgeſtellten Erforderniſſen bezüglich der Beſied⸗ 
lungsfähigkeit in vollem Umfange entſprechen, müſſen 
bei der Ankaufstaxe für die wertmindernden Um⸗ 
ſtände entſprechende Abzüge gemacht werden. Vor⸗ 
gefundene Fehler des Siedlungsobjekts können da⸗ 
durch im Laufe des Siedlungsverfahrens einiger⸗ 


maßen auf Koſten des Verkäufers beſeitigt werden. 


Dabei ſind bei ſchlechten Wieſen und bei Dränage- 
fehlern, um von vornherein rentable Stellen zu 
ſchaffen, beſonders ſtarke Abzüge zu machen, da ſich 
die im Siedlungsverfahren ausgeführten Verbeſſe⸗ 
rungen erſt nach Jahren praktiſch für den Siedler 
auswirken. 

Bei dem Ankauf von Siedlungsgütern muß über⸗ 
haupt ganz allgemein dahin geſtrebt werden, einmal 
örtliche Fehler ſo genau wie möglich feſtzuſtellen 
und ſie in der Ankaufstaxe eingehend zu verwerten 
und zum anderen, das trotzdem noch beſtehende 
Riſiko auf den Verkäufer abzuwälzen. Wenn auch 
die Beſiedlungsfähigkeit eines Gutes im allgemeinen 
anerkannt ſein mag, iſt es infolge des großen An⸗ 
gebotes von Gütern bei Abſchluß des Kaufvertrages 
im einzelnen durchaus möglich, wegen ſpäter auf⸗ 
tretender Mängel des Siedlungsobjektes bezüglich 
der Höhe des zu zahlenden Kaufpreiſes Sicherungen 
zu treffen. 

Von weſentlicher Bedeutung für das Gelingen 
einer Siedlung iſt weiter die Aufſtellung des Ein⸗ 
teilungsplanes. Der Einteilungsplan wird im all⸗ 
gemeinen zu früh aufgeſtellt. Unbedingtes Erfor⸗ 
dernis iſt es, daß die für die Aufſtellung des Ein⸗ 
teilungsplanes maßgeblichen Beteiligten ſich vorher 
eine genaue Kenntnis des geſamten Siedlungs⸗ 
objektes verſchaffen. Dazu genügen oft einzelne Tage 
keinesfalls. Die Verfaſſer des Einteilungsplanes 
müſſen auf das eingehendſte über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Bodens des Siedlungsobjektes, über den 
Kulturzuſtand und die Verunkrautung der einzelnen 
Pläne, über die Lage und den Zuſtand der Drä— 
nagen, über die Abträgigkeit des Geländes und über 
die Beſchaffenheit der Wieſenflächen im einzelnen 
unterrichtet ſein, wenn ſie lebensfähige Siedlungen 
hinſtellen wollen. 

Für die Ausweiſung der einzelnen Siedlerſtellen 
in der Örtlichfeit find nicht die geraden Grenzen das 
Maßgebliche, ſondern allein entſcheidend iſt die von 
vornherein geſicherte Ertragsfähigkeit der zu der ein⸗ 
zelnen Stelle gehörigen Ländereien. Beſonderes 
Augenmerk iſt auch hier auf die Außenſchläge zu 
richten. Oft ſind die auf dieſen Schlägen angeſetzten 
Siedler die größten Schmerzenskinder. 

Die überſtürzte Aufſtellung des Einteilungsplanes 
trägt vielfach mit dazu bei, daß Siedlerſtellen nicht 
lebensfähig ſind. 
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Weiter iſt für die Lebensfähigkeit der Siedler⸗ 


ſtellen von Bedeutung ein ausreichender Ausbau der 
Folgeeinrichtungen, insbeſondere der Gräben. Eine 
geordnete Waſſerführung auf den einzelnen Siedler⸗ 
ſtellen muß unbedingt gewährleiſtet ſein. Größere 
Anſtauungen von Waſſer in den Plänen der Siedler, 
die insbeſondere Auswinterungsſchäden zur Folge 
haben, müſſen durch Ausbau offener Gräben oder 
durch Dränagen von vornherein unmöglich gemacht 
werden. Aber auch der Ausbau der Wege, ins⸗ 
beſondere der Hauptzufahrtswege, darf nicht ver⸗ 
nachläſſigt werden. Es muß vermieden werden, daß 


Siedler infolge des ſchlechten Zuſtandes der Wege 
im zeitigen Frühjahr weder zum Abſatz ihrer Bro- 


dukte noch zur Beſchaffung von Futtermitteln und 
Saatgut aus ihren Stellen überhaupt nicht heraus⸗ 
kommen können. Das übliche Verfahren, im Herbſt 
den Mutterboden aus den Wegeſeitengräben zur 


Planierung auf die Wege zu werfen, iſt oft grund⸗ 
falſch. Dadurch werden die Wege vielfach nur 
ſchlechter und moraſtiger. 


Nach meinen Erfahrungen darf der Koſtenanſchlag 
für den Ausbau der Folgeeinrichtungen gleichfalls 
nicht zu früh aufgeſtellt werden, insbeſondere dann, 
wenn Dränagereparaturen darin enthalten ſein 
ſollten. Der Sachlandmeſſer muß die nötige Zeit 
dazu haben, das Siedlungsgelände in verſchiedenen 
Zeiten zu beobachten und genau kennen zu lernen. 
Bei dem Ausbau der Folgeeinrichtungen ſollte nicht 
an verkehrter Stelle geſpart werden. 


Erwähnt ſei noch, daß bei der Auswahl der 
Bauſtellen immer wieder Fehler dadurch gemacht 
werden, daß die Gebäude an tiefliegenden Stellen, 
in denen ſich das Tageswaſſer anſammelt, aufgeführt 
werden und dadurch erheblichen Schaden erleiden. 


Fragen der gärtneriſchen Siedlung 


von Regierungsbaumeiſter a. D. Erich Stürzenacker, Hamburg. 
Die Fragen der gärtneriſchen Siedlung gewinnen import etwa 110 Millionen, von denen wieder ein 


im Rahmen des Problemkreiſes der Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung eine immer höhere Bedeutung; ſie unterſcheiden 
ſich von denen der landwirtſchaftlichen Siedlung vor 
allem durch ihre Bindung an jeweils eng umgrenzte 
Wirtſchaftsbezirke, die meiſt durch eine einzelne Stadt 
beſtimmt ſind. Gegenüber der verhältnismäßigen 
Strukturgleichheit landwirtſchaftlicher Siedlungs- 


fragen ſtellen ſie ſich infolgedeſſen im Rahmen des 


ganzen Reichsgebietes betrachtet in allen Beziehungen 
ſehr kompliziert und unüberſichtlich dar. Deshalb 
kann hier nur auf ganz elementare und grundſätz⸗ 
liche Fragen eingegangen werden. 


Der ſeit letztem Herbſt gebräuchlich gewordene 


Ausdruck „Stadtrandſiedlung“ beſagt über die Sied⸗ 
lungsform nichts; er bezeichnet lediglich einen Stand⸗ 
ort, läßt aber die Frage nach dem Siedlungszweck 
offen. Es ergibt ſich von vornherein die Unter⸗ 
ſcheidung zweier Siedlungsziele: die Gewinnung 
eines Erwerbszuſatzes (Teilſiedlung) und eines Voll⸗ 
erwerbs (Vollſiedlung). Beide Siedlungsformen 
gehen von grundſätzlich verſchiedenen Vorausſetzungen 
aus und verlangen getrennte Behandlung in allen 
Siedlungsgebieten. 


Strukturbedingungen gebunden, die ſich nicht in allen 
Orten vorfinden; damit iſt ſie in ihren Auswirkungen 
beſchränkt, und die faſt ausſchließliche Bevorzugung 
dieſer Siedlungsform hat nur in der gegenwärtigen 
Arbeitsmarktlage ihre Begründung und Berechtigung. 
Eine einſchneidende volkswirtſchaftliche Bedeutung 
wird ihr in abſehbarer Zeit nicht zukommen. 
Anders die gärtneriſche Vollſiedlung. Sie kann 
und muß auch in den Dienſt unſerer Volkswirtſchaft 


Es wäre falſch, die eine Gied- | 
lungsform zugunſten der anderen zu vernachläſſigen. 
Die Teilſiedlung iſt immer an gewiſſe gewerbliche 


geſtellt werden. Wir führen noch immer für etwa 600 
Millionen RM. Gemüſe und Obſt aus dem Aus⸗ 


land ein. Hiervon entfallen auf den reinen Gemüſe⸗ Frage. 


Teil Frühgemüſe iſt, das bei dem gegenwärtigen 
Stand unſerer Kultureinrichtungen durch inländiſche 
Erzeugung nicht erſetzt werden kann. Etwa 200 
Millionen entfallen auf Obſt, das in Deutſchland 
erzeugt werden könnte, das aber z. T. durch unſere 
klimatiſchen Verhältniſſe andere Marktzeiten ermög⸗ 
licht als unſere Erzeugung. Hier ſpielt weiterhin 
die Frage der Qualität und deren Menge eine große 
Rolle. Es wird uns nur dann möglich ſein, den 
eigenen Markt zurückzugewinnen, wenn es gelingt, 
gleichwertig und gleichviel wie das Ausland zu liefern. 

Mit dieſer auf der Statiſtik fußenden Betrachtung 
gelangen wir ſchon an das erſte Kernproblem der 
gärtneriſchen Siedlung: die Marktfrage. Sie 
iſt für das ganze Reich gar nicht einheitlich zu löſen. 
Die Bindung gärtneriſcher Siedlung an eng be— 
grenzte Wirtſchaftsbezirke verlangt, daß vor In⸗ 
angriffnahme derartiger Siedlungsarbeiten die Markt⸗ 
frage ausreichend geklärt iſt, ſodaß die Siedler ſchon 
eine gewiſſe Abſatzgarantie als Grundlage für ihre 
Arbeit beſitzen. 

Bei der Beurteilung der Marktfrage iſt von der 
Unterſcheidung des Geſamtmarktes und des örtlichen 
Marktes auszugehen. Erzeugung für den Geſamt⸗ 
markt iſt an die Verſandfähigkeit und an die Eig⸗ 
nung von Klima und Boden gebunden. Hier wird 
vor allem die Obſterzeugung eine große Rolle 
ſpielen, wie wir ja heute ſchon eine umfangreiche 
Obſterzeugung haben, die faſt ausſchließlich für den 
geſamtdeutſchen Markt arbeitet. Ich weiſe hin auf 
die Zwetſchgen⸗ und Birnenzucht in Baden und 


Württemberg, die einen großen Teil von Nord- 


deutſchland verſorgt. Auch eine Reihe von Ge- 
müſen werden ſich für dieſe Erzeugung eignen. 
Sonſt aber kommen die Gemüſe, auch Edelgemüſe, 
in der Hauptſache nur für den örtlichen Markt in 
Ihre Erzeugung bietet nur dann Ausſicht 
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auf einen wirtſchaftlichen Erfolg, wenn der Teil der 
Gemüſeeinfuhr erfaßt wird, der heute noch für dieſen | 
Marktbezirk aus dem Ausland kommt oder inlän⸗ 
diſcher aber nicht bodenſtändiger Erzeugung iſt und 
infolgedeſſen durch Minderung der Transportkoſten 
am Ort preiswerter hergeſtellt werden kann. Solche 
Maßnahmen laufen dann auf eine interne Struktur⸗ 
änderung des Marktes hinaus. 

Man ſieht alſo, daß die Marktfrage äußerſt 
kompliziert iſt, und es wäre ſehr verdienſtvoll, wenn 
in nächſter Zukunft eine genaue Unterſuchung dieſer 
Fragen Klarheit in die Vorausſetzungen der gärt⸗ 
neriſchen Siedlung brächte. Der Kreis dieſer Anter⸗ 
ſuchung wird ſich in dem Ergebnis ſchließen müſſen, 
daß die Summe der Abſatzmöglichkeiten in den 
Marktbezirken und derjenigen im deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsraum dem durch Binnenerzeugung erſetzbaren 
Import gleichkommen muß. Hieraus werden dann 
erſt die ſicheren Grundlagen für die Standortwahl 
gewonnen, und es iſt nicht wie bei der Neben⸗ 
erwerbsſiedlung ſo, daß der Umfang der Aufgabe 
allein einen Fehlgriff am Anfang ſchon nahezu aus⸗ 
ſchließt, ſondern der Beginn der Garten⸗ 
ſiedlung kann erſt nach einwand⸗ 
freier Klärung der Marktvoraus⸗ 
ſetzungen erfolgen, wenn das Riſiko 
wirtſchaftlicher Fehlleitungen ver⸗ 
mieden werden ſoll. 

Es iſt über die Zuläſſigkeit der gärtneriſchen 
Siedlung alſo nur ſoviel zu ſagen, daß ſie hinſichtlich 
der Güte, der Menge und des Preiſes dem Import 
konkurrenzfähig geſtaltet werden muß; der Raum 
für ſolche Siedlungsarbeit iſt alſo ſowohl ſtandort⸗ 
mäßig wie auch marktmäßig recht eng, zumal die 
Aufbaubedingungen durch die Preispolitik der deut⸗ 
ſchen Induſtrie z. T. recht erſchwert ſind. So iſt 
z. B. auf dem 1931 vom Archiv für Siedlungs⸗ 
weſen veranſtalteten Lehrgang „Arbeitsloſigkeit und 
Siedlung“ darauf hingewieſen worden, daß Treib⸗ 
hausanlagen nach Holland 50% billiger geliefert 
worden ſind als an inländiſche Abnehmer. Solche 
Dinge machen ſich natürlich auf lange Zeit hinaus 
in der Preisgeſtaltung geltend, denn wir können 
wegen unſerer klimatiſchen Vorausſetzungen nur auf 
der Grundlage einer techniſch intenſivierten Boden⸗ 


kultur konkurrenzfähig werden. Wenn alſo heute 
gefordert wird, daß wir durch ſolche Bodenkultur 
der deutſchen Induſtrie einen ſoliden Binnenmarkt 
ſchaffen ſollen, ſo darf dieſe Abſicht nicht durch die 
industrielle Preispolitik durchkreuzt werden. Der 
Zollſchutz kann nur eine Hilfsmaßnahme für den An⸗ 
fang darſtellen, denn ſeine Möglichkeiten find ſchon durch 
das ſtets ſinkende Einkommen des Volkes beſchränkt. 
Es bleiben alſo die folgenden wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte zu beachten: 
1. Klärung der Marktfrage unter dem Geſichtspunkt 
a) der Abſatzmöglichkeit, 
b) der bodentechniſchen und klimatiſchen Vor⸗ 
ausſetzungen, 
c) der Transportwirtſchaft. 


2) Siedlungsaufbau unter dem Geſichtspunkt in⸗ 
tenſivſter Bodentechnik und der Schaffung eines 
induſtriellen Binnenmarktes (vergl. hierzu „Iſt 
Städtebau verewigte Arbeitsloſigkeit“ von Prof. 
Dr. Bruck, Münſter). 

Dabei iſt allgemein zu beachten, daß die Anſetzung 
von Einzelſiedlern nur da in Frage kommen kann, 
wo vorhandene Vollſiedlungen noch einen gewiſſen Aus⸗ 
bau zulaſſen; das wird vor allem in den Rand⸗ 
gebieten einer Reihe von deutſchen Großſtädten noch 
der Fall ſein. Bei Neuſchaffungen wird es ſich nur 
um die Bildung von Siedlungsgemeinſchaften handeln 
können. 

Je umfangreicher ein Wirtſchaftsbezirk iſt, deſto 
eher bietet er die Möglichkeit einer Spezialiſierung 
auf beſtimmte Produkte, ſei es Gemüſe oder Obſt. 
So dürften auf dem Gebiet der Edelgemüſezucht 
(Champignon, Spargel, Artiſchocken, Schwarzwurzel) 
noch Möglichkeiten im Gebiet der Großſtädte vor⸗ 
liegen, wie auch vor allem in Süddeutſchland die 
Vorausſetzungen für einheitliche Zucht von guten 
und klimatiſch möglichen Obſtſorten beſonders günſtig 
ſind. Solche Arbeiten können aber nur, wenn nicht 
einzelne mit großen Geldmitteln ausgerüſtete 
Siedler ſich dieſem Gebiet widmen, von Siedlungs- 
gemeinſchaften unternommen werden, deren Größe 
von dem Umfang des Abſatzes abhängen wird. 
Eine andere Frage iſt, ob es zweckmäßig ſein wird, 
mit dieſen Gemeinſchaftsſiedlungen Vorkehrungen 
zu verknüpfen, die dem einzelnen Mitglied der Sied⸗ 
lungsgemeinſchaft die Erzeugung ſeines gärtneriſchen 
Eigenbedarfes auf eigener Scholle ermöglichen, alſo 
neben der Erwerbsſiedlung noch eine Selbſtverſorger⸗ 
ſtätte zu ſchaffen. Hierdurch würde ſich eine be⸗ 
ſtimmte Form des Siedlungsaufbaues ergeben, und 
die Entſcheidung für oder gegen ein derartiges Vor⸗ 
gehen wird weſentlich eine Frage der Kalkulation 
des Siedlerhaushaltes ſein. 

Von einſchneidender Bedeutung für das Gedeihen 
gärtneriſcher Siedlungen iſt neben der Marktfrage 
die Abſatzorganiſation. Der Einzelſiedler 
würde durch die Sorge um den Abſatz zu ſehr be— 
laſtet werden, wenn er ihn ſelbſt durchführen müßte. 
Eine genaue Rentabilitätsrechnung wird dafür ſorgen 
müſſen, einerſeits die Abſatzmenge und andererſeits 
die Siedlungsgröße zu beſtimmen, auf dieſer Grund⸗ 
lage aber die Tragbarkeit der Abſatzorganiſation zu 
ermitteln. Es wird nicht immer leicht ſein, dieſe 
drei Faktoren ſo abzuſtimmen, daß für jede Sied⸗ 
lung eine ſelbſtändige Marktbeſchickung möglich wird. 

Eine Gefahr droht der gärtneriſchen Siedlung 
vonſeiten gewiſſer wilder Siedler und Schreber⸗ 
gärtner, die ihre berſchüſſe, und ſeien fie noch jo 
gering, bei ihrem Einzelhändler an den Mann zu 
bringen ſuchen, mitunter ſogar unter Drohung, ihren 
Bedarf anderswo zu decken. Dieſes darf bei der 
Menge der Schrebergärtner nicht unterſchätzt werden. 

Die Frage der Verbindung einer Teilſiedlerſtelle 
mit einer Geflügelfarm muß in dieſem Zuſammen⸗ 
hang beſonders betrachtet werden. Bei der Menge 


385 


der noch immer importierten Eier liegen hier bei 


Vorhandenſein ausreichenden Geldes noch immer 
Möglichkeiten vor, und die Frage iſt noch nicht er- 
örtert worden, wie dieſe durch Eingreifen des Reiches 
nutzbar gemacht werden könnten. Auch hier könnte 
wohl der Weg über eine Siedlungsgemeinſchaft 
Neuland erſchließen. Es iſt alſo zu erkennen, daß 
auf der Grundlage der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
bei richtigen Vorkehrungen ſich eine Reihe volks⸗ 
wirtſchaftlich für die Dauer wertvoller Einrichtungen 
ſchaffen laſſen, die nicht nur Kriſenmaßnahmen ſind. 


Die perſönlichen Vorausſetzungen ſind bei der 


gärtneriſchen Vollſiedlung andere als bei der Teil- 
ſiedlung. Der Siedler muß ein großes Maß von 


Kenntniſſen mitbringen, die der Teilſiedler nicht in 
In Siedlungsgemeinſchaften, 


dem Umfang braucht. 
wie ſie oben ins Auge gefaßt ſind, wird die Mit⸗ 
arbeit guter Fachleute mit Führereigenſchaften gar 
nicht entbehrt werden können, denn ſolche Gied- 
lungsgemeinſchaften ſind ohne einheitliche und fach— 
lich einwandfreie Leitung gar nicht denkbar. 


Zu den techniſchen Vorausſetzungen des Gelingens 
gehört es auch, die durch die Marktlage empfohlene 
Anbauwahl mit dem Boden in Einklang zu bringen. 
Bekanntlich eignet ſich nicht jeder Boden für jede 
Kultur, und es muß in vielen Fällen auch auf die 
Möglichkeit von Fruchtfolgen (bis zu vier im Jahr) 
und auf Kulturwechſel Rückſicht genommen werden. 
Damit ergeben ſich auch praktiſche Forderungen für 
die Anlage der Siedlung. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß alle Vorkehrungen 
getroffen ſein müſſen, die eine ſachgemäße Boden⸗ 
bearbeitung gewährleiſten durch brauchbare Fäkalien⸗ 
verwertung, Bewäſſerung (evtl. Windturbine) rich⸗ 
tige Lage des Hauſes zur Sonne. Dabei muß davon 
ausgegangen werden, daß in der Erwerbsjiedlung 


das Wohnen in zweiter Linie kommt, die Boden: | 
Danach iſt auch 
die Aufſtellung und der Bau des Hauſes zu richten. 


kultur aber an erſter Stelle ſteht. 


Migge hat neuerdings wieder auf die Bedeutung 
von Schutzmauern hingewieſen (Die wachſende Sied- 
lung, Franckh'ſche Verlagshandlung, Stuttgart); 
die dort gemachten Ausführungen werden durch die 
Gartenanlagen in dem klimatiſch an ſich ſehr 
günſtigen Süddeutſchland beſtätigt. Es liegt alſo 
nichts näher, als das Haus ſo zu ſtellen, daß es 
eine möglichſt umfaſſende Beſonnung erhält und die 
Hauswände zur Anzucht von Spalierobſt u. dgl. m. 
zu verwerten. Wenn dabei von der reinen Süd⸗ 
lage einer Front abgeſehen werden muß, ſo iſt dies 
durch den Siedlungszweck gerechtfertigt. Durch 
zweckentſprechende Gruppierung von Doppelhäuſern 
und ihre ſachgemäße Orientierung zur Sonne kann 
eine Steigerung der Beſonnung auf der Normal⸗ 


projektion der Flächen gemeſſen bis zu 25% und 


mehr erreicht werden. 

Daß weitgehend die Selbſthilfe der Siedler ſchon 
beim Aufbau der Siedlung eingeſchaltet werden muß, 
verſteht ſich von ſelbſt. Dann ergibt ſich auch von 
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Erläuterung 


Die Forderung der ausſchließlichen Nord⸗Süd⸗ bezw. 
Oſt⸗Weſtorientierung aus Gründen der Wohnungshygiene 
muß hier zugunſten einer weitgehenden Außenwand⸗ 


beſonnung zurücktreten. Das Schema zeigt, daß eine 
Schrägorientierung in Verbindung mit einer Verſetzung 
der Hausfronten zur Gewinnung größerer Flächen eine 
Verbeſſerung der Strahlen- bezw. Wärmeaufnahme im 
Verhältnis von 4:3 bringt. Dieſe Verbeſſerung iſt hier 
nur an Hand von jeweils 5 Sonnenſtellungen ermittelt: 
ſie könnte mittels Differentialrechnung wohl genauer er⸗ 
mittelt werden, doch würde der Unterſchied unerheblich ſein. 


ſelbſt die vollſtändige Unterkellerung jedes Hauſes, 
die möglichſt hochzulegen iſt, um für den Sonnen⸗ 
fang möglichſt große Außenflächen zu erhalten. 
Die Meinungen über die erzielbaren Erträge 
gehen weit auseinander. Wir dürfen nicht die 
augenblicklichen Verhältniſſe mit ihrer ſtets noch ab⸗ 
ſinkenden Konjunktur zugrundelegen, denn die Sied⸗ 
lung ſelbſt ſoll uns wieder aufwärtstragen. Man 
muß ſich an authentiſche Zahlen halten, um die 
Erträge abſchätzen zu können. Die Spitzenleiſtungen 
der Holländer kommen auf 4 bis 5000 RM. je 
Hektar Jahresertrag. In den Vierlanden bei Ham- 
burg, dem Hauptverſorgungsgebiet des Hamburger 
Marktes, das auch über eine vorzügliche Abſatz⸗ 
organiſation auf dem Waſſerwege verfügt, gibt es 
Siedlerſtellen, wo auf einem halben Hektar Land 
eine ganze ſiebenköpfige Familie ihren Unterhalt 
findet. Solche Erträge ſetzen natürlich eine Inten⸗ 
jität der Bodenbearbeitung voraus, die ji auf 
jahrelange, oft jahrzehntelange Vorarbeit ſtützt und 
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eine Erfahrung und Arbeitsleiſtung erfordert, wie 
ſie von einem beginnenden Siedler nicht oder nur 
in Ausnahmefällen erwartet werden kann. 


zwiſchen 2 und 4 Morgen liegen wird, wenn die 
nötige Organiſation der Bodenkultur und des Ab- 
ſatzes vorhanden ſind. Sollen Teilſiedlungen und 
Vollſiedlungen, gleich welcher Art, im Bezirk der⸗ 
ſelben Stadt entſtehen, ſo muß dafür Sorge ge⸗ 
tragen werden, daß der Teilſiedler den vollen Er- 
trag ſeines Gartens im eigenen Haushalte ver⸗ 
brauchen muß. Man wird alſo in der Bemeſſung 


des Gartenlandes nicht über einen Viertelmorgen 
hinausgehen, um dem Vollſiedler eine, ſeine Exiſtenz 


gefährdende Konkurrenz fernzuhalten. Tüchtige 
Siedler werden auf 1 qm Gartenland unter Zu⸗ 
grundelegung der Kleinhandelspreiſe, die ſie bei 
anderweitigem Einkauf zahlen müßten, immerhin den 
Gegenwert von 50 Pfennigen erzielen können. Bei 
der Errechnung des Ertrages des Erwerbsgarten⸗ 
landes ſind natürlich die entſprechend niedrigeren 
Erzeugerpreiſe in Rechnung zu ſtellen. 


Tabelle der Maximalerträge gärtnerisch genutzter 


Landgrößen 
Proportion der Ertragswerte 

ES tee 

Landgrößen | Erträge RM 

600 qm il 1 300.— en Er⸗ 

5 5 tragsrechnung 

1200 qm —— 600.— auf Kleinhandels⸗ 
1 Morg. 4 4 1200.— baſis 

dee ee far 

1 ha | 16 | 10 | 3000.— e en 


Zwiſchen 1 Morgen und z ha kann unter gün⸗ 
ſtigen Umſtänden die Grenze des ſelbſtändigen 
Exiſtenzminimums liegen. 
muß von dieſer Grenze an der Erzeugerpreis zu⸗ 
grundegelegt werden. Der Extrag würde natürlich 
bei unmittelbarem Verkauf an Verbraucher auch über 
dieſe Grenze hinaus direkt proportional wachſen. 


Die Finanzierungsfrage für dieſe Siedlungsform 


iſt noch in keiner Weiſe angeſchnitten oder geklärt. 


In Anbetracht der großen volkswirtſchaftlichen Auf- 
gaben, die auf dieſem Gebiet noch vorliegen, wird 


Be 
ſtimmt aber wird man unterſtellen können, daß all⸗ 
gemein die Grenze der Vollerwerbsſiedlerſtelle 


Der Ertragsrechnung 


die volkswirtſchaftlich rentierlich ſind, alſo in der 
Hauptſache Siedlung, binden müſſen. Das bedeutet 


die Anſetzung von 2 Millionen Familien als Voll⸗ 
ſiedler oder der doppelten Zahl als Teilſiedler; 
natürlich werden ſich Zwiſchenwerte ergeben, doch 
muß das Siedlungswerk umſo ertragsfähiger ſein, 
je mehr Vollſiedlerſtellen geſchaffen werden können, 
weil dadurch die zehrenden Inveſtitionen, alſo die 
Gelder für den Bauſtoffeinkauf, geſenkt werden 
können. Es ergibt ſich alſo die heute leider erſt 
auf dem Papier ſtehende Forderung, die Möglich- 
keiten der Gartenſiedlung als Vollſiedlung in vollem 
Umfang in den Dienſt unſerer Volkswirtſchaft zu 
ſtellen. Iſt aber dieſe Forderung anerkannt, ſo iſt 
die Aufbringung der nötigen Mittel eine zwingende 
Notwendigkeit; die ſchon von den verſchiedenſten 
auch ſehr berufenen Seiten ſchon gemachten Vor⸗ 
ſchläge können hier nicht behandelt werden. 


Auf eines wird bei der finanziellen Fundierung 
aber Rückſicht genommen werden müſſen: mehr noch 
als die vorſtädtiſchen Kleinſiedlerſtellen werden die 
Gartenſiedlerſtellen einer Schonfriſt bedürfen, denn 
die erzielte Rente wird in den erſten Jahren weit 
hinter der Normalrente zurückbleiben; es wird aber 
keiner der Siedler ſoviel Geld mitbringen können, 
um die ausfallende Rente aus Barmitteln veraus⸗ 


lagen zu können. 


Das Ziel der gärtneriſchen Siedlung 
muß ſein, den Teil des gärtneriſchen 
Importes überflüſſig zu machen, der im 
eigenen Land erzeugt werden kann. Da⸗ 
mit könnte zum mindeſten erreicht werden, daß jähr⸗ 
lich der Betrag von 150 bis 200 Millionen RM 
der deutſchen Wirtſchaft erhalten bliebe. Auf der 
Grundlage von 5% kapitaliſiert würde jomit eine 
Inveſtition von 3 bis 4 Milliarden gerechtfertigt 
werden können. Ein Erfolg könnte natürlich nur 
dann eintreten, wenn die Siedlung jo intenſiv durch⸗ 
geführt würde, daß die deutſche Erzeugung in der 
Lage iſt, den Import vom Markte zu verdrängen. 
Das Ausland aber, das größtenteils auf völlig 
ſchuldenfreien Anlagen produziert, die ſchon lange 


im Betrieb ſind, iſt durchaus in der Lage und feſt 
entſchloſſen, zur Behauptung des deutſchen Marktes 


jedoch auch dieſer Problemkreis in abſehbarer Zeit 


angefaßt werden müſſen, denn die derzeit betriebene 


Stadtrandſiedlung wird, ſo wertvoll ſie in einer 


kommenden Zeit werden kann, keine Entlaſtung der 
öffentlichen Erwerbsloſenfürſorge mit ſich bringen, 
auch erfordert ſie, in großem Umfang betrieben, 
unverhältnismäßig hohe Inveſtitionen für den Bau⸗ 
ſtoffeinkauf. Wenn wir davon ausgehen, daß jeder 
durch Bodenkultur vollerwerbstätige Deutſche die 


Exiſtenz von zwei in anderen Berufszweigen Tätigen 
ermöglicht, ſo ergibt ſich, daß wir etwa 2 Millionen 


volle Arbeitskräfte durch neue Arbeitsgelegenheiten, 


jeden Schleuderpreis zu halten. Der deutſche Markt 
wird aber nur dann gewillt ſein, deutſche Ware 
der ausländiſchen vorzuziehen, wenn wir in der Lage 
ſind, im Lande gleiche Qualität in gleicher Menge 
und zu gleichen Preiſen wie das Ausland zu erzeugen. 


Wir können alſo nur auf der Grundlage eines 
detaillierten Siedlungsprogramms für das ganze 
Reich zu Erfolgen kommen. Die ſchon vor Jahren 
aufgeſtellte Forderung nach dieſem Siedlungs⸗ 
programm muß alſo an dieſer Stelle wiederholt 
werden. Dabei ſei auch hingewieſen auf die noch 
immer ungenutzte z. T. äußerſt wertvolle Vorarbeit 
unſerer Landesplanungsverbände, die auch an dieſer 
Stelle in den Dienſt des deutſchen Aufbaus geſtellt 
werden kann. 
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Soll man innerhalb ländlicher Siedlungen auch Gärtner anſiedeln? 
von Hans Gerlach, Gartenbauarchitekt D. W. B. Königsberg Pr. 


Großgärtnereien mit Spezialkulturen edler Blüten⸗ 
pflanzen unter Glas oder mit koſtſpieligen Blumen⸗ 
und Gemüſetreibereien ſind ſtets an großſtädtiſche, 
zum mindeſten ſtädtiſche Abſatzgebiete gebunden. 
Derartige Gärtnereibetriebe werden ſich alſo entweder 
nur vor den Toren der Städte oder in deren 
nächſter Nähe, gute Verkehrsverhältniſſe voraus⸗ 
geſetzt, behaupten können. Dieſe Art Gärtnereien 
ſcheiden ſelbſtverſtändlich von vornherein hier aus. 
Und wenn von gärtneriſchen Fachverbänden davor 
gewarnt wird, im Bereich ländlicher Siedlungen 
auch Gärtnereibetriebe zu errichten, ſo ſind es die 
angeführten Gründe, welche dieſe Warnung recht- 
fertigen. 

Daß aber Gärtnereien im Bereich ländlicher Sied— 
lungen nicht nur Daſeinsberechtigung haben, ſondern 
geradezu unentbehrlich ſind, iſt außer Zweifel. Nur 
liegt hier das Schwergewicht in einer ganz anderen 
Betriebsform, als ſolche, wie ſie die Gärtnereien 
am Rande der Stadt aufweiſen. Die Bedürfniſſe 
der ländlichen Siedler ſind weſentlich andere, als 
die des großſtädtiſchen Publikums. Weiß der Gärt⸗ 
ner dieſen gerecht zu werden und ſich den ländlichen 
Verhältniſſen anzupaſſen, dann wird er auch im 
Bereich der ländlichen Siedlungen exiſtenzfähig ſein. 

Es ergibt ſich ſomit die Frage: 

Welche Aufgaben hat eine Gärtnerei im Rahmen 
der ländlichen Siedlungen zu erfüllen? 

1. Den Siedlern ſortenechtes, einwandfreies Garten⸗ 
ſaatgut zu vermitteln, denn es geht nicht an, 
daß irgend ein Krämerladen oder womöglich 
ein herumziehender Hauſierer dem Siedler mit 
minderwertigem, ſchlecht keimfähigen und nicht 
ſortenechten Saatgut den Gartenertrag in Frage 
ſtellt. 

2. Die Siedler mit Gemüſepflanzen (Setzlingen) 
im Frühjahr zu verſorgen, Kohlpflanzen, Sellerie⸗ 
pflanzen uſw., wobei er für eine der jeweiligen 
Gegend entſprechenden Sortenwahl ebenſo zu 
garantieren hat, wie auch für die Anzucht der⸗ 
ſelben aus gebeiztem Saatgut. 

3. Die Siedler mit jungen Obſtbäumen, Beeren⸗ 
ſträuchern, Erdbeerſetzlingen, Heckenpflanzen uſw. 


zu verſorgen unter weiteſtgehender Berückſichti⸗ 

gung geeigneter Sortenwahl. 

Von der gewiſſenhaften Erfüllung dieſer wich⸗ 
tigen Aufgaben iſt der gartenbauwirtſchaftliche Ertrag 
ländlicher Siedlungen abhängig. Man kann alſo 
wohl die Behauptung aufſtellen, daß die Errichtung 
von Gärtnereien im Bezirk ländlicher Siedlungen 
wirtſchaftlich gerechtfertigt iſt, zumal mit den an⸗ 
geführten Dingen keineswegs das Betätigungsfeld 
einer Gärtnerei für ländliche Siedlungen erſchöpft iſt. 

Wie dringend notwendig iſt es, daß der Gärtner 
ſich des Baumſchnittes annimmt, für ſachgemäße 
Anpflanzung und Pflege der Hecken ſorgt, und über⸗ 
haupt den ländlichen Siedlern in allen gartenbau— 
lichen Dingen mit Rat und Tat zur Seite ſteht. 

Es iſt auch Pflicht jeder ländlichen Gärtnerei, 
neue Gemüſeſorten zu erproben, und bei Bewährung 
für deren Verbreitung zu ſorgen, ſowie insbeſondere 
den auf ländlichen Beſitzungen vernachläſſigten 
Gemüſebau zu fördern. 

Bei der Aufteilung und Beſiedlung von Gütern 
bilden hierfür die alten vorhandenen Gutsgärtnereien 
einen vortrefflichen Grundſtock. Aus ihnen läßt 
ſich durch Betriebsumſtellung und ohne großen Auf- 
wand die zweckentſprechende Form einer Siedlungs⸗ 
gärtnerei im Sinne meiner Ausführungen entwickeln, 
die den neuen tatſächlichen örtlichen Bedürfniſſen 
und veränderten jetzigen Zeitverhältniſſen entſpricht. 

Auf alle Fälle iſt allergrößter Wert darauf zu 
legen, daß das oſtdeutſche Siedlungsgebiet hin⸗ 
reichend mit einer entſprechenden Zahl von Gärt⸗ 
nereien durchſetzt wird, denn ſie ſind für die Ent⸗ 
wicklung des Objt-, Garten- und Gemüſebaues bei 
den ländlichen Siedlungen von nicht zu unter⸗ 
ſchätzender Bedeutung. Wie in der Induſtrie die 
Beſchaffung der Rohſtoffe die Grundlage der Pro⸗ 
duktion bildet, iſt es bei der Gartenbauwirtſchaft 
ländlicher Siedlungen die Gärtnerei, denn die An⸗ 
zucht der Jungpflanzen, ſowohl wie die Gewinnung 
hochwertigen, einwandfreien Saatgutes ſtellt hohe 
techniſche Anforderungen, denen nur der dazu berufene 
Fachmann, der Gärtner, gewachſen iſt. Deshalb 
gehört zu ländlichen Siedlungen eine Gärtnerei. 


Die Waſſerverſorgung der Siedlungen 


von Baurat Haſſe, Aue i. Sa. 


Siedlungen ſollten grundſätzlich nur dort angelegt 
werden, wo gutes und ausreichendes Waſſer zur 
Verfügung ſteht. Waſſer gehört unbedingt zum Leben | 
für Menſchen und Tiere und iſt immer noch die 
erſte Lebensquelle für Pflanzen und Kulturen. Wo | 
kein Waſſer iſt, iſt kein Leben. 

Der moderne Menſch, insbeſondere der Städter, 
kennt garnicht die Nöte, mit denen jo manche Ges | 
meinden, die keine Waſſerleitung beſitzen, zu rechnen | 
haben. Ich entſinne mich eines Falles, der mehr 


als 20 Jahre zurückliegt. Es war im Jahre 1911, 
als ich nach dem Dorfe Neudorf, Kreis Bublitz, 
gebeten wurde, um die Waſſerverhältniſſe zu prüfen. 
Im Orte hielt nur noch ein Brunnen etwas Waſſer. 
Es war ein offener Ziehbrunnen. Dieſer Brunnen 
war von morgens um 3 Uhr an von Einwohnern 
belagert und es konnte von der Gemeinde nur das 
notwendigſte Waſſer abgegeben werden. Mehrfach 
war es wegen der Waſſerverteilung zu Streitigkeiten 
gekommen, ſodaß der Gemeindediener am Brunnen 
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pojtiert wurde, um die Ordnung aufrecht zu erhalten | 
und die Waſſerverteilung vorzunehmen. Alles andere | 
Waſſer mußte aus einem etwa 300 m vom Orte 
entfernten Teiche geholt werden. 

Bei einer Anzahl Gemeinden in Pommern traf 
ich ähnliche Verhältniſſe an. Solche Zuſtände dürfen 
bei Neuaufſchließungen von Siedlungsgebieten auf 
keinen Fall ſich wiederholen. Es ſeien deshalb einige 
Richtlinien für neue Siedlungen in der Waſſer⸗ 
beſchaffungsfrage gegeben. 

Soll der neue Siedler zufriedengeſtellt werden, 
dann iſt, abgeſehen von der Behausung und dem 
Lande, der Waſſerbeſchaffung der größte Wert bei⸗ 
zumeſſen. Früher half man ſich vielfach mit ein⸗ 
fachen Senkbrunnen, die gewöhnlich nur einige Meter, 
bis zum Grundwaſſerſtande, heruntergebracht wurden. 
Das ſtehende Grundwaſſer war meiſtens ſchlecht und 
in trockenen Zeiten verſagte es manchmal ganz, die 
Brunnen wurden leer. Solche Brunnen, die durch⸗ 
weg der Infektionsgefahr durch Dunggruben uſw. 
unterliegen und von den Niederſchlägen ſehr ab⸗ 
hängig ſind, ſollten eigentlich grundſätzlich nicht mehr 
gebaut werden. Es iſt zu verlangen, daß das Waſſer 
durch eine ſtarke Lehm⸗ oder Tonſchicht von den 
oberirdiſchen Verunreinigungen und Zuflüſſen in neu 
anzulegende Brunnen getrennt iſt. Dieſe Beſtimmung 
iſt viel wichtiger als die in mancher Baupolizei⸗ 
verordnung feſtgeſetzte Mindeſtentfernung der Brun⸗ 
nen von Dunggruben und Aborten. Meiſtens iſt es 
doch ſo, daß die Sohle der Dunggrube auf derſelben 
Bodenſchicht liegt, aus der das Waſſer aus dem 
Brunnen entnommen wird. 

Ideal iſt es, wenn jede Beſitzung ihren eigenen 
Brunnen erhält. Dies iſt jedoch nur möglich, wenn 
die Brunnentiefe gering iſt und die Unkoſten für 
die Brunnenanlage in einem günſtigen Verhältnis 
zu den andern Unkoſten für Haus- und Hofanlage 
ſtehen. Bei größeren Brunnentiefen und ausreichen⸗ 
den Waſſermengen kann ein Brunnen für 2, 3 und 
auch für 4 Gehöfte immer noch ziemlich zentral und 
gleich günſtig in Bezug auf die Entfernungen für 
die Gehöfte angelegt werden. 

Eine zentrale oder eine Gruppenwaſſerverſorgung 
der Siedlungen iſt gewöhnlich ſchwierig und mit ver⸗ 
hältnismäßig großen Koſten verbunden. Wird jedoch 
eine ſolche Löſung von vornherein bei Anlage der Ge⸗ 
höfte vorgeſehen, daß geringeLeitungslängen entſtehen, 
können die Unkoſten ganz weſentlich gemildert werden. 

Die Wahl des Siedlungsgeländes hat deshalb 
nach den vorhandenen irdiſchen Waſſerzügen grund⸗ 
ſätzlich zu erfolgen. 

„Leider wird daran ſehr oft zu wenig gedacht. 
Alteren, erfahrenen Siedlungsgeſellſchaften ſind die 
Schwierigkeiten der Waſſerverſorgungen der Siedler 
genügend bekannt und ſie ziehen durchweg erfahrene 
und gewiſſenhafte Wünſchelrutenforſcher zu Rate 
und zwar ſolche, die gleichzeitig mit den notwendigen 
techniſchen, geologiſchen und hydrologiſchen Kennt⸗ 
niſſen ausgebildet ſind. 


den können. 


Die idealſten Siedlungen ſcheitern mitunter an 
der Waſſerbeſchaffungsfrage. 
Mir iſt bekannt, daß eine namhafte Siedlungs⸗ 


fgeſellſchaft bei Aufteilung eines umfangreichen Ritter⸗ 


gutes ganz ſchematiſch die Parzellierung vornahm. 
Über Winter wurden die Baumaterialien zu den 
Siedlungsſtellen gefahren und es wurde mit den 
Bohrungen nach Waſſer aufs Geratewohl begonnen. 
Die Brunnen bekamen Tiefen von über 80 m und 
die Unkoſten dafür ſtanden in gar keinem Verhältnis 
zu den Geſchäftskoſten. Erſt ſpäter dachte man an 
die Wünſchelrute. Planmäßig wurden die einzelnen 
Hofſtellen mit Wünſchelruten abgeſucht. Der Par⸗ 
zellierungsplan konnte nicht eingehalten werden, denn 
an manchen Hofſtellen wurden keine unterirdiſchen 
Waſſerzüge feſtgeſtellt. Nachdem die unterirdiſchen 
Waſſerzüge örtlich angegeben und eingemeſſen waren, 
erfolgte die Parzellierung. Die zu den Bauſtellen 
angefahrenen Bauſtoffe mußten mitunter hunderte 
von Metern umtransportiert werden. Die Unkoſten 
machten ſich jedoch bezahlt, denn die neuen Brunnen⸗ 
anlagen führten alle in geringerer Tiefe gutes und 
ausreichendes Waſſer. 

Für die Waſſerverſorgung der Siedlungen iſt daher 
ganz allgemein folgendes Verfahren zu empfehlen. 
Wenn der Aufteilungsplan ſkizzenhaft entworfen 
iſt, ſoll ein erfahrener, gewiſſenhafter und geprüfter 
Wünſchelrutenforſcher mit dem Feſtſtellen der unter⸗ 
irdiſchen Waſſerzüge beauftragt werden. Der Ruten⸗ 
gänger muß die Waſſerzüge etwa 30 m von dem 
Anfahrtswege zum Gehöft feſtlegen — tiefer als 


wie 30 m vom Wege erfolgt gewöhnlich eine Be- 


bauung nicht. Die Waſſerzüge ſind durch ein- 
geſchlagene Pfählchen die in der Achſe des unter⸗ 
irdiſchen Waſſerzuges zu ſchlagen ſind und eine 
Entfernung von etwa 10 m von einander haben 
ſollen, örtlich kenntlich zu machen. Sehr wichtig iſt 
es, daß dieſe Pfählchen von feſten Punkten von einem 
Landmeſſer oder techniſchen Beamten eingemeſſen 
werden, damit bei einem etwaigen Verluſt durch 
Neueinmeſſungen die Linien wieder konſtruiert wer⸗ 
Die zu ſchlagenden Brunnen können 
beliebig auf der Achſe des Waſſerzuges angeſetzt 
werden. Ein ſeitliches Abweichen von der Achſe 
iſt zu vermeiden. Weiter hat der Rutengänger über 
ſeinen Befund der Siedlungsgeſellſchaft ein ein⸗ 
gehendes ſchriftliches Gutachten zu übergeben. 

Erſt nachdem völlige Klarheit über die unter- 
irdiſchen Waſſerzüge beſteht und dieſelben wie ober⸗ 
irdiſche Waſſerzüge eingemeſſen und in den Karten 
eingetragen ſind, empfiehlt es ſich, die Parzellierungen 
vorzunehmen. 

An Hand der aufgezeichneten Waſſerzüge und 
deren Tiefenangaben kann ein Bild über die zweck⸗ 
mäßigſte Durchführung der Waſſerverſorgung für 
die Siedlungen gewonnen werden. 

Weſentlich iſt ferner, die Bohrungen der Brunnen 
vor Beginn der Bauarbeiten ausführen zu laſſen. 
Es fallen dann die Waſſerfuhren zu den Bauſtellen 
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zum Mörtelbereiten uſw. fort und die Brunnen werden 
für den ſpäteren Bedarf ſauber gepumpt. 

Wird auf dieſe Weiſe Syſtem in die Waſſer⸗ 
verſorgungsfrage des Siedlungsgeländes gelegt, 
können ganz weſentliche Erſparniſſe eintreten. | 

Wichtig iſt es noch, darauf hinzuweiſen, Baus | 
werke über unterirdiſche Waſſerzüge nicht zu errichten. 
Wir wiſſen, daß Bodenanormalien und unterirdiſche 
Waſſerzüge die ungünſtigſten Einflüſſe auf Bauwerke 
und ſeine Bewohner, Menſchen und auch Tiere, 
ausüben. Blitzſchlag, dauernde Krankheit oder 
Schwächungen der Geſundheit, Schallübertragungen 
find bei Nichtbeachtung die Folgen. Wir brauchen 
jedoch Schutz der baulichen Werte und geſunde 
Volksgenoſſen mehr denn je. 

Wichtig iſt es, nur zuverläſſige, erfahrene und 
geprüfte Rutengänger zu Rate zu ziehen. 


Der Internationale Verein für Wünſchelruten⸗ 
forſcher, der 1913 von den beſten deutſchen Ruten⸗ 
gängern gegründet wurde, verlangt von ſeinen Mit⸗ 
gliedern Prüfungen und äußerſt ſachliche Angaben. 
Dieſe ernſten Forſcher ſtellen ſich abſeits von den 
Phantaſten, die durch rieſige Reklame Geſchäfte 
machen wollen. Der Internationale Verein der 
Wünſchelrutenforſcher hat deshalb eine Eingabe an 
die Reichsregierung geleitet und grundſätzlich die 
Prüfung für Rutengänger verlangt. 


Sache der Auftraggeber dürfte es ſein, nur mit 
geprüften Mitgliedern ſich in Verbindung zu ſetzen. 
Sie haben dann den Vorteil, nicht einen Phantaſten 
mit allen möglichen und unmöglichen Angaben, 
ſondern einen ernſt zu nehmenden Wünſchelruten⸗ 
forſcher vor ſich zu haben. 


Amſchau 


Konjunkturverlauf und Baumarkt 
Nach dem Heft 1 (Teil A) der „Vierteljahreshefte 
für Konjunkturforſchung“ hat ſich die Weltwirtſchafts⸗ 
kriſe weiter verſchärft. Der Rückgang in Produktion 
und Umſatz hat ſich verſtärkt, ſodaß infolge der 
gedroſſelten Wirtſchaftslage während der Winter⸗ 
monate 28—30 Millionen Erwerbstätiger aus dem 
Produktionsprozeß der Induſtrieländer ausgeſchaltet 
waren. Die Indexziffer der induſtriellen Welt⸗ 
produktion (1928 - 100) fiel von 81 im Dezember 
des Jahres 1931 auf rd. 74 im März 1932. Am 
ſtärkſten find die Rückgänge bei den Produktions- 
güterinduſtrien, weil faſt jede Inveſtitionstätigkeit 
fehlt. 
ſtrien iſt relativ beſſer. Das Juſtitut für Konjunktur⸗ 
forſchung folgert aus dieſer Beobachtung im Zu⸗ 
ſammenhang mit den verminderten Einnahmen durch 
Lohn⸗ und Gehaltsherabſetzung, daß große Teile 
des Einkommens, die ſonſt als Sparmittel der 
Kapitalbildung zugute gekommen wären, in ſtarkem 
Maße zu Anſchaffungen von Verbrauchsgütern ver⸗ 
wandt worden ſind. 


Im Welthandel hat ſich die Politik der Ab⸗ 
ſchnürung der Volkswirtſchaften weiter verſchärft. 
Die Weltausfuhr von Induſtrieerzeugniſſen iſt 
mengenmäßig im erſten Vierteljahr 1932 um 24 v. H. 
gefallen. Der wirtſchaftlich notwendige Ausgleich 
zwiſchen den Gläubiger- und Schuldnerländern iſt 
damit geſtört, weil es den Schuldnerländern nicht 
mehr möglich iſt, durch Steigerung des Exports bei 
möglichſter Beſchränkung der Einfuhr ihre Handels- 
bilanz zu aktivieren. | 

Anſätze zu Auflockerungen machen ſich nur bei den 
Vereinigten Staaten durch Verflüſſigung des Kredits 
infolge der Gründung der Reconstruction Finance 
Corporation und der Milderung der Deckungs⸗ 
vorſchriften bei den Bundesreſervebanken und in 
Großbritannien in Form einer noch weitergehenden 
Wirtſchaftsbelebung bemerkbar. Leider ſteht der 


| 


Die Entwicklung der Verbrauchsgüterindu⸗ 


tion. 


Produktionsausweitung in England eine entſpre⸗ 
chende Verengung in andern Ländern gegenüber. 
Dieſe Erſcheinung ſteigert die Gefahr einer weiteren 
Währungs- und Kreditkriſe bei den Ländern mit 
akuten Zahlungsſchwierigkeiten. So treibt die immer 
unhaltbarer werdende Finanzlage in dieſen Staaten 
unausweichlich zu jenem Grenzpunkt der deflatori⸗ 
ſchen Kriſenentwicklung, wo eine weitere Droſſelung 
der Ausgaben Unmöglichkeit wird, und wo die 
Deflation unvermeidlich in eine Inflation umſchlägt. 

In Deutſchland hat ſich die allgemeine Wirtſchafts⸗ 
lage trotz der ſaiſonmäßigen Entlaſtung im ganzen 
weiter verſchlechtert. Die Zahl der Erwerbsloſen 
hat von ihrem Höhepunkt (6,13 Millionen Mitte 


März) bis Mitte Mai um 454 000 abgenommen. 


Da der ſaiſonübliche Rückgang weſentlich größer iſt, 
hat die konjunkturelle Arbeitsloſigkeit ſich ſomit 
weiter erhöht. Das Inſtitut ſchätzt ſie zurzeit auf 
etwa 5,7 Millionen im Jahresdurchſchnitt. Der 
Geldumlauf, der ſeit Juli vorigen Jahres fort⸗ 
laufend zugenommen hatte, iſt ſeit Januar 1932 
geſunken. Die Geldhortung hat daher abgenommen. 
Der Auszahlungsüberſchuß der Sparkaſſen von heute 
noch 60— 80 Millionen RM pro Monat zeigt aber, 
in wie hohem Maße frühere Erſparniſſe für Konſum⸗ 
zwecke eingeſetzt werden; eine Eſrſcheinung, die 
ſich mit der Geſamtſchrumpfung des Arbeitsein⸗ 
kommens gegenüber dem konjunkturellen Maximum 
von 36 v. H. erklärt. 

Auch für die Unternehmer ergeben ſich trotz der 
Lohnſenkung und Zinsſenkung immer noch keine 
nennenswerten Möglichkeiten zur rentablen Produk⸗ 
Die Ausfuhr iſt in Deutſchland wegen der 
Abſchließung der Einfuhrländer durch Zollerhöhung, 
Einfuhrkontingentierung und durch die notwendige 
Deviſenreſtriktion ſo ſehr zurückgegangen, daß es 
nicht mehr ſicher iſt, ob das Mittel der Einfuhr⸗ 
droſſelung künftig ausreichen wird, die zur Zins⸗ 
verpflichtung und zur Amortiſation erforderlichen 
Deviſen aufzubringen. 
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Auf dem Kapital⸗ und Kreditmarkte iſt durch die 
Diskontpolitik der Reichsbank eine gewiſſe Erleichte⸗ | 
rung geſchaffen worden. Die Kreditdeflation hält 
aber noch an. Die Reichsbank iſt auf dem Umwege 
über die Erhöhung des Wechſel- und Lombard⸗ 
kredites der faſt ausſchließliche Geldgeber auch für 
mittel⸗ und langfriſtige Kredite geworden. 

Dieſer allgemeine Konjunkturrückgang macht ſich 
anteilmäßig auch unter den einzelnen Wirtſchafts⸗ 
zweigen, in beſonders ſtarkem Maße aber auf dem 
hier intereſſierenden Bau- und Siedlungsmarkte, 
bemerkbar. Nach den Ausführungen des Inſtituts 
für Konjunkturforſchung in Teil B des Wirtſchafts⸗ 
berichtes iſt die Produktion und Beſchäftigung der 
Bauwirtſchaft in den vergangenen Monaten kon⸗ 
junkturell erheblich zurückgegangen. Der Jahresanſtieg 
der Beſchäftigung iſt bis Mitte April faſt voll⸗ 
kommen ausgeblieben. Dies iſt damit zu erklären, 
daß in die neue Bauſaiſon nur eine geringe Anzahl 
unvollendeter Bauten übernommen worden iſt. Für 
das Reich ſchätzt das Inſtitut dieſen „Überhang 
von 1931 auf 1932 auf rd. 54000 Wohnungen 
gegenüber rd. 147000 im Vorjahre, demnach auf | 
nur wenig mehr als ein Drittel. Die Baubeginne 
und Bauerlaubniſſe in den Groß- und Mitteljtädten | 
erreichten im erſten Vierteljahr 1932 nur rd. ein 
Viertel des Vorjahresumfanges. Die Bauvoll⸗ 
endungen find auf nicht ganz , des Vorjahres zurück⸗ 
gegangen. Die Errichtung gewerblicher Gebäude 
bewegt ſich noch auf der halben Höhe des Jahres 
1931. Der Bau von öffentlichen Gebäuden ruht 
faſt völlig. 

Der geſamte Bauaufwand für 1931 wird vom In⸗ 
ſtitut auf etwa 4 Milliarden RM veranſchlagt, 
davon entfallen auf den Wohnungsbau etwa 1,7 
Milliarden RM, auf den gewerblichen Bau 1,3 
Milliarden RM und auf den öffentlichen Bau rund 
1 Milliarde RM. Das iſt etwa die Hälfte der 
Inveſtitionen von 1929. Im Jahre 1932 dürfte 
nach den bisherigen Beobachtungen des Konjunktur⸗ 
verlaufs die Bauproduktion noch erheblich zurück- 
gehen. Beſonders ſcharf wird vermutlich die Woh⸗ 
nungsbauproduktion ſinken. Wegen des Fortfalls 
der öffentlichen Zuſchüſſe und der gleichzeitigen Ein⸗ | 
kommenſenkung weiter Volkskreiſe können zurzeit 
Wohnungen zu tragbaren Mieten kaum noch gebaut 
werden. Die in den letzten Monaten eingetretene 
Senkung der Bauſtoffpreiſe und Löhne iſt daher durch 
eine Erhöhung der Kapitalkoſten faſt völlig ausge⸗ 
glichen worden. Daher ſchätzt das Inſtitut für das 
Jahr 1932 den baugewerblichen Produktionswert 
auf rd. 2 Milliarden und die jahresdurchſchnittliche 
Arbeitsloſigkeit auf 800000 bis 900 000 Baus 
arbeiter. 


Arbeitsbeſchaffung und Siedlung 


Die „Möglichkeiten und Grenzen der öffentlichen 
Arbeitsbeſchaffung“ ſind in dieſer Zeitſchrift ſchon 
im Aprilheft im Anſchluß an das damals bekannt 
gewordene Gutachten des Reichswirtſchaftsrates 


kritiſch beleuchtet worden. In den letzten beiden 
Monaten iſt dieſes Problem immer wieder Gegen- 
ſtand von Tagungen der beteiligten Wirtſchafts⸗ 
verbände und Beratungen der verantwortlichen Stellen 
geweſen. Der Erfolg dieſes Energieaufwandes iſt 
nicht ſehr groß, wenn man von dem nur negativen 
Ergebnis des im Zuſammenhang mit dieſen Be⸗ 
ſtrebungen erfolgten Sturzes der Regierung Brüning 
abſieht. Die Tagungen und Beratungen geben 
jedoch über die öffentliche Meinung zum Geſamt⸗ 
problem und über Einzelfragen aus den für die 
Arbeitsbeſchaffung in Frage kommenden Wirtſchafts⸗ 
zweigen wichtige Aufſchlüſſe. 

Auf der Kundgebung der Baufront im Feſtſaal 
von Kroll am 20. Mai 1932, in der die Deutſche 
Geſellſchaft für Bauweſen in Gemeinſchaft mit 
35 Verbänden der Architekten des Bauweſens, der 
Baunebengewerbe ſowie des Bauſtoffhandels ver⸗ 
treten waren, ſchilderte der Präſident der Reichs⸗ 
anſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung, Geheimrat Dr. Syrup, nach einem 
allgemeinen Überblick über die Arbeitsmarktlage 
die Not des jugendlichen Nachwuchſes im Baugewerbe 
und forderte aus der im beſonderen Maße ein⸗ 
getretenen Schrumpfung des Baugewerbes einen 
beſonderen Anteil an den öffentlichen Arbeiten 
für dieſen Wirtſchaftszweig. 

Zwar habe die Reichsanſtalt bereits helfend ein⸗ 
gegriffen und zur Verhütung eines vollſtändigen 
berufstechniſchen Niedergangs der Bauwirtſchaft 
Bildungsmaßnahmen mit praktiſcher Werkarbeit ge⸗ 
ihaffen. Aus Mangel an Mitteln ſeien dieſe 
Arbeiten jedoch nicht ausreichend geweſen. Dieſen 
und anderen Jugendlichen müſſe aber wenigſtens 
Gelegenheit zu nutzbringender Arbeit geſchaffen 
werden. Soweit dies im freiwilligen Arbeitsdienſt 
ohne Entziehung von Arbeiten aus dem freien 
Arbeitsmark geſchehen könne, ſeien dieſe Einrich⸗ 
tungen, auch wegen der damit verbundenen, ins⸗ 
beſondere den Baumarkt belebenden Nebenwirkungen, 
zu begrüßen. Bei der Prüfung der zu treffenden 
Maßnahmen ſtünde das Baugewerbe im Mittel- 
punkt. Die unvermeidliche Umſchichtung unſerer 
Bevölkerung mache eine ſtarke Ausgeſtaltung der 
ländlichen Siedlung, namentlich im Oſten, zur Lebens⸗ 
notwendigkeit des Volkes. Alsdann ſei die Inſtand⸗ 
ſetzung von 1 Million Althäuſern eine Arbeits- 
möglichkeit für mehrere hunderttauſend Bauarbeiter. 
Die Reichsanſtalt ſtehe auf dem Standpunkt, daß 
es in jeder Weiſe beſſer und geſünder ſei, ſtatt 
Unterſtützung zu zahlen, die entſprechenden Unter⸗ 
ſtützungsmittel zur Arbeitsbeſchaffung und zur 
Finanzierung von Notſtandsarbeiten zu verwenden. 
Derartige Zuſchüſſe der Reichsanſtalt für Notſtands⸗ 
arbeiten ſtünden in ausreichendem Maße zur Ver⸗ 
fügung. Auch die Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten 
ſtelle ihre Mittel als niedrig verzinsliche Darlehen 
bereit. Aber als Nachklang zu dieſen optimiſtiſchen 
Außerungen betont Geheimrat Syrup, daß eine 
wirkliche Hilfe nur aus der Geſundung der Geſamt⸗ 
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wirtſchaft kommen könne. Auch nach ſeiner Anſicht 
ſtehe es außer Zweifel, daß die Entſcheidung über 
die Möglichkeiten der Arbeitsbeſchaffung ganz auf 
finanziellem Gebiet liegen. 

Über dieſe Möglichkeiten ſprach nun insbeſondere 
Bankdirektor Wildermuth (Bau- und Bodenbank). 
Für das Jahr 1932 habe die Geſellſchaft für 
öffentliche Arbeiten zunächſt ein Kreditprogramm 
von rund 30 Millionen RM vorgeſehen, ſodaß 
zuſammen mit den von der Reichsanſtalt bereit⸗ 
geſtellten Beträgen für Notſtandsarbeiten zunächſt 
rund 50 Millionen RM zur Verfügung ſtünden. 
Alsdann würde trotz aller Bedenken die vielfach 


vorgeſchlagene kurzfriſtige Kreditausweitung unver⸗ 


meidlich ſein. Allen Zweiflern könnte man entgegen 
halten, daß die tatſächliche Inanſpruchnahme der 
Reichsbank bei einer Krediterweiterung immer nur 
einen Bruchteil der insgeſamt gewährten Kredite 
ausmache. Bei den für die Arbeitsbeſchaffung nach 


dem Gutachten im allemeinen notwendigen Kapital⸗ 


aufwand von 1½ Milliarden RM im Laufe von 
9 Monaten würde aller Wahrſcheinlichkeit nach nur 


mit einer Steigerung des Geldbetrags von kaum 
mehr als 100 Millionen RM zu rechnen ſein. Die 


Beſchaffung diskontfähiger Wechſel ſei in dieſem 


Umfange nicht ſchwierig; z. T. würden nur Kredite 


verlagert. 


Kreditausweitung nicht verbunden, da es ſich 


lediglich um Verſchiebung der Zahlungsvorgänge 


innerhalb der deutſchen Volkswirtſchaft handele. 
Dieſe von Direktor Wildermuth vertretene Theorie 

wird wohl kaum vom Reichsbankdirektorium gebilligt 

werden. Es iſt in der Tat nicht einzuſehen, wie 


Eine Inflationsgefahr ſei mit dieſer 


durch dieſe Wechſelwirtſchaft plötzlich der für die 
Arbeitsbeſchaffung notwendige langfriſtige Kredit 


ein für die Wirtſchaft gefahrloſer furz- 


friſtiger Kredit werden kann. Langinveſtierungen 
mit kurzfriſtigen Mitteln haben ſich immer gerächt 


und in den letzten Jahren im Bauweſen insbeſon— 
dere. Bei dem von Bankdirektor Wildermuth vor⸗ 
geſchlagenen Verfahren wird das Riſiko dieſer 
Kredithingabe nur auf die Unternehmer der beteilig- 


ten Wirtſchaftszweige abgewälzt. Dieſe ſind es doch 


ſchließlich, die einmal dafür einſtehen müſſen, daß 
die Wechſel bei der Reichsbank eingelöſt werden. 
Wenn man demnach eine Kreditausweitung vor⸗ 
nimmt — nach ſorgfältiger Vorprüfung der Renta⸗ 


bilitätsfragen iſt eine produktive Kreditſchöpfung 
zu rechtfertigen — dann kann dies nur auf dem 
finanzpolitiſch und banktechniſch einwandfreien not⸗ 


falls durch eine Anderung des Reichsbankgeſetzes 


möglich zu machenden Wege geſchehen, daß die 
Kredite auch ihrer Eigenart entſprechend an die 


Wirtſchaft geleitet werden, daß demnach langfriſtige 
Inveſtierungen auch mit langfriſtigen Krediten er⸗ 
folgen. Unter dieſer, allerdings entſcheidenden Ab⸗ 
wandlung iſt den Vorſchlägen von Direktor Wilder⸗ 
muth zuzuſtimmen. 

Im Anſchluß an die Ausführungen von Direktor 
Wildermuth wandte ſich Reichstagsabgeordneter 
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Freidel gegen die Vernachläſſigung des Bauweſens 
in der jetzigen Kriſenzeit und trat im beſonderen 
ein für die Beſeitigung der Regiebetriebe und des 
„Schwarzarbeiters“, den er als einen neuen Unter⸗ 
nehmertyp kennzeichnete. 

Am Tage vor der Kundgebung der Baufront 
hatte die Deutſche Geſellſchaft für Bauweſen bereits 
mit der freien Deutſchen Akademie des Städtebaus 
aus Anlaß des 10 jährigen Beſtehens der Akademie 
die beteiligten Wirtſchaftskreiſe zu einer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Tagung zuſammengerufen. Es wurde das 
deutſche Siedlungsproblem und ſeine geſetzliche 
organiſatoriſche Reglung beſprochen. 

Senator Elkhart und Verbandsdirektor Dr. Schmidt 
ſtellten in ihren einleitenden Ausführungen als 
beſondere Aufgabe der Akademie die Förderung 
der Umſiedlung heraus. Das Ziel ſei dabei, einen 
großen, heute in Mietskaſernen wohnenden Teil der 
Bevölkerung durch Landbeigabe kriſenfeſt zu machen. 

Staatsſekretär Krüger betonte in ſeinem Vortrag 
die beſondere Bedeutung der Siedlung für die 
Arbeitsbeſchaffung. Eine erfolgreiche Siedlung ſei 
aber nur möglich im Zuſammenhang mit einer 
Abſatzregelung. 

Die übrigen Ausführungen betrafen im weſent⸗ 
lichen nur geſchichtliche Fragen der Siedlung. 

Sodann ſprachen Baudirektor Dr. Rand-Hamburg 
und Stadtbaurat Dr. Erbs über ſtädtiſche und vor⸗ 
ſtädtiſche Siedlung. Früher ſei Siedlung lediglich 
eine Frage der Wohnungsbeſchaffung geweſen, heute 
ſei die Beſchaffung von Wohnungen mit Neben- 
erwerb, mit Nachdruck auf dieſem nötig. 

Beide Kundgebungen ſind ein Beweis für den 
in führenden Wirtſchaftskreiſen und im Volke vor⸗ 
handenen Siedlungswillen. Damit haben ſie ihren 
Wert, auch ohne daß ſie grundſätzliche Neuerungen 
zu dem Siedlungsproblem bringen konnten. Wer 
will, mag darin einen Vorteil ſehen: Er mag daraus 
die Einmütigkeit folgern, mit der heute 
in der öffentlichen Meinung wirtſchaft⸗ 
liches Bauen und wirtſchaftliches Siedeln 
als ein Mittel zur Arbeitsbeſchaffung und 
als eine Hilfe für die Geſundung der 
Wirtſchaft gefordert werden. In der Be- 
tonung der Wirtſchaftlichkeit liegt aber 
zugleich die Erkenntnis, daß dieſer 
Erfolg nur bei einer geordneten Finanzie- 
rung erreichbar iſt. 

Die Kaſſenlage des Reiches und der Länder läßt 
erfreulichen Hoffnungen zur Finanzierung auch der 
gut durchdachten Arbeitsbeſchaffungsprogramme leider 
wenig Raum. Nach dem im Reichstag gegebenen 
Finanzbericht des früheren Finanzminiſters Dietrich 
betrug die ſchwebende Schuld des Reiches am 
31. März 1932 1591000000 RM. Alsdann find 
ein großer Einnahmeausfall und eine neue Inan⸗ 
ſpruchnahme der Reichskaſſe durch die Not der 


ſozialen Verſicherungsträger und der Gemeinden zu 


Die Kaſſenlage Preußens iſt ebenſo 
Ordentliche Mittel für die öffentliche 


erwarten. 
ſchwierig. 
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Arbeitsbeſchaffung ſtehen daher nicht bereit. Außer⸗ 
— zu beſchaffen, iſt auf dem Wege 
der privaten oder öffentlichen Anleihe ſchwierig, da 
das Vertrauen fehlt. Es bleibt daher nur die 
Hilfe der Reichsbank im Rahmen der durch die not⸗ 
wendige Währungsſicherung gegebenen Grenzen. Es 
iſt zurzeit aber nicht einmal zu überblicken, wie das 
Reich die notwendigen Mittel für ein verſtärktes Sied⸗ 
lungsprogramm aufbringen wird. Man kann ſogar 


in Sorge ſein, ob die laufenden Mittel für die 
Siedlung im bisherigen Umfange nicht infolge der 
allgemeinen Kaſſennotlage eingeſchränkt werden, wie 
es ſchon bei Mitteln der wertſchaffenden Arbeits⸗ 
loſenfürſorge für den Landarbeiterwohnungsbau 
geſchehen iſt. 

Die Ausſichten ſind trübe, die Unſicherheit iſt 
groß, was wird die Zukunft bringen? 

Dr. F. N. 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


RdErl. d. MfV. v. 25. 4. 1932, 
betr. Durchführung der Gemeinnützigkeits⸗ | 
verordnung 
— II 3403/7. 3. — 
a) Stundung von Gerichtsgebühren für Wohnungs⸗ 
unternehmen, die die Anerkennung der Gemein⸗ 
nützigkeit beantragt haben. 

Im Einvernehmen mit dem JM. teile ich fol⸗ 
gendes mit: 

Wohnungsunternehmen, deren Antrag auf An⸗ 
erkennung der Gemeinnützigkeit ſchwebt, können die 
einſtweilige Stundung der Gerichtsgebühren in Er⸗ 
wartung der Anerkennung bei der zuſtändigen Ge⸗ 
richtskaſſe beantragen. Hierbei iſt folgendes zu 
beachten: 

Die Anerkennung kann früheſtens mit dem Tage 
wirkſam werden, an dem der Antrag auf Anerkennung 
bei der Anerkennungsbehörde eingegangen iſt (§ 17 
(2) Gem O.). Soweit Wohnungsunternehmen, die 
bisher nicht im Beſitz der Gebühren und Stempel⸗ 
freiheit waren, ihre Anerkennung als gemeinnützig 
erſt nach dem 2. 1. 1931 — dem Inkrafttreten der 
GemO. — beantragt haben, werden nach obiger 
Vorſchrift die Gebühren, die vor dem Tage des 
Eingangs ihres Antrages bei der Anerkennungs⸗ 
behörde fällig geworden ſind, von der demnächſtigen 
Anerkennung nicht betroffen. Solche Gebühren zu 
ſtunden, beſteht deshalb kein Anlaß. 

Die Bewilligung einer Stundung kommt nicht in 

Frage für Wohnungsunternehmen, bei denen der 
Antrag auf Anerkennung von vornherein ausſichtslos 
erſcheint. 
Zur Vereinfachung des Geſchäftsganges erſuche 
ich, darauf zu halten, daß die Stundungsanträge 
der Gerichtsbehörde durch Vermittlung der An⸗ 
erkennungsbehörde vorgelegt werden. 

Die Anerkennungsbehörde hat das Vorliegen des 
Anerkennungsantrages auf dem Stundungsgeſuch zu 
beſtätigen, den Tag des Eingangs des Anerkennungs⸗ 
antrages darauf zu vermerken und den Stundungs⸗ 
antrag, ſofern nicht mit einer Ablehnung der An⸗ 
erkennung zu rechnen iſt, mit ihrer Stellungnahme 
an die Gerichtsbehörde weiterzuſenden. 

Der IM. wird auch ſeinerſeits die Juſtizbehörden 
mit entſprechender Anweiſung verſehen. 


b) Eintragung gemeinnütziger Wohnungsunter⸗ 
nehmen in die gerichtlichen Regiſter. 


Der IM. hat durch die allgemeine Verfügung 
vom 26. 2. 32 — | 12245 — (1) die Regiſter⸗ 
gerichte darauf hingewieſen, daß nach § 22 Kapitel Ill, 


Teil 7 der VO. des Reichspräſidenten vom 1. 12. 1930 


(RG Bl. | S. 596) die Firma eines Wohnungs⸗ 
unternehmens, das nicht auf Grund dieſes Kapitels 
als gemeinnützig anerkannt oder dem die Anerkennung 
entzogen worden iſt, nicht die Bezeichnung „gemein⸗ 
nützig“ enthalten darf. 

J. V.: Scheidt 
1) IJMBl. ©. 44. (VMEBI. 1932 Sp. 421.) 


Förderung der Neubautätigkeit. 

Verordnung zur Anderung der Zweiten Verordnung 
zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung vom 
2. 7. 1926 (GS. S. 218) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung zur Anderung der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung vom 
2. 7. 1926 (GS. S. 218) vom 2. 4. 1931 (GS. S. 57). 
Vom 10. 3. 1932 (GS. S. 122). 

Auf Grund des § 7 Abſ. 3 der Hauszinsſteuer⸗ 
verordnung vom 2. 7. 1926 (GS. S. 213) und der 
hierzu ergangenen Abänderungen und Ergänzungen 
wird folgendes verordnet: 

Artikel 1. 

Die Zweite Verordnung zur Durchführung der 
Hauszinsſteuerverordnung vom 2.7. 1926 (GS. S. 218) 
in der Faſſung der Verordnung zur Anderung der 
Zweiten Verordnung zur Durchführung der Haus⸗ 
zinsſteuerverordnung vom 2. 7. 1926 (GS. S. 218) 
vom 2. 4. 1931 (GS. S. 57) wird wie folgt geändert: 

§ 1. 

Im 8 3 wird an die Stelle des Steuerſatzes von 
„485 vom Hundert“ der Steuerſatz „400 vom 
Hundert“ geſetzt. 

§ 2. 

Dem 8 3 wird als neuer Abſatz (2) hinzugefügt: 
„(2). Dieſer Steuerſatz wird vom 1. 4. 1935 an 
um 25 vom Hundert, vom 1. 4. 1937 an um weitere 
25 vom Hundert geſenkt. Vom 1. 4. 1940 an wird 
die Steuer nicht mehr erhoben.“ 


Artikel 2. 

Eines beſonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die 
ab 1. 4. 32, 1935 und 1937 auf Grund dieſer Ver⸗ 
ordnung eintretenden Steuerermäßigungen bedarf es 
nicht. 
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Artikel 3. 

SEN 

(1). Für die Ablöſung der Hauszinsſteuer gilt 
Artikel 2, $ 1, § 2 Abſ. 2, SS 3 bis 6 der Ver⸗ 


ordnung zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung 


vom 9. 3. 1932 (GS. S. 111). 

(2). Der Ablöſung der Hauszinsſteuer iſt der 
Steuerbetrag, der ſich gemäß Artikel 1 dieſer Ver⸗ 
ordnung in Verbindung mit $ 2 Abſ. 3, 4, § 4 
Abſ. 1 der Hauszinsſteuerverordnung ergibt, zu⸗ 
grunde zu legen. 

Sal 

Die Ablöſungsbeträge find gemäß $ 5 der Zweiten 
Verordnung zur Durchführung der Hauszinsſteuer⸗ 
verordnung vom 2. 7. 1926 (GS. S. 218) zu ver⸗ 
teilen. 

Artikel 4. 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1.4. 1932 | 


ab in Kraft. 
Berlin, den 10. 3. 1932. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Klepper. 


(VM Bl. 1932 Sp. 423.) 


RdErl. d. MfV. v. 10. 5. 1932, 

betr. Fortführung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 

und Förderung der Siedlungs- und Bautätigkeit. 
II 1003/8. 4. (81) — 


Der Herr Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt 
überträgt in dieſem Erlaß zur Ausführung des 
Rundſchreibens des Herrn Reichskommiſſar für die 
vorſtädtiſche Kleinſiedlung vom 22. 3. 32 (RGBl. 
1 56) über die Vergünſtigungen der Siedlungsvor⸗ 
haben, für die keine Reichsmittel gewährt werden, 
die ihm als Landeszentralbehörde zuſtehenden Be— 
fugniſſe auf die Regierungspräſidenten, im Bereich 


der Stadt Berlin auf den Oberpräſidenten von 


Berlin und für das Gebiet des Siedlungsverbandes 
des Ruhrkohlenbezirks auf den Verbandspräſidenten 
in Eſſen. Im übrigen enthält der Erlaß ſehr aus⸗ 


führliche Erläuterungen und Ergänzungen für die 


Förderung vorſtädtiſcher Kleinſiedlungen, die ohne 
Inanſpruchnahme von Reichsmitteln errichtet werden 
ſollen. 


Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über 
die Förderung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
vom 25. Mai 1932. 


Auf Grund des Geſetzes über Arbeitsvermittelung 
und Arbeitsloſenverſicherung $ 139 a und der Dritten 
Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung 
von Wirtſchaft und Finanzen und zur Bekämpfung 
politiſcher Ausſchreitungen vom 6. Oktober 1931, 
Vierter Teil — Wohnungs- und Siedlungsweſen — 
Kapitel I SS 4, 21 (RGBl. ! S. 537, 552, 553) 


wird hiermit zur Ergänzung der Verordnung über 
die Förderung des freiwilligen Arbeitsdienſtes vom 


23. Juli 1931 (RGBl. | S. 398) nach Anhörung 
des Verwaltungsrats der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittelung und Arbeitsloſenverſicherung verordnet: 


(1). Hinter Artikel 19 wird folgender Abfchnitt 
Va eingefügt: 


Va. Sonderbeſtimmungen für den freiwilligen 
Arbeitsdienſt bei landwirtſchaftlichen Siedlungen. 


Artikel 19a 

Wird der freiwillige Arbeitsdienſt im Rahmen 
eines landwirtſchaftlichen Siedlungsverfahrens ein⸗ 
geſetzt, ſo gelten die Sonderbeſtimmungen der Artikel 
19b bis 19f. 

Artikel 19b 

(1). Arbeitsdienſtwilligen unter 25 Jahren kann 
während des Arbeitsdienſtes eine Unterſtützung bis 
zu 2 RM wochentäglich aus Reichsmitteln bewilligt 
werden, auch wenn ſie nach den ſonſtigen Vor— 
ſchriften der Verordnung weder aus dieſen Mitteln 
noch aus Mitteln der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung gefördert 
werden könnten. 

(2). Die Unterſtützung wird auf Antrag des Trägers 
der Arbeit durch das Arbeitsamt des Dienſtortes 
bewilligt. Sie iſt zu verſagen, wenn der Arbeits- 
dienſtwillige offenbar nicht hilfsbedürftig iſt oder 
wenn außerhalb des Arbeitsdienſtes Beſchäftigungs⸗ 
möglichkeiten, insbeſondere in landwirtſchaftlichen 
Betrieben, beſtehen. 

(3). Die Bewilligung iſt nur zuläſſig, ſoweit der 
Reichsarbeitsminiſter der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittelung und Arbeitsloſenverſicherung Reichs⸗ 
mittel zur Verfügung ſtellt. 


Artikel 190 
(1). Die Unterſtützung kann den beteiligten Arbeits⸗ 
dienſtwilligen über die ſonſt zuläſſige Förderungs⸗ 
dauer hinaus bis zur Beendigung der Arbeiten, 
für die der Arbeitsdienſt nach dem Anerkennungs- 
beſcheid eingeſetzt iſt, jedoch regelmäßig nicht über 
40 Wochen hinaus weitergewährt werden, wenn 
die Arbeiten trotz ordnungsmäßiger Leiſtungen nicht 

früher beendet werden konnten. 
(2). Soweit hierdurch die ſonſt zuläſſigeFörderungs⸗ 
dauer überſchritten wird, werden die Aufwendungen 


aus den beſonderen Reichsmitteln beſtritten. 


Artikel 19d 

In geeigneten Fällen kann das Arbeitsamt des 
Dienſtortes dem Träger der Arbeit Vorſchüſſe auf 
die Unterſtützung gewähren, auch wenn noch nicht 
feſtſteht, ob und aus welchen Mitteln die beteiligten 
Arbeitsdienſtwilligen gefördert werden können. Die 
Vorſchüſſe ſollen regelmäßig nicht für eine längere 
Zeitdauer als eine Woche gezahlt werden und im 
ganzen den vorausſichtlichen Unterſtützungsbedarf 
für einen Monat nicht überſteigen. 
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Artikel 19€ 
(1). Das zuſtändige Arbeitsamt kann Arbeitsdienſt⸗ 
willigen, die außerhalb des Bezirks des Arbeits- 
amts im freiwilligen Arbeitsdienſt beſchäftigt werden 
ſollen, im Einvernehmen mit dem Arbeitsamt des 
Dienſtortes eine Beihilfe zu den erforlichen Koſten 
der Arbeitsausrüſtung ſowie der Reiſe zum Arbeits⸗ 
ort gewähren, ſoweit die Koſten offenbar nicht 
anderweitig aufgebracht werden können und ein 
Mißbrauch nicht zu beſorgen iſt. 
(2). Die Beihilfe wird für Arbeitsdienſtwillige, die 
aus den beſonderen Reichsmitteln gefördert werden, 
aus dieſen Mitteln beſtritten. 


Artikel 19f 
(1). Die Entſcheidung über Anerkennung und För⸗ 


derung der Arbeiten trifft der Vorſitzende des Arbeits⸗ 


amts des Dienſtorts, ſoweit ſich die Arbeiten nicht 
über die Bezirke mehrerer Arbeitsämter erſtrecken 
oder ſoweit nicht der Vorſitzende des Landesarbeits⸗ 
amts die Entſcheidung an ſich zieht. Die Entſchei⸗ 
dungen ergehen ohne Mitwirkung der Verwaltungs- 
ausſchüſſe. 

(2). Bei der Entſcheidung iſt von einer Prüfung, 
ob die Arbeiten gemeinnützig oder zuſätzlich ſind, 
abzuſehen, ſoweit es ſich um Arbeiten zur Auf⸗ 
ſchließung des Geländes, zur Errichtung der not⸗ 
wendigen Baulichkeiten oder um Bodenverbeſſerungs⸗ 
arbeiten auf dem Siedlungsgelände handelt. 

2. Dieſe Verordnung tritt am 6. Juni 1932 
in Kraft. 


Berlin, den 25. Mai 1932. 


Der Reichsarbeitsminiſter. 
Dr. Stegerwald. 


Erlaß des Reichsarbeitsminiſters 
vom 25. April 1932 
— IVV Nr. 1676/32 Am — 
An den 
Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittelung 
und Arbeitsloſenverſicherung. 


Ich möchte grundſätzlich an der Auffaſſung feſt⸗ 
halten, die ich in meinem Schreiben an Sie vom 
19. Januar d. J. — Wa 1625331 — zum Aus⸗ 
druck gebracht habe. Danach wird als freiwilliger 
Arbeitsdienſt bei der Siedlung regelmäßig nur die 
Mitarbeit derjenigen Perſonen anerkannt werden 
können, die nicht ſelbſt auf Grund des Siedlungs⸗ 
verfahrens, zu deſſen Gunſten der freiwillige Arbeits⸗ 
dienſt eingeſetzt wird, eine Siedlerſtelle erhalten. 
Der Siedlungsanwärter dagegen wird als Arbeits⸗ 
dienſtwilliger nicht gelten können, zumal er über⸗ 
wiegend im eigenen Intereſſe arbeitet. 

Unbeſchadet dieſes Grundſatzes möchte ich aller⸗ 
dings vermieden ſehen, daß durch zeitraubende 
Feſtſtellungen die Siedlungsarbeit ſich verzögert. 
Sollte es alſo im Einzelfalle nicht alsbald geklärt 
werden können, ob der eine oder andere der Mit⸗ 


arbeitenden ſpäter ſelbſt in den Beſitz einer Siedlung 
gelangt, ſo würde ich keine Bedenken dagegen er⸗ 
heben, ihn ohne langwierige Erhebungen zum 
Arbeitsdienſt zuzulaſſen. 

Ebenſo wird es auch einer Rückforderung der 
Leiſtungen, die ein Mitarbeiter bei der Siedlung 
auf Grund des freiwilligen Arbeitsdienſtes erhalten 
hat, dann nicht bedürfen, wenn er nachträglich in 
den Genuß einer Siedlerſtelle kommt (z. B. weil ein 
anderer Siedlungsanwärter fortgefallen ijt). 


(R. Arb.⸗Bl.1/ 84) Im Auftrag 
Dr. Weigert. 


RdErl. d. MfV. v. 11. 5. 1932, 


betr. baupolizeiliche Erleichterungen für vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlungsvorhaben 
eee 


Durch Erlaß vom 10. d. Mts. — II 1003/8. 4. 
(81) — find Ihnen für die Zulaſſung von Gied- 
lungsvorhaben, die von Ihnen als vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung anerkannt werden, die Befugniſſe aus 
§ 7 der Verordnung zur Behebung der dringendſten 
Wohnungsnot vom 9. 12. 1919 (RG Bl. S. 1968) 
übertragen worden. 

Dazu gehört auch die Befugnis, Abweichungen 
von den beſtehenden Bauordnungsvorſchriften zu⸗ 
zulaſſen, alſo Befreiungen (Diſpenſe) im Sinne des 
§ 5 der Bauordnungen zu erteilen. 

Ich erſuche, von dieſer Befugnis möglichſt weit⸗ 
gehend Gebrauch zu machen und baupolizeiliche Er⸗ 
leichterungen für Gebäude, die in vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlungsgebieten errichtet werden, ſtets dann 
zu gewähren, wenn ſie ohne Verletzung öffentlicher 
Intereſſen möglich ſind. 

Als Anhalt für dieſe Erleichterungen kann Ihnen 
meine Polizeiverordnung vom 4. 12. 1931 (GS. 
©. 255) dienen. An die Bauten der ohne Reichs⸗ 
mittel bauenden Stadtrandſiedler werden im all— 
gemeinen keine höheren Anforderungen in bau— 
polizeilicher Hinſicht zu ſtellen ſein als wie an die 
unter die Polizeiverordnung vom 4. 12. 1931 
fallenden Bauten. 

Daher würde bei Räumen zum dauernden Auf⸗ 
enthalt von Menſchen eine lichte Höhe von 2,20 m 
als ausreichend zugelaſſen, auf einen Anſchluß der 
Kleinſiedlerſtellen an Verſorgungsleitungen (Waſſer⸗ 
leitung, Lichtzufuhr, Entwäſſerungsanlage) verzichtet 
werden können. Zufahrten zu den einzelnen 
Siedlungsgrundſtücken ſind nicht immer erforderlich. 
Als Zugang zu dem geſamten Siedlungsgelände 
genügt ein einfacher und unbefeſtigter Zugang von 
4 m Breite, bei kleinen Siedlungsgruppen von 3 m 
Breite. Auch von einer Einfriedigung der einzelnen 
Siedlungsgrundſtücke kann unter Umſtänden abge⸗ 
ſehen werden. 

J. V.: Scheidt. 


An die Herren Regierungspräſidenten uſw. 
(VM Bl. 1932, Sp. 461). 
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Beiprechungen 


Mietſenkung⸗Kündigung⸗Lockerung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft nach der vierten Notverordnung und 
den Durchführungsbeſtimmungen des Reichs und 
Preußens. Erläutert von Dr. Martin Ebel 
und Adolf Lilienthal, Berlin. II. Auflage, Carl 
Heymanns Verlag. Berlin 1932. Preis M. 1,50. 

Die vorliegende Bearbeitung der neuen Miet⸗ 
vorſchriften ergänzt die weitverbreiteten Hauptwerke 
der Verfaſſer in erwünſchter Weiſe. Nach der Not⸗ 
verordnung vom 8. 12. 1931 und den ſchon früher 
erlaſſenen Preuß. Lockerungsverordnungen iſt das 
Mietrecht je nach der Höhe der Friedensmiete und 
nach Art und Lage des Mietraumes ſo verſchieden⸗ 
artig abgeändert, daß eine Zuſammenſtellung und 
Erörterung der neuen Vorſchriften unentbehrlich war. 
Darüber hinaus verwertet die Schrift die inzwiſchen 
erſchienene Rechtſprechung und erläutert an Bei⸗ 
ſpielen die Anwendung und Wirkung der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen. 

In dem der Mietſenkung gewidmeten Abſchnitt 
werden die Ausnahmen von der Mietzinsermäßigung 
beſonders eingehend behandelt, während die Miet⸗ 
angleichung bei gemeinnützigen Wohnungsunter⸗ 
nehmungen wohl zu kurz erörtert worden iſt. 

Die Vorausſetzungen der außerordentlichen Kündi⸗ 


gung von Mietverträgen ſind in ſcharfen Gegenſatz 


zu denjenigen der Mietſenkung geſtellt. Es wird 
— was ſonſt nur bei eingehendem Vergleich der 


einſchlägigen Vorſchriften erkennbar wird — zutreffend 


darauf hingewieſen, daß Untermietverhältniſſe und 


Pachtverträge zwar der außerordentlichen Kündigung, 


nicht aber der Mietſenkung unterliegen. Die einzelnen 
Fälle, in denen eine außerordentliche Kündigung 
ausgeſchloſſen iſt, werden an Beiſpielen erläutert und 


auf dieſe Weiſe auch dem Laien verſtändlich gemacht. 


Da der Kommentar bereits die Durchführungsver⸗ 
ordnung vom 23. Dezember 1931 berückſichtigt, wird 
insbeſondere auch der Kündigungsausſchuß bei 


einer Verpflichtung zur Gebrauchsausübung des Miet⸗ 


raumes hervorgehoben, ſowie die Regelung des Ver⸗ 
falls der Mietevorauszahlungen und das zum Aus⸗ 
gleich für dieſe Härtevorſchriften geſchaffene Wider⸗ 


rufsrecht der ſchon ausgeſprochenen Kündigung er⸗ 


örtert. 

Die dem Kommentar beigefügten einſchlägigen Ge⸗ 
ſetzestexte vervollkommnen das für jeden Praktiker 
unentbehrliche Werk. 

Rechtsanwalt Dr. Wittenberg. 


Die Wohnungsverhältniſſe der Berliner Altſtadt 
von Bruno Schwan, Geſchäftsführer des 
Deutſchen Vereins für Wohnungsreform. Heft 10 
der Schriften des Deutſchen Vereins für Woh⸗ 
nungsreform, Verlag: „Die Wohnung“, Berlin 
S. 14, Preis 2 RM. 

Der Deutſche Verein für Wohnungsreform hat 
in der Reihe ſeiner Veröffentlichungen eine Fort⸗ 
ſetzung zu der vor drei Jahren erſchienenen Arbeit 


„Die Wohnungsnot und das Wohnungselend in 
Deutſchland“ herausgebracht. Die Grundlage zu 
dieſer Veröffentlichung bilden die vom City⸗Aus⸗ 
ſchuß von Groß⸗Berlin und der Berliner Verkehrs⸗A. G. 
geleiſteten Vorarbeiten. Dieſe Zählbögen über die 
Wohnverhältniſſe der älteſten Viertel Berlins hat 
der Verfaſſer der Arbeit, Bruno Schwan, wiſſen⸗ 
ſchaftlich ausgewertet. Die Darſtellung gibt einen 
umfaſſenden Einblick in das Wohnelend der Ber⸗ 
liner Altſtadtviertel. Die ſtatiſtiſchen Tabellen und 
die reichen Abbildungen der Straßen, Höfe, Treppen⸗ 
häuſer und Innenräume vermitteln dem Leſer den 
Eindruck fürchterlicher Zuſtände. Daß heute noch 
ſolche Zuſtände in den Altvierteln der größten 
deutſchen Stadt herrſchen, iſt ein Beweis dafür, daß 
der bisherige Wohnungsbau kein Luxus, jondern 
das Erfordernis kultureller Selbſtverſtändlichkeit ge⸗ 
weſen iſt. Aus der Schrift muß man mit zwingender 
Notwendigkeit die Sanierungsbedürftigkeit der herab⸗ 
geſunkenen Wohnviertel im älteſten Berlin folgern. 
Der Verfaſſer zieht dieſe Folgerung nicht, da er die 
mit einer derartigen Sanierung verbundenen finanzi⸗ 
ellen Aufwendungen und das Unvermögen der deut- 
ſchen Wirtſchaft zu ihrer Aufbringung nicht verkennt. 
Der Zweck der Schrift iſt aber, den weiteſten Wirt⸗ 
ſchaftskreiſen dieſe Notwendigkeit vor Augen zu 
führen und ſie anzuregen, heute ſchon die Vor⸗ 
arbeiten für eine derartige Sanierung zu leiſten. 
Damit erfüllt die Schrift ihren Zweck. Sie iſt aber 
darüber hinaus auch geeignet, manches ſchiefe Urteil 
insbeſondere des Auslandes, über die Wohnzuſtände 
und den Wohnungsbau in Deutſchland zu wider⸗ 
legen. Wenn man dieſe Bilder aus der Berliner 
Altſtadt ſieht, wird man die Berechtigung der deutſchen 
Wohnungsfürſorge in der Nachkriegszeit nicht leugnen. 
Aus dieſer Wohnungsnot innerhalb der Berliner 
Altſtadt wird man auch entnehmen, daß trotz des 
Leerſtehens der Großwohnungen, das auf den Ein⸗ 
kommensrückgang weiter Kreiſe zurückzuführen iſt, 
auch in Berlin heute noch ein fühlbarer Wohnungs⸗ 
bedarf vorhanden iſt. Dr. F. N. 


Die Rationaliſierung im ländlichen Genoſſenſchafts⸗ 
weſen auf Grund des Notprogramms vom 31. März 
1928, von Dr. Eduard Fahr, Diplomvolkswirt aus 
Pirmaſens (Pfalz). Wirtſchaftsſtudien mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung Bayerns. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Georg von Schanz, Band 

125, Leipzig 1931. Preis 4,40 RM. 
Schon vor dem Kriege hatten die beiden großen 
deutſchen Genoſſenſchaftsverbände über einen Zu⸗ 
ſammenſchluß verhandelt, aber erſt die Not der 
Nachkriegszeit konnte die Widerſtände überwinden. 
Am 13. Februar 1930 wurde der Reichsverband der 
Deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften Raiff⸗ 
eiſen e. V. gegründet, der heute 89% der deutſchen 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften umfaßt und zu 
einer Vereinfachung und Verbilligung des genoſſen⸗ 
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ihaftlichen Apparates ſowie zu einer Verbejjerung Leider verzichtet das Buch darauf, das Zahlen- 


der Kreditbedingungen für die Landwirtſchaft und 
zu einer Förderung ihres Warenabſatzes führte. 


Der völlige Erfolg der Beſtrebungen auf Verein⸗ 


heitlichung des Genoſſenſchaftsweſens ſteht noch aus. 

Wir finden in dem Buch die im Rahmen des land⸗ 
wirtſchaftlichen Notprogramms der Reichsregierung 
vom 31. März 1928 erlaſſenen Richtlinien zur 
Rationaliſierung des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens. 


Es folgt eine kurze Geſchichte der Genoſſenſchafts⸗ 


verbände und ihrer ideellen Grundlagen ſowie der 
preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. Eine Er⸗ 
örterung der Probleme, die bei der Vereinheitlichung 
des Genoſſenſchaftsweſens auftauchen, leitet über zur 
Schilderung der Neuordnung und ihres Erfolges 
und zur Darſtellung der Gliederung des neuen Einheits⸗ 
verbandes, ſeiner Mitglieder und ſeiner Satzungen. 


Es iſt dem Verfaſſer gelungen, in exakter und 
gründlicher Weiſe den Werdegang des deutſchen 


Genoſſenſchaftsweſens, ſeine Problematik und die 
Schwierigkeiten ſeiner Rationaliſierung in flüſſiger 
und intereſſanter Form darzuſtellen. Die wertvolle 
Arbeit kann jedem, der mit der Frage der Genoſſen⸗ 


ſchaften zu tun hat oder ſich über dieſes Gebiet 


unterrichten will, beſtens empfohlen werden. 
Dr. Br. 


Die ländlichen Siedlungen in Litauen mit beſon⸗ 


derer Berückſichtigung ihrer Bevölkerungsver⸗ 
hältniſſe, von Dr. Werner⸗Eſſen. R. Voigtlän⸗ 


ders Verlag, Leipzig 1931. Preis für Text⸗ und 


Atlasband 20. — RM. 


Das Buch will vor allem Aufgaben der Kultur⸗ 


landſchaftsgeographie löſen und ſetzt ſich die beſchrei-⸗ 


bende und erklärende Darſtellung der heutigen Land⸗ 
ſchaft in Litauen zum Ziel. Es wird beſonderer Wert 
darauf gelegt, die Einflüſſe des Menſchen klar zu 
legen, der die Natur in ſeinen Dienſt ſtellt und ſie 
in ſeinem Sinne nützt und meiſtert. Nach einem 
kurzen Überblick über die litauiſche Kulturlandſchaft 
wendet ſich der Verfaſſer an Hand eines reichhaltigen 
Kartenwerkes der Beſprechung ihrer einzelnen Merk⸗ 
male und ihrer politiſchen und kulturgeſchichtlichen 
Bedingtheit zu. Die Siedlung im agrarpolitiſchen 
Sinn, die ja auch in Litauen im Rahmen einer 


Agrarreform in den letzten Jahren eine große Rolle 


ſpielte, behandelt der Verfaſſer nicht. 


Nachrichten des Vau⸗ 


Ehrung für Heinrich Vormbrock 


Dem Generaldirektor der Weſtfäliſchen Heimſtätte, 
Heinrich Vormbrock, iſt von der Techniſchen Hoch⸗ 


ſchule in Dresden die Würde des Dr. Ing. e. h. 
verliehen worden. 


Dr. e. h. Vormbrock ſteht ſeit mehr als 30 Jahren | 
in der gemeinnützigen Wohnungsbautätigkeit und ſeit 
Gründung der älteſten Preußiſchen Wohnungsfür⸗ 


ſorgegeſellſchaft, der Weſtfäliſchen Heimſtätte, an 
deren Spitze. Die Anhänger dieſer Bewegung werden 


material, das für die kartenmäßige Darſtellung der 
natürlichen Verhältniſſe Litauens, der Bevölkerungs⸗ 
verhältniſſe, der Gehöft⸗ und Flurformen und der 
Grundbeſitzverteilung zur Grundlage diente, mit zu 
veröffentlichen. Die Karten, die rein nach geogra⸗ 
phiſchen Geſichtspunkten gezeichnet ſind, können dafür 
keinen Erſatz bieten. So läßt ſich über die natür⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Grundlagen und die 
Struktur der litauiſchen Landwirtſchaft aus der Arbeit 
nur ein ganz rohes Bild gewinnen. Über die Durch⸗ 
führung der Agrarreform in Litauen und ihre Er⸗ 
folge, die den Siedlungspraktiker in erſter Linie 
intereſſieren, iſt aus der Schrift nichts zu entnehmen. 
Dr. Br. 


Eingegangene Bücher (Beſprechung vorbehalten): 

„Bäuerliche Bauweiſe, der Weg zur Landſiedlung.“ 
Herausgegeben von Wilhelm Schloz. Verlag: 
Bündiſcher Verlag, Heidelberg. Preis geheftet 
1.25 RM. 


„Baumarkt und Geſamtwirtſchaft“ (zweite Auflage 
mit Ergänzung bis zur Gegenwart). Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Ing. Karl Müller. Verlag: 
Dr. Emil Ebering, Berlin. Preis broſch. 4,80 RM. 


„Das Problem der Arbeitsloſigkeit unter Berück⸗ 
ſichtigung der wirtſchaftlichen Entwicklung 
Deutſchlands.“ Herausgegeben von Dr. Alexander 
Kokkalis. Verlag der Hochſchulbuchhandlung 
Kriſche & Co. Preis 1,60 RM. 


„Das Wohnungsweſen in der Schweiz“ Veröffent⸗ 
lichung des Internationalen Verbandes für 
Wohnungsweſen, Verlag: Julius Hoffmann, 
Stuttgart. 


„Landhunger“, Gedanken über Boden und neues 
Bauerntum. Herausgegeben von Wilhelm Schloz, 
Bündiſcher Verlag, Heidelberg. Preis geheftet 
2.50 RM, geb. 3.50 RM. 


„Siedeln und Bauen rings um Berlin“. Heraus⸗ 
gegeben von Franz Hoffmann. Verlag: Carl 
Heymann, Berlin. Preis: 2.— RM. 


„Die Lage der Landwirtſchaft im Freiſtaat Sachſen“. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Friedrich Falke. 
Verlag von Theodor Steinkopff. 


und Siedlungsmarktes 


in dieſer Ehrung eines ihrer Vorkämpfer über die 


perſönliche Anerkennung hinaus eine ſachliche Zu⸗ 
ſtimmung der Wiſſenſchaft zu den praktiſchen Be- 
ſtrebungen und Erfolgen ihrer Tätigkeit erblicken. 


Zehn Jahre Deutſches Forſchungsinſtitut für 
Agrar⸗ und Siedlungsweſen 
Das Deutſche Forſchungsinſtitut für Agrar⸗ und 
Siedlungsweſen kann in dieſen Tagen auf ein zehn⸗ 
jähriges Beſtehen zurückblicken. Es wurde auf Ver⸗ 
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anlaſſung des Reichsarbeitsminiſteriums in der 
Rechtsform der Stiftung am 2. Mai 1922 errichtet, 
nachdem der Reichstag die erforderlichen Mittel be⸗ 
willigt hatte. Das Stiftungsvermögen ſtellte die 


Geſellſchaft zur Förderung der inneren Koloniſation 


zur Verfügung. Direktor des Inſtituts war von 
Anfang an der bekannte Agrarpolitiker und National⸗ 
ökonom Prof. Dr. Sering. Den Vorſitz im Kura⸗ 
torium, dem u. a. neben Vertretern einzelner Länder 
Vertreter der für die Siedlungsfragen zuſtändigen 
Miniſterien und Vertreter der Geſellſchaft zur För⸗ 
derung der inneren Koloniſation angehören, führt 
ſeit Begründung des Inſtituts Staatsſekretär Dr. Geib 
vom Reichsarbeitsminiſterium. Außer in Berlin be⸗ 
ſtehen nunmehr Zweigſtellen in Königsberg i. Pr. 
(Prof. Dr. Lang), Jena (Prof. Dr. von Dietze), 
Bonn⸗Poppelsdorf (Prof. Dr. Beckmann), Roſtock 
(Prof. Dr. Seraphim), Hohenheim-Tübingen (Prof. 
Dr. Münzinger und Prof. Dr. Fuchs). 

Das Deutſche Forſchungsinſtitut kann auf eine 
große Zahl grundlegender und bedeutungsvoller 
wiſſenſchaftlicher Arbeiten zurückſehen. Über einhundert 
wiſſenſchaftliche Arbeiten wurden im Laufe der Jahre 
in Angriff genommen und größtenteils abgeſchloſſen. 


Sie ſind zum überwiegenden Teil in der vom Reichs⸗ 


miniſterium für Ernährung und Landwirtſchaft heraus⸗ 
gegebenen Zeitſchrift: „Berichte über Landwirtſchaft“, 
zum Teil als Sonderhefte, veröffentlicht worden. 
Sie behandeln nahezu alle für die Landwirtſchaft 
bedeutſamen und lebenswichtigen Fragen. 


„Sonne, Luft und Haus für Alle“. 
Ausſtellung für Anbauh aus, Kleingarten 
und Wochenenden. 

Dieſe Berliner Sommerſchau (vom 14. Mai bis 


7. Auguſt 1932) iſt als eine Ergänzung der „Deut⸗ 
Eine 
Initiative der deutſchen Bauwirtſchaft für Belebung 


ſchen Bauausſtellung Berlin 1931“ gedacht. 


volkstümlicher und zeitgemäßer Bauweiſe und Bau⸗ 
politik: „Ein letztes Mahnwort an das Reich, das 


Bauen in planvollere und geſichertere Bahnen zu 


leiten.“ 

Dieſe Tendenz betonte Stadtbaurat Dr. Martin 
Wagner mit nahezu verzweifelter Eindringlichkeit 
in ſeiner Eröffnungsanſprache. Insbeſondere in der 


Frage der Stadtrandſiedlung ſtellte er ſich in ſchärfſten 


Gegenſatz zur ſtaatlichen Bauplanung, die ihm hier 
eine „typiſch planloſe Kapitalfehlleitung — eine Me⸗ 
thode, Armut durch Armut zu bekämpfen“ darſtellt. 
Im Gegenſatz zu ſolcher „Politik“ ſei der Plan der 
Ausſtellung „einer großzügig angelegten Binnen- 
wanderung von abgeſtorbenen zu neu aufblühenden 
Arbeitsplätzen“ Antrieb zu geben, ein Hausbau für 
Alle und nicht nur für Arbeitsloſe. 

Im Brennpunkt dieſer ſiedlungspolitiſchen Aktion 
ſoll der Gedanke des „wachſenden Hauſes“ ſtehen: 


Die Möglichkeit des An- und Ausbauens mache ein 
Bauen für alle Verhältniſſe und alle Mittel möglich 


und bringe Bewegung in die durch ſtarre Pläne 
eng begrenzten bisherigen Siedlungspläne. Grund⸗ 


lage der Billigkeit und Durchführbarkeit dieſer „dy⸗ 
namiſch“ bewegteren Bauidee ſei die Einheits- 
fabrikation der Bauteile in Qualität und Quantität, 
die notwendig zur Induſtrialiſierung des Wohnungs⸗ 
baues und damit zu neuer Arbeitsbeſchaffung führte. 
Beſondere techniſche Neuerungen bringt die Aus⸗ 
ſtellung nicht. Auch der Gedanke des „wachſenden 
Hauſes“ behält ſeine Problematik. Zu begrüßen 
bleibt indes das Bemühen der Ausſtellung, in manig⸗ 
faltig gefüllten und geordneten Abteilungen die 
Offentlichkeit über die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen 
einer poſitiven Baupolitik aufzuklären. Es iſt ein 
Verdienſt, daß ſie vorhandenen Baubedarf und 
vorhandenes Baukapital durch Anſchauungs⸗ 
material und ſinnfällige Gedankenäußerungen bewußt 
werden läßt und anregt. Cs. 


36. Verbandstag 
des Reichs verbandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften. 


Der diesjährige Verbandstag des Reichsverbandes, 
des größten der baugenoſſenſchaftlichen Fachverbände, 
dem rund 550 Bauvereinigungen angeſchloſſen ſind, 
fand während der Zeit vom 20. bis 22. Mai d. Is. 
in Frankfurt / Oder ſtatt. 


Nach Erledigung der geſchäftlichen Angelegen⸗ 
heiten hielt dann der ſtellvertretende Verbands- 
vorſitzende, Herr Direktor bei der Reichsbahn Heintze, 
einen Vortrag über „Das derzeitige Wohnungsnot⸗ 
recht“ unter beſonderer Berückſichtigung der gemein⸗ 
nützigen Wohnungsunternehmen. 


Im Anſchluß daran ſprach Herr Oberreviſor 
Gutzmer über die Ausgeſtaltung der geſetzlichen 
Reviſion infolge der Gemeinnützigkeitsverordnung. 
An Hand der im Laufe des vorigen Jahres durch⸗ 
geführten Reviſionen ſtellte er die ſich oft wieder⸗ 
holenden Fehlerquellen bei der Organiſation und 
in der Geſchäftsführung der einzelnen Bauvereini⸗ 
gungen ſehr deutlich heraus. 


Die allgemeine Ausſprache, die dieſen Vorträgen 
folgte, zeigte die Schwierigkeiten, mit denen die 
Bauvereinigungen infolge der Wirtſchaftskriſe zu 
kämpfen haben. 


Am Abend wurden die rund 500 Teilnehmer 
des Verbandstages von der Stadt und Organiſation 
im Rathausjaal begrüßt. Der Lichtbildervortrag 
des Herrn Stadtbaurat Morgenſchweiß gab 
einen intereſſanten Einblick in den Kleinwohnungs⸗ 
bau in Frankfurt/ O. Herr Johannes Lu bahn 
vom Bund Deutſcher Bodenreformer umriß in kurzen 
Worten die Gedankengänge der Ausbauheimſtätte 
und ihre Finanzierung. 


Aus dem Geſchäftsbericht des Verbandsvorſitzen⸗ 
den, Geheimrat Dr. Glaß, ſei beſonders erwähnt, 
daß das Geſamtbetriebskapital der Mitglieder des 
Verbandes rund 800000000 RM im Vorjahre 
betrug. Rund 200 000 Wohnungen haben die Mit- 
glieder des Verbandes bis jetzt erſtellt. Nach der 
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Erſtattung des Geſchäftsberichtes ſprach Herr Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Rappaport über das Problem 
der innerdeutſchen Umftedlung und der damit im 
Zusammenhang ſtehenden Aufgaben der Baugenoſſen⸗ 
ſchaften. Als beſonders weſentlich hob er die not⸗ 
wendige Umſiedlung der wirklich Arbeitsloſen zur 
landwirtſchaftlichen Betätigung hervor, für die rund 
200 000 neue Bauernſtellen geſchaffen werden könnten. 
In dieſen Umſiedlungsprozeß könnten ſich die Baus 
vereinigungen durchaus zweckmäßig einfügen, be⸗ 
ſonders dadurch, daß ſie ihren Mitgliedern zu einer 
landwirtſchaftlichen Nebenerwerbsſiedlung in der 
Nähe der Wohnungen verhelfen. Die richtige Zu⸗ 
leitung geeigneter Siedler ſei durch die Bauver⸗ 
einigungen leicht möglich. 

Im Anſchluß daran ſprachen der Oberbürger⸗ 
meiſter der Stadt Frankfurt, Herr Dr. Kinne, über 
das Thema „Städte und Wohnungswirtſchaft“ und 
Reg.⸗Rat z. D. Heuſer über die einzelnen Not⸗ 
verordnungen und ihre Auswirkungen auf die gemein⸗ 
nützigen Bauvereinigungen. 

Im Anſchluß an dieſe Vorträge wurde eine Ent⸗ 
ſchließung gefaßt, in der mit näherer Begründung 
geſetzliche Maßnahmen zur Erleichterung der Laſten 
der Wohnungsunternehmen gefordert wurden. 


Der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen 
hielt am 22. und 23. April 1932 in Bad Köſen 
ſeine diesjährige erſte Arbeitsausſchuß⸗Sitzung ab. 
Zahlreich erſchienen waren die Vertreter des Reiches 
und der Länder; darunter der Staatsſekretär im 
Preußiſchen Volkswohlfahrtsminiſterium, Profeſſor 
Dr. Ing. e. h. Dr. h. c. Scheidt. Aus dem Geſchäfts⸗ 
bericht über das Jahr 1931 ging hervor, daß der 
Ausſchuß ſich im Vorjahre vor allem mit dem 
Problem der Schlicht⸗ und Kleinwohnungen befaßt 
hatte. Es wurden eingehende Unterſuchungen ſowohl 
nach der Seite der Grundrißgeſtaltung wie hin⸗ 
ſichtlich der hierfür beſonders geeigneten Bau⸗ 
konſtruktionen und Bauſtoffe durchgeführt. Auch 
die Frage des Feuerſchutzes wurde behandelt. Ein 
beſonderes Arbeitsgebiet war endlich die Aufſchließung 
von Siedlungen unter beſonderer Berückſichtigung 
der Kläranlagen. 

Die Sammlungspolitik des Deutſchen Ausſchuſſes 
für wirtſchaftliches Bauen mit dem Ziel, alle am 
Hochbau und am Wohnungsbau im beſonderen bes 
teiligten fachwiſſenſchaftlichen Gruppen zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Arbeit zuſammenzubringen, um Über 
ſchneidungen und Doppelarbeiten zu vermeiden, iſt | 
im verfloſſenen Jahr zu einem gewiſſen Abſchluß 
gekommen. Die Arbeitsgemeinſchaft für wirtſchaft⸗ 
liches Bauen, deren Leitung in den Händen des 
jeweiligen Präſidenten des Deutſchen Ausſchuſſes 
für wirtſchaftliches Bauen gelegt worden iſt und 
deren Geſchäftsſtelle mit der Geſchäftsſtelle 
des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaft⸗ 
liches Bauen in Leipzig C 1, Tröndlin⸗ 


Ring 9, verbunden wurde, beſteht heute aus 
folgenden deutſchen Organiſationen: Arbeitsgemein⸗ 


ſchaft für Brennſtofferſparnis, Bund Deutſcher Archi⸗ 
tekten, Bund zur Förderung der Farbe im Stadtbild, 
Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, 
Inſtitut für Schall und Wärmeforſchung in Stuttgart, 
Deutſches Handwerksinftitut, Deutſcher Normen- 
ausſchuß. 

Das Oſterreichiſche Kuratorium für Wirtſchaft⸗ 
lichkeit hat ſich mit ſeinen Vereinigungen dem 
Deutſchen Ausſchuß angeſchloſſen. 

In dieſer Arbeitsgemeinſchaft ſollen jährlich gemein⸗ 
ſchaftliche Arbeitsprogramme aufgeſtellt werden. Die 
Arbeiten ſelbſt werden auf die einzelnen Sonder⸗ 
gruppen ſinngemäß verteilt und im allgemeinen am 
Schluſſe des Jahres in einer gemeinſchaftlichen 
öffentlichen Haupttagung veröffentlicht. 

Für das Jahr 1932 wurde als Arbeitsgebiet die 
vorſtädtiſche und ländliche Kleinſiedlung beſtimmt, 
und zwar ſoll dieſes Gebiet ſowohl nach der Seite 
des Grundriſſes und der Durchbildung des Hauſes, 
wie unter dem Geſichtswinkel der geeigneten Kon⸗ 
ſtruktionen und Bauſtoffe und unter Berückſichtigung 
der Selbſthilfe behandelt werden. Es iſt vorge⸗ 
ſehen, im Herbſt eine öffentliche Haupttagung ab⸗ 
zuhalten. 

Im Anſchluß an die Geſchäftsſitzung brachte der 
wiſſenſchaftliche Teil folgende Vorträge, an die ſich 
eine ſehr lebhafte Ausſprache anſchloß: 


„Die Grundriſſe und Aufriſſe der vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlung“ Referent: Miniſterialrat Dr. Schmidt, 
Reichsarbeitsminiſterium, Berlin, „Die Grundriſſe 
und Aufriſſe der ländlichen Siedlung“, Referent: 
Direktor Regierungsbaumeiſter Dr. Wrede, „Sächſ. 
Heim“, Dresden, „Die Möglichkeit und die Be⸗ 
deutung der Selbſthilfe beim heutigen Siedlungsbau“ 
Referent: Direktor Wagner, Sorau N.⸗L. „Die 
Bauſtoffe und Baukonſtruktionen der vorſtädtiſchen 
und ländlichen Siedlung“ Referent: Profeſſor Dr. 
Ing. Jobſt Siedler, Techniſche Hochſchule, Berlin, 
„Der Holzbau in der Kleinſiedlung“ Referent: 
Dipl.-Ing. Seidel, Leipzig, „Ziegelbauweiſen für 
Außenmauern bei Kleinſt- und ländlichen Gied- 
lungen“ Referent: Architekt Hofherr, Berlin, „Grund⸗ 
ſätzliche Fragen über Zementbauweiſen in der heu⸗ 
tigen Kleinſiedlung“ Referent: Dipl. Ing. Weiß, 
Berlin. 

Zuſammenfaſſend konnte feſtgeſtellt werden, daß 
der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen 
es mit Glück verſtanden hat, auch über das ſchwierige 
Jahr 1931 hinwegzukommen und ein reiches Arbeits⸗ 
programm zu erledigen, ohne daß ihm irgendwelche 
weſentliche Mittel zur Verfügung geſtanden hätten. 
Erreicht konnte dies nur werden durch die außer⸗ 
ordentlich opferwillige Mitarbeit aller beteiligten 
Mitglieder. Nachdem die Reichsforſchungsgeſellſchaft 
für Wirtſchaftlichkeit im Bau⸗ und Wohnungsweſen 
gezwungen war, im Vorjahre endgültig zu liqui⸗ 
dieren, wird jetzt die unter Führung des Deutſchen 
Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen entſtandene 
Arbeitsgemeinſchaft für wirtſchaftliches Bauen un⸗ 
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zweifelhaft eine umjo größere Bedeutung gewinnen, 


da hier jetzt die meiſten der am Wohnungsbau be= 
| 


teiligten Kreiſe vereint find. 


Bauwirtſchaftsverbände gegen die Schleſiſche 
Heimſtätte. 
Am 10. Januar 1931 haben eine Reihe von Ver⸗ 


bänden der ſchleſiſchen Bauwirtſchaft den Aufſichts⸗ 


organen der Schleſiſchen Heimſtätte ſowie den Par⸗ 
lamenten eine längere Beſchwerdeſchrift über die 
Tätigkeit der Schleſiſchen Heimſtätte eingereicht, die 


zum Teil in der Preſſe und in den Fachzeitſchriften 


veröffentlicht worden iſt. 


Auf Grund der Beſchwerde hat der Herr Preußi⸗ | 
ſche Miniſter für Volkswohlfahrt eine Nachprüfung 


angeordnet, welche durch einen eigens hierfür ge⸗ 
bildeten Unterſuchungsausſchuß des Aufſichtsrats 
erfolgt iſt. 

Auf Grund des Unterſuchungsergebniſſes hat die 
Schleſiſche Heimſtätte gegen die beſchwerdeführenden 


Organiſationen Klage auf AUnterlaſſung der Ver⸗ 


breitung der Denkſchrift und der in ihr enthaltenen 
unrichtigen Behauptungen ſowie einen Antrag auf 
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung des gleichen 
Inhalts vor den ordentlichen Gerichten eingereicht. 
Die Streitfrage iſt nunmehr durch nachſtehende Er⸗ 
klärung der beteiligten Organiſationen erledigt: 


Erklärung. 
Im Januar 1931 haben 12 Verbände der jchle= 
ſiſchen Bauwirtſchaft nebſt den Handwerkskammern 
zu Breslau und Liegnitz eine Beſchwerdeſchrift über 


das Geſchäftsgebaren der Schleſiſchen Heimſtätte den 


Aufſichtsorganen und den Parlamenten unterbreitet. 

Die in dieſer Denkſchrift vorgetragenen Beſchwerden 
ſind von einem durch den Aufſichtsrat der Heimſtätte 
eigens hierfür eingeſetzten Unterſuchungsausſchuß 


eingehend nachgeprüft und auch mit den Vertretern 


der beſchwerdeführenden Organiſationen erörtert 
worden. Die Prüfung des vorgelegten Materials 


hat ergeben, daß eine reſtloſe Aufhellung des Tat⸗ 


beſtandes in einzelnen Fällen nicht möglich ſein 
würde. (Vgl. Protokoll des Unterſuchungsausſchuſſes 
vom 23. Juli 1931, Blatt 2.) 
Beide Parteien geben als Ergebnis dieſer Nach- 
prüfungen und Verhandlungen folgendes bekannt: 
1. Die beſchwerdeführenden Organiſationen er⸗ 
klären, daß ihre Beſchwerdeſchrift nur den 
Zweck hatte, eine Nachprüfung der ſtrittigen 
Punkte durch die Aufſichtsorgane zu veranlaſſen, 
um ein reibungsloſes Zuſammenarbeiten der 
Bauwirtſchaft mit der provinziellen Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft herbeizuführen. Die Schle⸗ 
ſiſche Heimſtätte in der Offentlichkeit anzugreifen 


oder herabzuſetzen, lag nicht in der Abſicht der 
Insbeſondere 


beſchwerdeführenden Verbände. 
haben ihnen perſönliche Angriffe gegen die zur⸗ 
zeit leitenden Perſonen der Heimſtätte fern- 
gelegen. 


Ebenſo erklären die Vertreter der Heimſtätte, 
daß es auch ihnen ferngelegen habe, in ihren 
Erwiderungen die Beſchwerdeführer im einzelnen 
perſönlich zu verdächtigen oder zu beſchuldigen. 


2. Über die grundſätzlichen Fragen des Ver⸗ 
dingungsweſens und des Schutzes der Hand— 
werkerintereſſen iſt Einigung erzielt. Die Heim⸗ 
ſtätte wird ſich bemühen, die Intereſſen der 
an ihren Bauten beteiligten Handwerker ſoweit 
als möglich zu ſchützen. Soweit in der Ver⸗ 
gangenheit Streitigkeiten über die Vergebung 
von Bauarbeiten durch die Schleſiſche Heim— 
ſtätte entſtanden ſind, find fie nach den Feſt⸗ 
ſtellungen der Heimſtätte darauf zurückzuführen, 
daß die Beſtimmungen der Verdingungsord⸗ 
nung für Bauleiſtungen zu dieſer Zeit für die 
Hauszinsſteuerbauten der Schleſiſchen Heim⸗ 
ſtätte noch nicht in Kraft geſetzt waren, dieſe 
deshalb zum Teil nach anderen Grundſätzen 
verfahren iſt. 


3. Hinſichtlich der Beſchaffung von Bauſtoffen 
wurde feſtgeſtellt, daß die Schleſiſche Heimſtätte 
bzw. ihre Tochtergeſellſchaft, die Niebag, 
bereits ſeit längerer Zeit einen gewerblichen 
Bauſtoffhandel nicht mehr betreibt. Die Niebag 
gibt die Erklärung ab, daß ſie grundſätzlich 
keine Baugeſchäfte beliefere, ſondern nur als 
Einkaufsgeſellſchaft für die von der Schleſiſchen 
Heimſtätte betreuten Bauherren tätig ſei. So⸗ 
weit in der Vergangenheit Streitigkeiten aus 
Bauſtofflieferungen entſtanden ſind, ſind ſi 
durch die jetzige Geſchäftstätigkeit der Niebag 
überholt. Beide Parteien ſind ſich darin einig, 
daß grundſätzlich weder die Schleſiſche Heim⸗ 
ſtätte noch ihre Tochtergeſellſchaften in Zukunft 
eigene Regiebetriebe zur Herſtellung von Bau⸗ 
ſtoffen und Bauteilen unterhalten ſollen. So⸗ 
weit ſolche Betriebe noch beſtehen, ſollen ſie 
möglichſt abgebaut werden. 


4. Die Schleſiſche Heimſtätte erkennt an, daß 
ſowohl die Handwerkskammern als auch die 
unterzeichneten Verbände geglaubt haben, in 
der Wahrung berechtigter Intereſſen zu handeln. 


Auf Grund dieſer gegenſeitigen Erklärungen wird 
folgender Vergleich zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſen: 


1. Beide Parteien ſind darin einig, daß durch die 
vorſtehende Erklärung der Grund zu gegen- 
ſeitigen weiteren Angriffen aus dem Wege 
geräumt iſt und ſolche nicht mehr erfolgen 
dürfen. 


2. Die Schleſiſche Heimſtätte nimmt ihre Klage 
und den Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung zurück. 
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3. Die vorſtehende Erklärung wird von beiden 
Parteien unterzeichnet und allen Stellen zu⸗ 
geſandt, welche die Denkſchrift und den Bericht 
des Unterſuchungsausſchuſſes erhalten haben. 

4. Die entſtandenen Koſten werden von jeder 
Partei ſelbſt getragen. 


(gez.) Unterſchriften. 
Architektenſchaft und ländliche Siedlung. 


Der Bund Deutſcher Architekten veranstaltete am Siedler wiederholt werden benen, da bisher die 


27. Mai 1932 im ehemaligen Herrenhauſe einen 


Vortragsabend über Architektenſchaft und ländliche 
Siedlung. 


Kallmeyer, Halle S., in ſeiner Eigenſchaft als 
Mitglied des Bundesvorſtands und Vorſitzender 
der Fachgruppe ländliche Siedlung, ſprach Architekt 
BDA. Rudolf Prömmel, Berlin, über das Thema: 
„Die Aufgaben des Architekten bei der ländlichen 
Siedlung“. Der Vortragende betonte die Zugehörig⸗ 
keit der Architekten zur ländlichen Siedlung und 
faßte dieſe nicht nur als eine bautechniſche, ſondern 
als eine volkswirtſchaftliche Aufgabe auf. Nach 
ſeinen Ausführungen betrachten die Architekten ſich 
keineswegs nur als Baufachleute, ſondern ſtreben 
verantwortungsbewußt an, Siedlungsfachleute zu 
ein. 

| Im Anſchluß daran hielt Architekt BDA. Wilhelm 
Heilig, Berlin, einen durch Lichtbilder erläuterten 
Vortrag: „Arbeitsmarkt und ländliche Siedlung“. 


Ausbildung von Siedlern in der Imkerei. 

Die oſtpreußiſche Imkerſchule, ſtaatlich anerkannte 
Lehr- und Verſuchsanſtalt für Bienenzucht in Korſchen 
Oſtpr. hatte vom 17. bis 20. Mai d. Is. für Siedler 
der Oſtpreußiſchen Bau- und Siedlungsgeſellſchaft 
einen Sonderlehrgang über Bienenzucht einge⸗ 
richtet. 

Durch Entgegenkommen der Imkerſchule und des 


Nach einleitenden Begrüßungsworten 
von Architekt BDA. Reg.-Baumjtr. a. D. Julius 


Provinzialverbandes Oſtpreußiſcher Bienenzüchterwar 


es möglich geweſen, die Teilnehmergebühr auf einen 
geringen Betrag feſtzuſetzen, der den Siedlern ebenſo 
wie die Reiſe⸗ und Verpflegungskoſten aus den 
Wohlfahrtsfonds der einzelnen Güter zur Verfügung 


geſtellt wurde, ſodaß dem Siedler ſelbſt keine be⸗ 


ſonderen Koſten entſtanden. 


Der Lehrgang ſollte dazu dienen, von jedem Gut 
ein oder zwei geeignete Siedler, die ſich für die 
Bienenhaltung intereſſieren, in der Imkerei auszu⸗ 
bilden, damit ſie anderen Siedlern ihre erworbenen 


Kenntniſſe weitergeben können. Der Lehrgang war in 


der Hauptſache auf die Unterrichtung von Anfängern 
eingeſtellt, aber es wurden auch ſchwierigere Sonder⸗ 
fragen eingehend behandelt, da auch hierfür bei 
einzelnen Teilnehmern, die bereits praktiſch in der 
Imkerei tätig geweſen waren, reges Intereſſe beſtand. 


Wert wurde vor allem auf die Unterweilung in 


praktiſchen Handgriffen bei der Arbeit auf dem 


Bienenſtand gelegt. Die Vortragsthemen wurden 
zum Teil durch Lichtbilder erläutert. Meiſt wurde 
der Stoff in Form einer Ausſprache behandelt, 
ſodaß ſich der Lehrgang außerordentlicher Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Teilnehmer erfreute. 

Am letzten Tag fand eine gründliche Wieder⸗ 
holung des geſamten Penſums und eine Abſchluß⸗ 
prüfung ſtatt. 

Es wäre wünſchenswert und erfreulich, wenn für 
die folgenden Jahre dieſe Lehrgänge für weitere 


Imkerei bei genügenden Kenntniſſen des Bienen⸗ 
halters immer noch einen nicht unbedeutenden Neben⸗ 
verdienſt eingebracht hat. Gr. 


Bauwirtſchaft. 


Die ſaiſonmäßige Belebung des Arbeitsmarktes, 
die in dieſem Jahr in Oſtpreußen erſt ſpäter als 
ſonſt, im April, eingetreten war, ebbte bereits Ende 
Mai wieder ab. Während im Vorjahr die Ent⸗ 
laſtung von Ende April bis Ende Mai auf dem 
Arbeitsmarkt im Baugewerbe rund 40 v. H. betrug, 
machte ſie in dieſem Jahr nur etwa 19 v. H. aus. 
Rund 60 v. H. der vorhandenen Bauhandwerker 
war Ende Mai in Oſtpreußen ohne Beſchäftigung; 
ebenſo liegen die Verhältniſſe in Oberſchleſien, der 
einzigen Provinz, für die die Zahl der arbeitjuchen- 
den Bauhandwerker für Ende Mai vorliegt. 

Infolge der geringen Bautätigkeit, die ſich faſt 
ausſchließlich auf ländliche Siedlungsbauten beſchränkt, 
wird nach wie vor von dem Bauſtoffhandel über 
den geringen Umſatz geklagt. Die oſtpreußiſche 
Sägewerkinduſtrie wird dadurch einen kleinen Auf⸗ 
ſchwung erfahren, daß eine Abmachung getroffen 
iſt, derzufolge 50000 km Rundholz, das die preu⸗ 
ßiſche Staatsforſtverwaltung noch in Oſtpreußen aus 
dem vorjährigen Beſtande liegen hat, an die einzelnen 
Mitglieder einer neugegründeten Holzhandels-Geſell⸗ 
ſchaft zum Schneiden geliefert wird. Bedingung 
iſt, daß der Abſatz zu 80 v. H. ins Ausland geht, 
der Reſt in Deutſchland außerhalb Oſtpreußens ab- 
geſetzt wird, damit der innerdeutſche Markt nicht zu 
ſehr belaſtet wird. Durch dieſe Maßnahme, die 
zum Teil als Notſtandsarbeit aufgezogen wird, 
wird für über 1000 Arbeiter in Oſtpreußen für 
einige Monate Beſchäftigung geſchaffen. 

Die Bauſtoffpreiſe ſind im Juni in Oſtpreußen 
unverändert geblieben, während Pommern von Preis⸗ 
ermäßigungen berichtet. In Oberſchleſien ſind neben 
einigen Preisſenkungen Preisſteigerungen eingetreten, 
die den Bauſtoffindex um etwa 7 Punkte anſteigen 
ließen. Die Angaben für die Grenzmark liegen 
noch nicht vor. Durch die am 18. Mai 1932 neu 
feſtgeſetzten Lohntarife ermäßigte ſich der Lohninder 
in den 3 Provinzen recht erheblich. Während in 
Oſtpreußen und Oberſchleſien die Löhne noch das 
1,42 fache des Lohnſtandes von 1913 ausmachen, 
beträgt der Lohnindex in Pommern nur noch das 
1,29 fache des Vorkriegsſtandes. Dr. Gr. 
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Zahlen zur Vauwirtſchaft 


Monat Ober⸗ 

Gegenſtand 1932 Ostpreußen] Pommern | Grenzmark |  islefien 
Lebenshaltungsimder . . . . - Mai 121,1 (Vormonat 121,7) | 
Großhandelsindex . Mai 97,2 (Vormonat 98,4) ] Reich 
Baukoſtenindex 8 2 Mai 123,5 (Vormonat 127,7) 
F m. nt re dum 1178 8 0 
Beten? Juni 1091 2 55 
eee Juni 1287 58 
Mauerſteine (1000 Stck.). dum h 
Dachpfannen (1000 Stck.)) J 5 & 855 
I Drage (d, Juni 3 Be 
Stammware (1 ehm) Juni Ai . a 
Kantholz (1 chm) Fun ca Be 
Fußboden (1 chm) Jun Fra we 
Balken und Bohlen (1 chm) Sun =: en 
Bauhandwerker (Stundenlohn) Juni 0,738 „ 5 
Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn) Juni 0,65 „ 5 BL 
ArbeitsjuhendeBauhandwerker . . Ende Nel Kae 5 1 604 


Bauwirtſchaftliche Kurven 


2. eee 
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